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1 Das Wichtigste in Kürze 

Im Jahr 2011 trat mit dem revidierten Betäubungsmittelgesetz (BetmG)1 Artikel 3c2 «Meldebefugnis» in 

Kraft. Damit wurde Amtsstellen und Fachleuten im Erziehungs-, Sozial-, Gesundheits-, Justiz- und 

Polizeiwesen ermöglicht, gefährdete Kinder, Jugendliche und Erwachsene den zuständigen kantonalen 

Stellen zu melden.  

Die Einführung von Art. 3c BetmG führte zu einer Reihe von Umsetzungs- und Abgrenzungsproblemen. 

Die Herausforderung liegt insbesondere im kantonalen Vollzug, bei welchem es grosse Unterschiede 

gibt. Die wichtigsten Kritikpunkte betreffen die Abgrenzung von den Gefährdungsmeldungen nach dem 

Schweizerischen Zivilgesetzbuch (ZGB)3; die fehlende Alltagstauglichkeit durch eine Integration in das 

BetmG (Ausschluss von für Jugendliche relevanten Bereichen wie Alkohol, Medikamente oder 

Verhaltenssüchte als Meldegründe; Nichtberücksichtigung der Komplexität vieler Situationen); 

Unklarheiten darüber, ob und wie das Ziel der Früherkennung und Frühintervention (F+F)4 durch 

Art. 3c BetmG erreicht werden kann; fehlende Verfahrensnormen und konkrete Massnahmen. Im 

Auftrag des Bundesamtes für Gesundheit (BAG) hat Infodrog das Projekt «Meldungen bei Gefährdung 

durch Substanzkonsum bei Kindern und Jugendlichen» durchgeführt. Ziel war die Formulierung von 

Empfehlungen und die Beschreibung von Umsetzungsbeispielen in den Kantonen mit Fokus auf Kinder 

und Jugendliche. Dazu wurden in den Kantonen eine Bestandesaufnahme und eine Bedarfsanalyse zur 

Anwendung von Art. 3c BetmG durchgeführt. Die Grundlage bildeten drei Online-Umfragen (Kantonale 

Konferenz der Suchtbeauftragten KKBS, 3c-Stellen, Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden KESB), die 

Beschreibung von drei kantonalen Umsetzungsbeispielen (Bern, Freiburg, Schaffhausen) sowie die 

Durchführung von drei Fokusgruppen mit Fachpersonen aus den Bereichen Erziehung, Soziales, 

Gesundheit, Justiz und Polizei der Beispielkantone. Zudem wurden nationale Expert:innen bei der 

Erarbeitung der Empfehlungen einbezogen. 

Stand der Umsetzung in den Kantonen 

In 19 Kantonen gibt es 3c-Stellen nach Art. 3c BetmG, Stand Juni 2022. In zwei Dritteln davon sind die 

3c-Stellen bei Suchtfachstellen5 angegliedert, vier Kantone verfügen über eine kantonale Triage-Stelle 

und zwei Kantone haben die Stelle in die KESB integriert. Rund ein Viertel der Kantone verfügt über keine 

3c-Stelle. Es gibt in diesen Kantonen indes andere Strukturen zur Unterstützung von Minderjährigen. Die 

Anzahl der jährlichen 3c-Meldungen zu Kindern und Jugendlichen beläuft sich auf 30 bis 40 Meldungen 

(ohne Meldungen an die KESB-3c-Stellen), rund die Hälfte davon erfolgt im Kanton Freiburg. 

Stärken und Schwächen von Art. 3c BetmG sowie Handlungsbedarf 

Der Handlungsbedarf im Zusammenhang mit Art. 3c BetmG wird als erheblich eingeschätzt, denn 

Art. 3c BetmG funktioniert nicht.  

• Meldebefugnis wird nicht genutzt, es gibt keine oder kaum Meldungen; Zusatznutzen einer 

zweiten Stelle für Meldungen neben der KESB wird hinterfragt 

• 3c-Stellen und Meldemöglichkeit sind unter relevanten Fachpersonen nicht bekannt, teils ist 

selbst der 3c-Stelle ihr Status nicht klar 

 

 

1  SR 812.121 

2  Artikel ausformuliert im Anhang 1: Artikel 3c BetmG. 

3  SR 210 

4  Früherkennung und Frühintervention: Harmonisierte Definition (publiziert im Aug. 2022). 

5  Der Begriff «Suchtfachstelle» wird unterschiedlich verwendet. In diesem Bericht wurde eine breite 

Definition gewählt: Es werden Angebote der Prävention, Gesundheitsförderung und 

Beratung/Therapie darunter subsumiert. Andere beziehen den Begriff indes nur auf Letztere. 

https://www.bag.admin.ch/dam/bag/de/dokumente/npp/f-f/f-f-harmonisierte-definition.pdf.download.pdf/F-F%20Harmonisierte%20Def_D_VF.pdf
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• Art. 3c BetmG wird als nicht sinnvoll oder sogar hinderlich erachtet für F+F: F+F baut auf 

Vertrauen und Kooperation auf, dies steht im Gegensatz zu einer Meldung 

Die Umsetzungsprobleme lassen sich partiell dadurch erklären, dass bei Inkrafttreten von Art. 3c BetmG 

die rechtlichen Grundlagen für eine Professionalisierung des Kindes- und Erwachsenenschutzrechts 

(KESR) geschaffen wurden und 2013 in Kraft traten. Da Art. 3c BetmG beschränkt ist auf illegale 

psychoaktive Substanzen, Privatpersonen als Meldende ausschliesst und Massnahmen rechtlich nicht 

definiert sind, konnte durch Art. 3c BetmG kein Mehrwert generiert werden. Aus rechtlicher Sicht sind 

die Hürden für eine Meldung an eine 3c-Stelle hoch, denn es müssen weitreichende Bedingungen für 

eine Meldung erfüllt sein (Art. 3c Abs. 1 Bst. a-b BetmG). Damit erscheint eine Meldung nach 

Art. 3c BetmG nicht vorgelagert zu einer Gefährdungsmeldung an die KESB, wie ursprünglich angedacht. 

Daraus entstehen möglicherweise auch die Widersprüche zu F+F. 

Im Verlauf des Projekts hat sich herausgestellt, dass die Schwächen von Art. 3c BetmG stärker gewichtet 

werden als die Stärken. Was bei den Stärken auffällt: Teils werden diese zwar im Zusammenhang mit 

Art. 3c BetmG genannt, bei näherer Betrachtung stehen sie indes weniger mit diesem Gesetzesartikel, 

sondern mit dem F+F-Gedanken in Verbindung. 

Das Potenzial von Art. 3c BetmG ist möglicherweise eine «stille Funktion», indem es Regelungen zum 

Amts- und Berufsgeheimnis für Fachpersonen gibt. Den Fachpersonen ist oft nicht klar, was diese 

Regelungen für den Arbeitsalltag und ihre Rechte und Pflichten bedeutet. Gleichzeitig ist die rechtliche 

Situation mit zwei Arten von Meldebefugnissen (BetmG, ZGB) und einer Meldepflicht (ZGB) für viele 

Fachpersonen komplex, vielfach unverständlich. Ferner kann Art. 3c BetmG auch politischen 

Signalcharakter haben, indem ein Prozess zur Evaluation und Adaption der kantonalen Versorgung 

Jugendlicher stimuliert wird. Art. 3c BetmG hätte auch Potenzial, wenn die Gültigkeit auf alle 

Suchtbereiche und gegebenenfalls darüber hinaus ausgeweitet werden könnte. Eine Anpassung der 

rechtlichen Grundlagen wird zum aktuellen Zeitpunkt aber kritisch gesehen. 

Zentrale Empfehlungen 

Basierend auf den Ergebnissen der Bestandesaufnahme und der Bedarfsanalyse wurden Empfehlungen 

auf Ebene Kantone/Gemeinden und Bund (BAG) formuliert. 

• Auf situationsgerechte und frühzeitige Unterstützung von Jugendlichen fokussieren 

Die Analysen haben gezeigt, dass Art. 3c BetmG als nicht sinnvoll erachtet wird für F+F. F+F baut auf 

einem Austausch auf Augenhöhe auf, der auf Vertrauen und Kooperation basiert. Dies steht im 

Gegensatz zu einer Meldung, die als top-down wahrgenommen wird. Zudem wird der Begriff Meldung 

(Französisch: «signaler», «annoncer») von vielen Fachpersonen aus dem Gesundheits-, Sozial- und 

Erziehungsbereich als nicht zu F+F passend beurteilt und oftmals mit einer Gefährdungsmeldung an die 

KESB assoziiert. Gleichzeitig ist die Möglichkeit einer Meldung durch eine Gefährdungsmeldung an die 

KESB hinreichend abgedeckt und es ist nicht klar, welchen zusätzlichen Nutzen eine weitere Meldestelle 

neben der KESB bringen könnte, auch wenn es sich «nur» um eine Meldebefugnis handelt. Generell 

sollte eine Meldung erst erfolgen, wenn alle Möglichkeiten im Kompetenzbereich der Fachpersonen 

selbst oder unter Einbezug von Fachpersonen aus anderen Bereichen ausgeschöpft wurden. Eine 

Meldung an die KESB ist indes unerlässlich, sollte eine klare Gefährdung vorliegen. 

Aus all diesen Gründen steht Art. 3c BetmG gewissermassen im Widerspruch zu F+F. Daraus folgt die 

Empfehlung, auf die situationsgerechte und frühzeitige Unterstützung von Jugendlichen zu fokussieren. 

Dies kann erreicht werden, indem die Aus- und Weiterbildung sowie die Vernetzung von Fachpersonen, 

die mit Jugendlichen zu tun haben, gefördert werden. Für die Implementierung von F+F in den 

Organisationen (Schule, Jugendarbeit etc.) ist die Sensibilisierung von Schlüsselpersonen wie 

Schulleitenden, Verantwortlichen in den Gemeinden und anderen Führungspersonen notwendig. 

Gleichzeitig fehlen digitale Angebote für (vulnerable/gefährdete) Jugendliche im niederschwelligen 
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beraterisch/therapeutischen sowie schadensmindernden Bereich, während es genügend informative 

Websites gibt. 

• Strukturebene: Umfassende Versorgung Jugendlicher sicherstellen 

Da die kantonalen 3c-Stellen mit wenigen Ausnahmen nicht zu funktionieren scheinen, braucht es einen 

anderen Umgang und neue Ansätze im Zusammenhang mit Art. 3c BetmG. Es reicht nicht, bestehende 

Ansätze bekannt zu machen und zu verbreiten. Unerlässlich ist eine Weiterentwicklung des 

Bestehenden, gegebenenfalls braucht es neue Strukturen in den Kantonen. Zur Erreichung dieses Ziels 

sollten Abläufe und Strukturen in den Kantonen überprüft und angepasst werden, damit die Jugendhilfe 

und Jugendförderung gestärkt werden. Die Entwicklung sollte hin zu umfassenden Ansätzen erfolgen, die 

alle Suchtbereiche berücksichtigen (oder darüber hinaus, um der Komplexität der Situationen gerecht zu 

werden), mehrere multidisziplinäre Angebote unter einem Dach vereinen beziehungsweise in 

multidisziplinären Teams arbeiten. Es gilt Lücken zu identifizieren und zu schliessen (z. B. 

Jugendpsychiatrie und -psychotherapie, offene und aufsuchende Jugendarbeit, Schulsozialarbeit, 

Übergang Abschluss der obligatorischen Schulzeit und Volljährigkeit beziehungsweise Ansätze für die 

Lebensphase 15 bis 25 Jahre). Dabei sind klare Abläufe und Verantwortlichkeiten zentral. 

• Handlungssicherheit: Leitfaden für Fachpersonen erarbeiten 

Die Bestandesaufnahme und Bedarfsanalyse haben gezeigt, dass Fachpersonen in Kontakt mit Kindern 

und Jugendlichen oft unsicher sind, wann die Schwelle für eine Gefährdung beziehungsweise Meldung 

bei einer Suchtproblematik erreicht ist und wie sie vorgehen müssen, wenn nach der 

Situationseinschätzung interne Möglichkeiten ausgeschöpft sind. Oft ist unter Fachpersonen auch nicht 

bekannt, wohin sie sich bei Unterstützungsbedarf wenden können. Es braucht klare Schemen sowie 

fachliche Stellen für den Support und die Triage. Zur Unterstützung der Entscheidungsfindung von 

Fachpersonen sollte in jedem Kanton ein Leitfaden erarbeitet werden, der für Situationen, die (noch) 

keine KESB-Meldung rechtfertigen, mögliche externe (kantonale) Akteur:innen listet. Es besteht ebenfalls 

ein Bedarf für eine kantonale Anlaufstelle für Fach- und Privatpersonen bei Unsicherheiten und Fragen 

im Umgang mit vulnerablen beziehungsweise gefährdeten Jugendlichen.  

• Rechtliche Sicherheit: Auslegeordnung zu den Folgen einer Meldung nach Art. 3c BetmG 

Da den Fachpersonen die Rechte und Pflichten nicht klar sind, braucht es eine juristische 

Auslegeordnung zu Art. 3c BetmG und den Gefährdungsmeldungen (ZGB) sowie weiterer Gesetzesartikel 

in Form eines kurzen, einfachen Dokuments und unter Berücksichtigung kantonaler Bestimmungen. 

• Datenbasis erweitern und verbessern 

Die Datenlage zu F+F im Suchtbereich ist limitiert. Es liegt bisher keine Schätzung des Potenzials einer 

frühzeitigen Unterstützung Jugendlicher im Suchtbereich vor. Für den Suchtbereich fehlen ebenfalls 

spezifische Daten zu den Gefährdungsmeldungen von Jugendlichen an die KESB. Deshalb sollten 

Anstrengungen unternommen werden, um die Datenlage zu verbessern und Lücken zu schliessen. 

Ausblick 

Die Schwierigkeiten mit der Umsetzung von Art. 3c BetmG dauern bereits mehr als zehn Jahre an. 

Basierend auf den Ergebnissen wird vorgeschlagen, einen anderen Blickwinkel einzunehmen und 

Art. 3c BetmG zur Stimulation verbesserter kantonaler Strukturen der Jugendhilfe und -förderung zu 

nutzen. Damit können bestehende Ansätze weiterentwickelt werden. Gleichzeitig sollte von der 

Verbindung von Art. 3c BetmG und F+F Abstand genommen werden. Ziel ist es indes, F+F und die 

Strukturen der Jugendhilfe und -förderung in den Kantonen zu stärken. Eine umfassende 

Herangehensweise ist dabei zentral. Die gelisteten Empfehlungen erfordern ein koordiniertes Handeln 

auf Ebene Kantone und Bund (BAG). Dieser Bericht fällt in eine Phase, in welcher bereits Schritte 

unternommen wurden, die Angebote in den Kantonen zu diskutieren, zu evaluieren und anzupassen. 
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Daher liefert er einen Beitrag dazu, diesen Prozess fortzuführen und die frühzeitige Identifikation und 

Unterstützung vulnerabler oder gefährdeter junger Personen sicherzustellen, um Folgeprobleme 

und -kosten zu verhindern oder zu reduzieren. 

2 Ausgangslage 

Gemäss dem Bericht des Bundesrats zu den Perspektiven der schweizerischen Drogenpolitik6 gibt es im 

Bereich der Meldungen einer möglichen Gefährdung Klärungsbedarf, namentlich im Zusammenhang mit 

der «Meldebefugnis» nach Art. 3c BetmG. Die Herausforderung liegt insbesondere im kantonalen 

Vollzug, bei welchem es grosse Unterschiede gibt. Daher soll das BAG bis 2023 Empfehlungen zur 

Anwendung der Meldebefugnis entwickeln. Des Weiteren wird im Bericht des Bundesrats die 

Intensivierung der Früherkennung und Frühintervention (F+F) durch (a) die Förderung der Aus- und 

Weiterbildung von Fachpersonen, die eng mit den Jugendlichen zusammenarbeiten (z. B. Jugendarbeit, 

Schulsozialarbeit) sowie (b) die Förderung der berufsübergreifenden Zusammenarbeit und bessere 

Vernetzung der Akteur:innen in verschiedenen Settings, in denen sich Jugendliche bewegen (Schule, 

Gemeinde, Familie, Arbeit, Freizeit, öffentlicher Raum etc.) als Ziel definiert. 

 Hintergründe 

Im Jahr 2011 trat mit dem revidierten BetmG Art. 3c «Meldebefugnis» in Kraft. Damit wurde Amtsstellen 

und Fachleuten im Erziehungs-, Sozial-, Gesundheits-, Justiz- und Polizeiwesen ermöglicht, gefährdete 

Kinder, Jugendliche und Erwachsene den zuständigen kantonalen Stellen zu melden. Die Einführung von 

Art. 3c BetmG führte zu einer Reihe von Umsetzungs- und Abgrenzungsproblemen. 

Im Jahr 2013 trat das KESR in Kraft, welches das davor geltende Milizsystem ablöste. Seither beurteilen 

gesamtschweizerisch Fachpersonen in interdisziplinär zusammengesetzten Behörden (KESB) anstelle von 

Gremien mit fachunkundigen Personen Gefährdungsmeldungen bei Kindern und Jugendlichen. Die 

Ausführung des KESR liegt bei den Kantonen. Im Jahr 2019 traten ergänzende Bestimmungen hinsichtlich 

einer Meldung an die KESB in Kraft. Meldungen betreffend hilfsbedürftige Kinder regeln Art. 314c ZGB 

«Melderechte» und Art. 314d ZGB «Meldepflichten». Seither unterliegen alle Fachpersonen dem ZGB, 

die beruflich regelmässig mit Kindern Kontakt haben. Fachleute und Amtsstellen müssen gefährdete 

Kinder und Jugendliche gemäss Art. 314d ZGB der KESB melden, wenn konkrete Hinweise vorliegen, dass 

die körperliche, psychische oder sexuelle Integrität eines Kindes gefährdet ist und sie nicht selbst 

adäquat intervenieren können und nicht an das Berufsgeheimnis nach dem Strafgesetzbuch (StGB)7 

gebunden sind. 

Gemäss einer Umfrage unter den kantonalen Gesundheits- und Regulierungs-/Vollzugsbehörden variiert 

die Umsetzung von Art. 3c BetmG in den einzelnen Kantonen beträchtlich.8 Handlungsbedarf wurde 

insbesondere in einer verbesserten Implementierung in den Kantonen gesehen, indem der Artikel noch 

stärker bekannt gemacht wird und die Abläufe geklärt werden. So ist nicht immer klar, in welchem Fall 

eine Meldung an die KESB (nach ZGB) und wann an die kantonale 3c-Stelle (nach BetmG) zu erfolgen hat. 

Es wurde vermutet, dass dies dazu führen kann, dass Meldungen tendenziell direkt an die KESB gemacht 

 

 

6  Vgl. Bericht des Bundesrats «Perspektiven der schweizerischen Drogenpolitik»  (2021). 

7  SR 311.0 

8  Vgl. Stucki et al. (2019) für eine Übersicht zu den Ergebnissen der kantonalen Befragung. 
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werden und Art. 3c BetmG obsolet wird, da in manchen Kantonen keine Meldungen nach dem BetmG 

erfolgen. 

Ursprünglich war vorgesehen, dass auch bei einer Gefährdung im Zusammenhang mit Alkohol eine 

Meldung nach Art. 3c BetmG erfolgen kann. Durch die Integration der Meldebefugnis in das BetmG 

können indessen nur Meldungen im Zusammenhang mit illegalen psychoaktiven Substanzen gemacht 

werden, womit beispielsweise Alkohol- oder Medikamentenkonsum sowie Verhaltensweisen mit 

Abhängigkeitspotenzial als Meldegrund wegfallen. In einer Motion9 von 2013 wurde der Bundesrat 

beauftragt, eine analoge Grundlage für eine erweiterte Meldebefugnis zur Prävention des 

Alkoholmissbrauchs Jugendlicher zu schaffen, wie sie mit Art. 3c des BetmG im Bereich illegaler 

psychoaktiver Substanzen besteht. Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion mit der 

Begründung, dass der Zweck der Motion bereits mit den geltenden Bestimmungen im ZGB erreicht 

werden kann. 

Ebenfalls ist gemäss der kantonalen Befragung unklar, inwiefern durch Art. 3c BetmG das Ziel der F+F 

erreicht wird und welche Interventionen nach einer allfälligen Meldung in den einzelnen Kantonen 

erfolgen. Die Kantonsbefragung ergab ebenso, dass die Zusammenarbeit zwischen den kantonalen 

Regulierungs-/Vollzugsbehörden und den Behörden für F+F offenbar entweder nicht vorhanden ist oder 

so spät erfolgt, dass nicht mehr von F+F gesprochen werden kann. Die Eidgenössische Kommission für 

Suchtfragen (EKSF) hielt 2019 in ihrem Bericht zur Zukunft der Drogenpolitik10 überdies fest: «Im 

Gegensatz zum KESR (Art. 443 ZGB) definiert Art. 3c BetmG jedoch keine Verfahrensnormen und 

konkreten Massnahmen, welche die von den Kantonen bezeichneten Behandlungseinrichtungen 

ergreifen können und müssen. Damit ist unklar, ob die gemeldeten Personen zu einer therapeutischen 

Massnahme verpflichtet werden können. Ebenso fehlen Bestimmungen zur rechtlichen Anhörung, zu 

Berufungsmöglichkeiten sowie einer rechtlich ermächtigten Rekursinstanz.» 

Des Weiteren haben die Bestimmungen im ZGB beziehungsweise im BetmG Auswirkungen auf die 

Schweigepflicht und das Berufsgeheimnis. Während eine Meldung an die KESB auch durch 

Privatpersonen erfolgen kann, ist die Meldebefugnis gemäss BetmG ausschliesslich für bestimmte 

Berufsgruppen vorgesehen. Die EKSF schreibt: «Ebenso unterscheiden sich die im BetmG und im ZGB 

vorgesehenen meldeberechtigten Personen sowie die jeweiligen Vorgaben zur Aufhebung der 

Schweigepflicht. Gemäss Art. 443 ZGB verfügt jeder Bürger, jede Bürgerin ein Melderecht an die KESB, 

vorbehältlich der Bestimmungen über das Berufsgeheimnis, während Personen, die eine amtliche 

Funktion ausüben, eine Meldepflicht auferlegt wird. Dem Berufsgeheimnis unterworfene Personen 

verfügen in bestimmten Fällen über ein Melderecht ohne Schweigepflichtentbindung; nämlich dann, 

wenn die Voraussetzungen zur Durchbrechung des Berufsgeheimnisses erfüllt sind (Art. 321 Ziff. 2 

und 3 StGB). Sowohl das Bundesrecht wie die kantonalen Gesetzgebungen enthalten eine Vielzahl von 

Bestimmungen zu Melderechten und -pflichten. Manchmal gelten für dieselbe Person jeweils mehrere 

Bestimmungen mit widersprüchlichem Inhalt. Dies ist beispielsweise der Fall für einen Arzt, der bei einer 

öffentlichen Einrichtung beschäftigt ist. Er ist an die Schweigepflicht gemäss Art. 320/321 StGB gebunden 

und kann sich sowohl auf das ZGB als auch auf das BetmG berufen, um Personen zu melden, allerdings in 

unterschiedlicher Weise und mit unterschiedlicher Wirkung, je nachdem auf welche Rechtsgrundlage er 

sich beruft.»11 

All diese Unklarheiten und Einschränkungen dürften dazu beigetragen haben, dass in den Kantonen 

heute zu Art. 3c BetmG verschiedene Umsetzungsmodelle existieren (z. B. KESB, Suchthilfe, Kantonsarzt, 

andere Stelle als 3c-Stelle) und dass aus kantonaler Sicht der Wunsch nach Unterstützung und Klärung 

aufgekommen ist. 

 

 

9  Vgl. Motion 13.3154 «Früherkennung von Alkoholmissbrauch bei Jugendlichen». 

10 Vgl. Bericht der EKSF (2019), S. 28. 

11 Vgl. Bericht der EKSF (2019), S. 28. 

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20133154
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 Auftrag 

Das Bundesamt für Gesundheit, Direktionsbereich Öffentliche Gesundheit, Abteilung Prävention 

nichtübertragbarer Krankheiten, hat Infodrog im September 2021 mit der Durchführung des Projekts 

«Meldungen bei Gefährdung durch Substanzkonsum bei Kindern und Jugendlichen» beauftragt. Das BAG 

beabsichtigte, für die Stakeholder Empfehlungen und Modelle zur Umsetzung von Art. 3c BetmG in den 

Kantonen zu entwickeln. 

Dazu wurde eine Bestandesaufnahme und Bedarfsanalyse in den Kantonen zur Anwendung von 

Art. 3c BetmG durchgeführt. Der Gebrauch von Meldebefugnis und Meldepflicht sollte geklärt werden: 

Was funktioniert, was nicht und warum? Gleichzeitig wurde nach dem Einsatz des F+F-Ansatzes im 

Zusammenhang mit den Meldungen gefragt. 

Ziel des Mandats war die Publikation eines Syntheseberichts mit Empfehlungen. Dieser Bericht 

beinhaltet als Ausgangslage die Erfahrungen der Kantone mit dem Vollzug der Vorgaben im BetmG. 

Zuerst wurde daher eine Ist- und Bedarfsanalyse durchgeführt. In einem zweiten Schritt wurde eine 

Auswahl an Kantonen mit unterschiedlichen Meldemodellen vertieft betrachtet. Ebenfalls zu ihren 

Erfahrungen befragt wurden Meldende, das heisst Fachpersonen oder Institutionen, die durch ihre 

Arbeit möglicherweise auf vulnerable oder gefährdete Kinder und Jugendliche aufmerksam werden 

können. Abschliessend wurden Empfehlungen erarbeitet und in einer Expert:innengruppe diskutiert. 

Mit der Bedarfsanalyse und den daraus resultierenden Empfehlungen des Syntheseberichts sollen 

Behörden, Institutionen und Personen, die gemäss Art. 3c BetmG meldebefugt sind, bei der konkreten 

Umsetzung der Meldebefugnis unterstützt werden. Über das gesamte Projekt hinweg wurden 

Vertreter:innen folgender im BetmG definierter Bereiche berücksichtigt: Erziehung; Soziales; Gesundheit; 

Justiz; Polizei. 

Der Fokus des Projekts liegt auf den Kindern und Jugendlichen, da sie eine besonders vulnerable Gruppe 

sind, die spezifische Unterstützung bei einer Gefährdung verdient. Einerseits sind sie von möglichen 

Problemen mit Substanzkonsum oder Abhängigkeit der Eltern oder Nahestehender direkt betroffen. 

Andererseits machen sie ab einem gewissen Alter teils eigene Erfahrungen mit Substanzen oder zeigen 

Verhaltensweisen, die möglicherweise zu einer Abhängigkeit führen können (z. B. übermässiges Gaming). 

Hier kann F+F zur Unterstützung ansetzen. 

Ebenfalls liegt der Fokus auf Meldungen im Zusammenhang mit problematischem Substanzkonsum, 

Abhängigkeit (Alkohol, Cannabis, illegale psychoaktive Substanzen, Medikamente) oder 

Verhaltensweisen mit Abhängigkeitspotenzial (z. B. Gaming). Dieser Fokus ist einerseits relevant 

hinsichtlich der Kritik an der eingeschränkten Gültigkeit von Art. 3c BetmG für illegale Substanzen, 

andererseits hinsichtlich der Vorgaben des ZGB mit einer Vielzahl von Meldegründen, die oftmals auch 

ausserhalb des Suchtbereichs liegen. 

 Begriffsklärung 

In diesem Bericht wiederholt vorkommende Begriffe bedürfen einer Präzisierung, um 

Missverständnissen vorzubeugen. 

Kantonale Stellen nach Art. 3c BetmG 

Unter «3c-Stelle» werden in diesem Bericht alle Institutionen oder kantonalen Stellen verstanden, bei 

welchen Meldungen nach Art. 3c BetmG eintreffen können. Bei der KESB integrierte 3c-Stellen werden 

als «KESB-3c-Stelle» bezeichnet, da sich das Vorgehen massgeblich von den anderen 3c-Stellen 

unterscheidet. Um Verwechslungen zu vermeiden, wird in Bezug auf die Befragung aller Kindes- und 

Erwachsenenschutzbehörden konsequent die Abkürzung «KESB» verwendet. 
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Niederschwellig vs. hochschwellig 

Die Begriffe nieder- und hochschwellig beziehen sich in diesem Bericht ausschliesslich auf die Schwelle 

eines Zugangs. In diesem Zusammenhang bedeutet niederschwellig, dass die Inanspruchnahme für alle 

relevanten Personen (Privat- wie Fachpersonen) einfach ist. Davon muss eine Art Hemmschwelle 

vonseiten der Fach- oder Privatpersonen unterschieden werden, die eine Meldung verhindert (teils wird 

hierbei ebenfalls von hoch- oder niederschwellig gesprochen), auch wenn gerade bei der KESB eine 

Meldung einfach erfolgen kann. 

Gefährdung/Gefährdungsmeldung 

Es gibt keine klare Definition des Begriffs «Gefährdung» im Suchtbereich, was mehrere Fragen 

hinsichtlich seiner Verwendung und der Übersetzung aufgeworfen hat. In Französisch wird der Begriff je 

nach Text auf unterschiedliche Weise übersetzt (Art. 314c und 314d ZGB: «gefährdet» wird mit 

«menacée» übersetzt; Art. 3c BetmG: «Gefährdung» wird mit «danger» übersetzt; Nationale Strategie 

Sucht 2017-2024: «Suchtgefährdung» wird mit «risques d'addiction» übersetzt). Diese fehlende 

Definition hat möglicherweise zu den Unklarheiten bei der Abgrenzung von Meldungen nach dem BetmG 

oder dem ZGB beigetragen. In beiden Texten wird von Gefährdung/gefährdet gesprochen, ohne dass 

definiert ist, worauf genau Bezug genommen wird.  

Im vorliegenden Bericht und in Abwesenheit einer klaren Definition haben wir uns dafür entschieden, 

den Begriff «Gefährdung» mit «mise en danger» zu übersetzen. Um begriffliche Missverständnisse zu 

vermeiden, bezieht sich der Begriff «Gefährdungsmeldung», übersetzt als «avis de mise en danger», 

ausschliesslich auf eine Meldung im Sinne des ZGB. 

Ferner verwenden manche Kantone für den Begriff «Meldung» in Französisch «annonce», andere 

bevorzugen «signalement». Wie das Projekt indes gezeigt hat, sollte der Fokus stärker auf F+F liegen und 

weniger auf einer Meldung. 

3 Vorgehen 

 Online-Befragungen 

Nach Art. 3c Abs. 4 BetmG obliegt es den Kantonen, die 3c-Stellen zu bezeichnen. Bisher fehlte jedoch 

eine Übersicht zu den bestehenden kantonalen 3c-Stellen, nur einige waren bereits im Suchtindex 

gelistet, dem Verzeichnis der Suchthilfeangebote in der Schweiz. Bevor die Befragung der 3c-Stellen 

starten konnte, wurden daher die KKBS-Mitglieder gebeten, die 3c-Stellen in ihrem Kanton zu 

identifizieren. Mittlerweile wurde das Verzeichnis Suchtindex.ch komplettiert und umfasst alle 3c-Stellen. 

Die Mitglieder der KKBS waren ebenfalls eingeladen, einige Fragen zu Art. 3c BetmG zu beantworten. 

Anschliessend wurden die identifizierten 3c-Stellen sowie alle KESB zu ihren Erfahrungen mit 

eingehenden Meldungen zu Abhängigkeit und Substanzkonsum befragt. Dazu gehörten beispielsweise 

Fragen zur Anzahl der jährlichen Meldungen (erhoben für Erwachsene wie für Kinder und Jugendliche), 

wer genau meldet und wer nicht, den Abläufen bei einer Meldung, den Konsequenzen einer Meldung, 

der Abgrenzung zwischen Art. 3c BetmG und Art. 314 ZGB oder zu F+F.12 Da die KESB-3c-Stellen 

Merkmale der 3c-Stellen und der KESB vereinen, erhielten sie einen separaten Fragebogen, der Fragen 

zu Art. 3c BetmG und Fragen an die KESB vereinte. Kantone, die über keine 3c-Stelle verfügen, wurden in 

 

 

12 Die Online-Fragebogen können unter office@infodrog.ch nachgefragt werden. 

https://suchtindex.infodrog.ch/#/?others=43&view=list
mailto:office@infodrog.ch
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einem Online-Fragebogen zu den Gründen befragt. Auskunftspersonen waren die betreffenden 

Mitglieder der KKBS. 

Mitte Oktober 2021 wurden alle KKBS-Mitglieder gebeten, den Online-Fragebogen auszufüllen (n=26). 

Die Befragung wurde Mitte November 2021 abgeschlossen. Insgesamt haben 21 KKBS-Mitglieder den 

Fragebogen online ausgefüllt, mit fünf KKBS-Mitgliedern wurden Telefongespräche geführt. Damit liegen 

Rückmeldungen von allen 26 KKBS-Mitgliedern vor. 

Mitte November 2021 erfolgte der Versand des Online-Fragebogens an insgesamt 47 kantonale 

3c-Stellen. Die 17 KESB-3c-Stellen (zwölf im Kanton Bern und fünf im Kanton Thurgau) erhielten einen 

separaten Fragebogen. Bei Abschluss der Befragung lagen die Antworten von 35 Stellen vor (Rücklauf 

75 %; 14 KESB-3c-Stellen, 21 3c-Stellen), aus 16 von 18 Kantonen (89 %), die über eine designierte Stelle 

verfügen.  

Der Kanton Bern übermittelte eine konsolidierte Antwort über alle KESB-3c-Stellen hinweg.13 Zusätzlich 

gingen Fragebogen von drei der fünf KESB-3c-Stellen im Kanton Thurgau ein. Aus methodischen Gründen 

kann die konsolidierte Antwort aus dem Kanton Bern nicht mit den Einzelantworten aus dem Kanton 

Thurgau und der anderen 3c-Stellen verglichen werden (sie fehlen weitgehend in den Auswertungen). 

Der Kanton Bern wurde indes als Beispielkanton identifiziert und in Kapitel 4.3.3 näher beschrieben. 

Ebenfalls Mitte November 2021 erfolgte der Versand des Online-Fragebogens an alle KESB-Stellen der 

Schweiz (n=128), mit Ausnahme der KESB-3c-Stellen. Es liegen insgesamt Antworten von 49 

KESB-3c-Stellen (Rücklauf: 38 %) aus 14 von 24 Kantonen vor (58 % der Kantone). 

Tabelle 1 gibt eine Übersicht über die verschiedenen Befragungen. 

 

 KKBS/Kantone ohne Stelle 3c-Stellen KESB-3c-Stellen KESB 

Versand Mitte Okt. 2021: 26 Mitte Nov. 2021: 30 Mitte Nov. 2021: 17 Mitte Nov. 2021: 128 

Rücklauf Mitte Nov. 2021: 26 Ende Jan. 2022: 21 Ende Jan. 2022: 14 Ende Jan. 2022: 49 

Fehlend 0 2 Kantone; einzelne 

3c-Stellen 

3 KESB-3c-Stellen 10 Kantone; 79 KESB 

Tabelle 1: Übersicht Online-Befragungen 

 Beispielkantone: Beschreibung und Fokusgruppen 

Basierend auf den Online-Befragungen wurden drei Beispielkantone (Bern, Freiburg, Schaffhausen) mit 

verschiedenen Umsetzungsmodellen, die für andere Kantone interessant sein können, identifiziert und 

ausführlich beschrieben. Kriterien für die Auswahl waren eine erfolgte Umsetzung von Art. 3c BetmG mit 

Meldungen in der Vergangenheit. 

In jedem Beispielkanton wurden verschiedene Fachpersonen aus den Bereichen Erziehung, Soziales, 

Gesundheit, Justiz und Polizei für die Teilnahme an einer Fokusgruppe in ihrem Kanton eingeladen. Das 

Ziel war es, Personen einzuschliessen, die bereits Meldungen nach Art. 3c BetmG gemacht haben oder 

 

 

13 Mit Ausnahme der Burgerlichen KESB. 
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die dazu befugt wären. Die Berücksichtigung der kantonalen Akteur:innen im Projekt war zentral, denn 

zu ihrer Perspektive war bisher kaum etwas bekannt. Eine Liste der Teilnehmenden ist im Anhang 

enthalten (vgl. Tabelle 8). Die Fokusgruppen wurden im Mai und Juni 2022 durchgeführt und 

protokolliert. Die Protokolle wurden den Teilnehmenden zugesandt, mit der Möglichkeit, Ergänzungen 

anzubringen. Die Ergebnisse der drei Fokusgruppen wurden synthetisiert in den Bericht integriert. 

 Expert:innengruppe: Diskussion der Empfehlungen 

Als Grundlage für die Erarbeitung der Empfehlungen dienten die verschiedenen Online-Befragungen 

sowie die Erkenntnisse im Zusammenhang mit den Beispielkantonen und den Fokusgruppen. Rund zehn 

Expert:innen und kantonale Vertreter:innen aus den in Art. 3c BetmG genannten Bereichen Erziehung, 

Soziales, Gesundheit, Justiz und Polizei (vgl. Tabelle 9 im Anhang) wurden eingeladen, die Empfehlungen 

in einem dreistündigen Treffen zu diskutieren. Anschliessend wurden die überarbeiteten Empfehlungen 

den Expert:innen schriftlich zur Kommentierung vorgelegt. Zudem konnten sich die Fachverbände 

(Fachverband Sucht, GREA) zu den Empfehlungen äussern. 

 Übersicht Projektablauf 

Abbildung 1: Übersicht Projektablauf 

 



 

Analyse und Empfehlungen «Meldebefugnis» •  14 

 

 

4 Bestandesaufnahme und Bedarfsanalyse 

 Übersicht kantonale 3c-Stellen 

4.1.1 Anzahl 3c-Stellen und Angliederung in den Kantonen 

In 19 Kantonen wurde eine Stelle nach Art. 3c BetmG eingerichtet (für eine Auflistung, vgl. Tabelle 6 im 

Anhang und Suchtindex.ch). Rund ein Viertel der Kantone verfügt über keine Stelle (Stand Juni 2022). In 

einem Kanton sollte 2022 eine 3c-Stelle eingerichtet werden. 

Zwei Drittel der Stellen sind bei Suchtfachstellen angegliedert, in zwei Kantonen sind sie bei der KESB, 

mit insgesamt 17 beteiligten KESB (Bern=12, Thurgau=5). In vier Kantonen erfolgt die Meldung an eine 

Triagestelle beim Kanton (Kantonsarztamt, Amt für Soziales oder Gesundheit, andere Stelle), welche die 

Meldung zur Abklärung an die zuständige Stelle weiterleitet oder selbst eine Ersteinschätzung vornimmt. 

Abbildung 2: Angliederung der Stellen nach Art. 3c BetmG in den Kantonen (n=26) 

4.1.2 Anzahl Meldungen in den Kantonen  

Meldungen nach Art. 3c BetmG 

Aus zwölf Kantonen liegen Informationen zur Anzahl der Meldungen nach Art. 3c BetmG vor (aus sieben 

Kantonen zu Meldungen unter Minderjährigen). In den meisten dieser Kantone ist die jährliche Anzahl 

Meldungen gering (vgl. Tabelle 2). Im Kanton Freiburg mit der kantonalen Indikationsstelle für 

Minderjährige (für Details, vgl. Kapitel 4.3.1) liegt die Anzahl der Meldungen von Kindern und 

Jugendlichen mit rund 10 bis 25 Meldungen pro Jahr höher als in den anderen Kantonen. Eine ähnlich 

hohe Anzahl Meldungen Minderjähriger wurde bei einer 3c-Stelle im Kanton St. Gallen erreicht 

(Meldungen der Jugendanwaltschaft, JugA, die im Fall von Cannabis an die 3c-Stelle gelangen). 

Bei Erwachsenen gab es pro Jahr nur wenige Meldungen im Zusammenhang mit Art. 3c BetmG. Die 

etwas höheren Zahlen bei einer 3c-Stelle im Kanton St. Gallen (rund 20/Jahr) stammen von der 

Sozialhilfe. 

 

https://suchtindex.infodrog.ch/#/?others=43&view=list
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Kanton Eröffnet seit.. Kinder und Jugendliche Erwachsene 

  Jan.-Okt. 2021 Jan.-Dez. 2020 Vor 2020 Jan.-Okt. 2021 Jan.-Dez. 2020 Vor 2020 

AG 2014 --- --- --- 2 4 7 

AI --- --- --- --- --- --- --- 

AR 2012 0 0 --- --- --- --- 

FR 2017 23 13 77 --- --- --- 

GE 2014 --- --- --- --- --- --- 

LU 2016 0 0 0 --- --- --- 

NE --- --- --- --- --- --- --- 

NW --- --- --- --- --- --- --- 

OW 2011 1 2 24 0 0 0 

SG1 2011/--- Ca. 15 Ca. 15 Ca. 90 Ca. 20 Ca. 20 Ca. 180 

SH 2013 0 4 3 0 0 0 

SO 2018/19 0 1 0 0 0 0 

SZ 2014 0 0 8 0 0 0 

TG2 2013 1 1 2 1 1 5 

UR --- --- --- --- --- --- --- 

VD --- --- --- --- --- --- --- 

ZG 2016 0 0 0 0 0 3 

ZH 2014/--- 0 0 1 0 0 2 

BE2,3 2013 --- (ca. 170) --- --- (ca. 1000) --- 

TG2 2013 ---  (ca. 54)4 ---- ----  (ca. 28)5 ---- 

Tabelle 2: Anzahl 3c-Meldungen bei Minderjährigen und Erwachsenen 
Anmerkungen: 

1 Angaben jeweils einer 3c-Stelle: Minderjährige > JugA meldet bei Cannabis, Erwachsene > Meldungen durch Sozialamt;  
2 Eröffnete Dossiers zum Kindes- bzw. Erwachsenenschutz, die Anzahl der Meldungen liegt höher, nicht alle Meldungen führen zur Eröffnung eines Dossiers;  
3 Im Kanton Thurgau machte eine KESB-3c-Stelle spezifische Angaben zur Anzahl der 3c-Meldungen, die als solche auch behandelt wurden (oben in Tabelle), die anderen 
nannten die Anzahl der eröffneten Dossiers an die KESB (unten in Tabelle, kursiv); 
4 Angaben von zwei KESB;  
5 Angaben von drei KESB. 
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Bei den sieben 3c-Stellen, die seit Inkrafttreten von Art. 3c BetmG Meldungen zu Minderjährigen 

erhalten haben, gingen hauptsächlich Meldungen zu Cannabis ein (zwei Drittel bis alle der erfolgten 

Meldungen), andere illegale psychoaktive Substanzen waren in rund 10 % beteiligt (Ausnahme: bei je 

einer 3c-Stelle bei 25 % resp. 50 %). Alkohol oder Verhaltensweisen mit Abhängigkeitspotenzial waren 

bei zwei 3c-Stellen ein Thema (rund 20 % der Meldungen).14 

 

Meldungen an die KESB-3c-Stellen 

Im Kanton Bern lag die Anzahl der eröffneten Dossiers zum Kindesschutz im Jahr 2020 bei circa 3320, 

geschätzte 5 % wurden im Zusammenhang mit Substanzgebrauch oder Verhaltensweisen mit 

Abhängigkeitspotenzial eröffnet (also etwa 170). Im Kanton Thurgau erfolgten 2020 geschätzte 10-25 % 

der Gefährdungsmeldungen im Zusammenhang mit Substanzkonsum oder Verhaltensweisen mit 

Abhängigkeitspotenzial (rund 50 Meldungen). Belastbare Daten gibt es nicht, mit Ausnahme einer KESB 

im Kanton Thurgau unterscheiden die KESB-3c-Stellen nicht nach Herkunft der Meldung (ZGB oder 

BetmG). 

Im Kanton Bern erreichte die geschätzte Anzahl eröffneter Dossiers von Erwachsenen im Bereich 

Suchtmittelgebrauch oder Verhaltensweisen mit Abhängigkeitspotenzial nach ZGB oder BetmG rund 

1000 Fälle (2020), im Kanton Thurgau waren es geschätzte 28 (Angaben von zwei der fünf KESB fehlen). 

Die Fälle bei den KESB-3c-Stellen betrafen sowohl Kinder und Jugendliche als auch Erwachsene. 

Gefährdungsmeldungen nach ZGB an die KESB 

Insgesamt ist die Datenlage limitiert, oftmals liegen keine gesicherten Daten vor, insbesondere bei den 

KESB. Es wird meist nur die Anzahl der Meldungen oder der eröffneten Dossiers registriert, wenn 

überhaupt. Es fehlen systematisch erhobene Angaben zu den Gründen oder Konsequenzen einer 

Meldung, Substanzkonsum oder Abhängigkeit wird nicht gesondert erfasst, geschweige denn spezifische 

Angaben zu den beteiligten Substanzen oder Verhaltensweisen mit Abhängigkeitspotenzial. Aus diesen 

Gründen müssen die nachfolgenden Informationen mit Vorbehalt interpretiert werden. 

Zur Anzahl der Gefährdungsmeldungen von Erwachsenen liegen die Angaben von 34 KESB vor. Sie 

berichteten für 2020 über 11 457 Gefährdungsmeldungen.15 Die befragten KESB schätzten, dass 2020 bei 

etwa einem Drittel der Personen ein Suchtproblem oder ein problematischer Substanzkonsum vorlag 

(entspricht rund 3800 Personen). Für Cannabis wurde der Anteil für 2020 auf 17 % geschätzt, für andere 

illegale Substanzen auf 11 %, für Alkohol auf 42 % und für Verhaltensweisen mit Abhängigkeitspotenzial 

auf 14 % (jeweils 18-21 antwortende KESB). 

Zur Anzahl Gefährdungsmeldungen von Kindern und Jugendlichen liegen die Angaben von 32 KESB vor. 

Sie berichteten für 2020 über 9756 Gefährdungsmeldungen. Die KESB schätzten, dass 2020 bei etwa 

einem Drittel der Minderjährigen ein Suchtproblem oder ein problematischer Substanzkonsum vorlag 

(entspricht rund 3300 Minderjährigen). Für Cannabis wurde der Anteil für 2020 auf 45 % geschätzt, für 

andere illegale Substanzen auf 11 %, für Alkohol auf 18 % und für Verhaltensweisen mit 

Abhängigkeitspotenzial auf 16 % (jeweils 15-19 antwortende KESB).  

 

 

14 Nach Art. 3c BetmG sind Meldungen für Alkohol, Medikamente und substanzungebundene Süchte 

ausgeschlossen, einige Kantone praktizieren indes eine erweiterte Umse tzung. 

15 Aufgrund fehlender Angaben können die Daten nicht auf die Schweiz hochgerechnet werden . Ein 

Vergleich mit den KOKES-Statistiken ist ebenfalls nicht möglich, da diese die Anzahl der Personen mit 

Schutzmassnahmen am Ende eines Kalenderjahres ausweist. 

https://www.kokes.ch/de/dokumentation/statistik/aktuellste-zahlen
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4.1.3 Kantone ohne 3c-Stelle 

In sieben Kantonen gibt es keine 3c-Stelle, Stand Juni 2022. In einem dieser Kantone sollte die 3c-Stelle 

im Jahr 2022 eingerichtet werden. In den Kantonen sind oft andere Angebote (Suchthilfe, Prävention) 

vorhanden und die relevanten Akteur:innen arbeiten zusammen. So sollen Meldungen an die KESB 

verhindert werden, für welche die Hemmschwelle eher hoch liegt. Aus vier Kantonen liegt keine 

Begründung vor, warum es keine 3c-Stelle nach Art. 3c BetmG gibt. 

Als Grund für den Verzicht auf eine Stelle wurde die fehlende Abgrenzung zum KESR (d. h. zum ZGB) 

angegeben, die rechtlichen Grundlagen seien für meldende Personen unklar und widersprüchlich. In 

einem der Kantone wurden strukturelle (inkl. personelle) und politische Gründe angeführt, weshalb es 

bisher keine 3c-Stelle nach Art. 3c BetmG gibt. 

Weiter wurde kritisiert, dass zu viele Fragen offen seien: Was soll man melden (Konsum generell, 

problematischer Konsums, Folgen des Konsums)? Wer soll wann an wen melden? Was folgt auf eine 

Meldung? Überdies wurden fehlende finanzielle Ressourcen zur Umsetzung notiert. 

4.1.4 Fazit kantonale 3c-Stellen 

In 19 Kantonen gibt es 3c-Stellen nach Art. 3c BetmG, Stand Juni 2022. In zwei Dritteln davon sind die 

3c-Stellen bei Suchtfachstellen angegliedert, vier Kantone verfügen über eine kantonale Triage-Stelle und 

zwei Kantone haben die Stelle in die KESB integriert. Rund ein Viertel der Kantone verfügen über keine 

3c-Stelle. Die angeführten Gründe betreffen insbesondere die fehlende Abgrenzung zwischen ZGB und 

BetmG, das Vorhandensein anderer Angebote mit niederschwelligem Zugang und grundlegende Fragen 

bezüglich der Umsetzung von Art. 3c BetmG. Kurz nach Revision des BetmG und damit von Inkrafttreten 

von Art. 3c BetmG wurde die rechtliche Grundlage für eine Professionalisierung des Kindes- und 

Erwachsenenschutzes im ZGB gelegt. Auch wenn die Umsetzung des KESR in den Kantonen variiert, 

wurde damit eine breit abgestützte Meldemöglichkeit geschaffen mit klar definierten Massnahmen bei 

einer festgestellten Gefährdung. Diese Meldemöglichkeit steht allen Privat- und Fachpersonen offen 

(bzw. ist in gewissen Fällen verpflichtend) und deckt alle Suchtbereiche ab, zwei gewichtige Kritikpunkte 

im Zusammenhang mit Art. 3c BetmG. Partielle Überschneidungen in den rechtlichen Vorgaben dürften 

zu den Umsetzungsschwierigkeiten in den Kantonen beigetragen haben. 

Ein Ziel des vorliegenden Projekts war es, den Umfang der Meldungen einer potenziellen Gefährdung 

nach ZGB und BetmG im Suchtbereich für Kinder/Jugendliche und Erwachsene zu schätzen. Die Anzahl 

der jährlichen 3c-Meldungen unter Kindern und Jugendlichen beläuft sich auf 30 bis 40 Meldungen 

(ohne Meldungen an die KESB-3c-Stellen, die den Gefährdungsmeldungen an die KESB zugerechnet 

werden müssen), die Situation dieser Minderjährigen wurde also beurteilt und bei Bedarf Massnahmen 

ergriffen. Rund die Hälfte der Meldungen erfolgen im Kanton Freiburg. Eine höhere Anzahl Meldungen 

kann erreicht werden, wenn verschiedene kantonale Stellen oder Institutionen explizit einbezogen 

werden (Kanton Freiburg: Beteiligung verschiedener Stellen/Institutionen; eine Stelle im Kanton St. 

Gallen: JugA für Minderjährige, Sozialamt für Erwachsene). Da KESB-Daten in den Kantonen fehlen oder 

zu aufwendig wären zu berichten, weil dazu einzelne Dossiers analysiert werden müssten, kann keine 

Gesamtschätzung zum Umfang der jährlichen Meldungen einer potenziellen Gefährdung im Bereich 

Suchtmittelkonsum oder Verhaltensweisen mit Abhängigkeitspotenzial vorgenommen werden. Zudem 

kann unter den KESB-Meldungen nicht unterschieden werden nach Meldungen, die Kinder/Jugendliche 

selbst betreffen oder Meldungen zu deren Eltern/Erziehungsberechtigten. 

Sowohl nach BetmG als auch nach ZGB scheinen bei Kindern und Jugendlichen Meldungen im 

Zusammenhang mit Cannabis am häufigsten vorzukommen. Bei den Meldungen unter Erwachsenen an 

die KESB scheint dagegen Alkohol den grössten Anteil auszumachen. Auch hier liegen keine belastbaren 

Ergebnisse vor. 
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Die Datenbasis insgesamt ist limitiert. Sowohl vonseiten der KESB als auch der 3c-Stellen bräuchte es 

detaillierte Erhebungen zur Anzahl der gemeldeten Personen pro Jahr über einen längeren Zeitraum, um 

das Ausmass der (potenziell) gefährdeten Kinder und Jugendlichen insgesamt und für einzelne Gruppen 

von Substanzen oder Verhaltensweisen schätzen zu können. 

 3c-Stellen und KESB: Vorgehen bei einer Meldung 

4.2.1 Meldende Fachpersonen, Stellen und Institutionen in den Kantonen 

Die 3c-Stellen wurden zu den verschiedenen Meldenden befragt, einschliesslich der Personen oder 

Institutionen, die hätten melden können, die dies bisher aber nicht getan haben.  

Von den sieben 3c-Stellen, die seit Inkrafttreten von Art. 3c BetmG Meldungen zu Minderjährigen 

erhalten haben, wurden als Meldende am häufigsten «JugA/Jugendgericht» (fünf Nennungen) genannt. 

Weitere Nennungen entfielen auf: «Schulsozialarbeit/Schulärztlicher Dienst» (vier N.), «Lehrpersonen» 

(drei N.), «Amtsstellen, z. B. Soziale Dienste, Gesundheitsdienste» (zwei N.), «Streetwork/Jugendarbeit», 

«Eltern», «Polizei» (je eine N.). «Ärztliches Fachpersonal/Notaufnahme/Spital» und 

«Sozialarbeit/Soziokulturelle Animation» wurden nicht angekreuzt. 

Von allen 18 kantonalen 3c-Stellen wurden verschiedene Berufsgruppen und Institutionen genannt, die 

als potenzielle Meldende in Frage kommen. Am häufigsten angekreuzt wurde «Amtsstellen, z. B. Soziale 

Dienste, Gesundheitsdienste» und «Ärztliches Fachpersonal /Notaufnahme/Spital» (je sieben 

Nennungen). Weiter wurde genannt: «Lehrpersonen», «JugA/Jugendgericht», «Schulsozialarbeit/ 

Schulärztlicher Dienst» (je fünf N.), «Polizei» (vier N.), «Sozialarbeit/Soziokulturelle Animation», 

«Streetwork/Jugendarbeit» (je drei N.), «andere» (sozialpädagogische stationäre Institutionen; eine N.). 

Die KESB wurden ebenfalls zu den tatsächlichen Meldenden befragt, also den Personen oder 

Berufsgruppen, die in der Vergangenheit Meldungen wegen Kindeswohlgefährdung gemacht haben. Die 

befragten KESB (n=49) erhielten am häufigsten Meldungen von «Angehörigen» (26 Nennungen) oder der 

«Polizei» (25 N.). Relativ oft wurden ebenfalls «Lehrpersonen» (24 N.) und «Schulsozialarbeit/ 

Schulärztlicher Dienst» (23 N.) als Meldende bei einer Gefährdung genannt. Meldungen erfolgen 

ebenfalls durch «Ärztliches Fachpersonal /Notaufnahme/Spital» (16 N.), «Amtsstellen, z. B. Soziale 

Dienste, Gesundheitsdienste» (13 N.), «JugA/Jugendgericht» (10 N.) oder «andere Privatpersonen» (9 

N.). Kaum genannt wurden «Sozialarbeit/Soziokulturelle Animation» (4 N.) und «Vereine/ 

Interessengruppen» (1 N.), keine Meldungen kamen aus dem Bereich «Streetwork/Jugendarbeit». Die 

KESB-3c-Stellen erhielten von allen abgefragten Gruppen Meldungen. Potenzial für Meldungen sahen sie 

insbesondere bei «Vereinen/Interessengruppen». 

4.2.2 Meldung und Ablauf nach Eingang einer Meldung 

In manchen Kantonen wurden spezifische Dokumente zum Ablauf bei einer Meldung erarbeitet (vgl. 

Tabelle 7 im Anhang für eine Übersicht). Insgesamt waren die Informationen zu den nachfolgenden 

Themen aber spärlich. In Kapitel 4.3 sind als Beispiele die Abläufe in den Kantonen Bern, Freiburg und 

Schaffhausen ausführlich beschrieben.16  

  

 

 

16 Zum Ablauf einer Gefährdungsmeldung an die KESB gibt es zahlreiche Informationen (z.  B. Website 

Kinderschutz Schweiz). 

https://www.kinderschutz.ch/fruherkennung-von-gewalt-an-kindern/verdacht-auf-kindeswohlgefahrdung
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Meldeformular 

Für die Meldung liegt oft ein standardisiertes Meldeformular vor, welches per Post oder elektronisch 

(teils auch per Fax) an die 3c-Stelle gesandt werden kann. In einem Kanton gibt es ein Online-

Meldeformular. In manchen Kantonen muss gleichzeitig auch die erziehungsberechtigte Person über die 

Meldung informiert werden. 

Bei den KESB-3c-Stellen/KESB erfolgt die Meldung an die zuständige KESB-Stelle in der Region. 

Verantwortung Abklärung/Fallführung 

Für die Abklärung/Fallführung sind in der Regel die Mitarbeitenden der Suchtfachstellen, also 

Fachpersonen der Suchtberatung oder Sozialarbeiter:innen zuständig. In einem Kanton werden die 

Situationen durch ein Binom aus einer Fachperson Sozialarbeit und einer für Kindesschutz abgeklärt 

(Vier-Augen-Prinzip), in einem liegt die Verantwortung bei medizinischem Kaderpersonal. 

Bei den KESB-3c-Stellen/KESB liegt die Verfahrensleitung bei den zuständigen Behördenmitgliedern. 

Abklärungen werden teils KESB-intern gemacht, teils werden andere Akteur:innen beigezogen (z. B. 

Jugend-/Familienberatung, regionale Sozialdienste der Gemeinden, kantonale Kinder- und Jugendhilfe). 

Zudem kann noch eine Dossierführung (Jurist:in) involviert sein, welche die Fallführung unterstützt und 

ebenfalls abklärt. Das Vorgehen unterscheidet sich nicht nach Meldegrund, indessen können je nach 

individueller Problemlage spezifische Abklärungen erfolgen. 

Ablauf der Abklärung 

Beim Modell «Suchtfachstelle» wird die betroffene Person zusammen mit den Erziehungsberechtigten zu 

einem Gespräch eingeladen.17 Aus wichtigen Gründen kann auf den Beizug der Erziehungsberechtigten 

verzichtet werden. Der Gesprächstermin wird schriftlich bestätigt. Weitere Termine können nach Bedarf 

vereinbart werden. Manchmal kommen zur Erhebung der Gesamtsituation auch Fragebogen zum 

Einsatz. In einem Kanton ist die Teilnahme am Gespräch bei der ersten Meldung freiwillig. Wird im 

Gespräch keine Auffälligkeit festgesellt, kommt es zum Abschluss des Dossiers. Bestätigt sich der 

Verdacht einer Auffälligkeit im Verhalten, werden in der Regel freiwillige Beratungen durch die 

Suchtfachstellen fortgeführt. 

Wenn die Betroffenen nicht zum Termin erscheinen, auch nach einer Erinnerung nicht, oder Gespräche 

auf freiwilliger Basis nicht möglich sind, wird eine Gefährdungsmeldung an die KESB in Erwägung 

gezogen. Alternativ wird die Verweigerung manchmal an die Meldenden rückgemeldet, die dann von 

sich aus aktiv werden müssen im Hinblick auf eine Gefährdungsmeldung an die KESB. 

Beim Triage-Modell geht die Meldung bei der zuständigen Stelle ein und wird dann zur Abklärung 

weitergeleitet, meist an eine regionale Suchtfachstelle. In einem Kanton wird während einer 

Erstbeurteilung ein Betreuungsvorschlag gemacht, der dann unabhängig umgesetzt wird. Dann folgt der 

Ablauf wie in den vorhergehenden Abschnitten beschrieben. Die für die Abklärung zuständige Stelle 

meldet das Ergebnis der Abklärung wieder an die 3c-Stelle zurück. 

Sowohl im Triage-Modell als auch im Modell Suchtfachstelle wird kritisiert, dass eine Rückmeldung an die 

Meldenden teils nicht systematisch vorgesehen ist oder nicht immer erfolgt, auch wenn sie im 

entsprechenden Schema vorgesehen ist. 

Bei den KESB-3c-Stellen/KESB ist der Ablauf einer Abklärung zwischen den Kantonen vergleichbar, die 

individuelle Situation wird im Prozess berücksichtigt (vgl. Kapitel 4.2.5). Nach Bestätigung des Eingangs 

der Gefährdungsmeldung und der Prüfung der Zuständigkeit wird eine für die Fallführung 

 

 

17 Bei gewissen Fachstellen gibt es einen Konflikt zwischen dem Umstand, dass sie Meldestelle sind 

und der Freiwilligkeit der Leistungen, die sie erbringen. 
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verantwortliche Person benannt, die dann Kontakt mit der betroffenen Person aufnimmt. Bei Bedarf 

werden mit der meldenden Person vorgängig Details geklärt. Dann folgt eine Abklärung, entweder 

KESB-intern oder durch eine externe Stelle. Informationen werden wo immer nötig eingeholt (vgl. 

Abschnitt «Zusammenarbeit mit anderen Stellen/Institutionen»). Die Betroffenen werden angehört (vgl. 

Abschnitt «Massnahmen/Interventionen»). Basierend auf den vorliegenden Informationen wird ein 

Bericht erstellt und ein Entscheid zu den geeigneten Massnahmen getroffen (von Einstellung bis 

Massnahmen wegen Kindeswohlgefährdung; vgl. Abschnitt «Massnahmen/Interventionen»). Bei Bedarf 

wird geprüft, ob die Massnahme ihren Zweck erfüllt und ob sie angepasst (verschärft, entspannt) werden 

muss. Wenn die Massnahme nicht zielführend ist, wird sie aufgehoben. Bei vielen KESB unterscheidet 

sich das Vorgehen bei einer Suchtgefährdung (beziehungsweise bei einem problematischen 

Substanzkonsum) nicht vom Vorgehen bei Gefährdungsmeldungen aus anderen Gründen. 

Fristen 

Für drei 3c-Stellen aus unterschiedlichen Kantonen gibt es Fristen im Zusammenhang mit einer Meldung 

(maximal drei Wochen zwischen der Meldung und dem Gespräch und weitere drei Wochen maximal 

zwischen dem Gespräch und dem Vorschlag zum weiteren Vorgehen; die Meldung wird der 

Suchtberatung von der Triagestelle innerhalb von drei Tagen bestätigt und das weitere Vorgehen wird 

festgelegt; nicht präzisiert in einem Kanton). 

Zusammenarbeit mit anderen Stellen/Institutionen 

Für eine Abklärung werden von den 3c-Stellen bei Bedarf folgende Stellen/Institutionen beigezogen: 

Schule, JugA, Sozialdienst, Jugendamt, ärztliche Fachpersonen für Kinder/Jugendliche, ambulante oder 

stationäre Angebote im Bereich psychische Gesundheit, teils auch Paar-/Eltern-/Jugend-

/Familienberatung (für Informationen betreffend die Zusammenarbeit mit der KESB, vgl. Kapitel 4.2.3). 

Drei 3c-Stellen präzisierten, dass sämtliche betroffene Institutionen und Personen berücksichtigt 

werden. 

Die KESB-3c-Stellen/KESB holen bei Bedarf an verschiedenen Stellen Informationen ein. Darunter sind: 

Schule (Schulleitung, Lehrpersonen, Schulsozialarbeit, Schulpsychologischer Dienst), ärztliche 

Fachpersonen für Kinder/Jugendliche, Psycholog:innen, Kinder-/Jugendpsychiatrie, Polizei und 

JugA/Staatsanwaltschaft, Gesundheits- oder Sozialdienst beziehungsweise Suchtfachstelle der Gemeinde 

oder sozialpädagogische Stellen, Einwohneramt, Steueramt, Gericht oder beim Strassenverkehrsamt, 

involvierte Therapie- und Fachstellen, Jugendamt/-dienst, Jugend- und Familienberatung, Institutionen 

im Bereich häusliche Gewalt/Kindesschutz oder andere involvierte Stellen. Bei Bedarf werden auch 

Bezugspersonen (z. B. Angehörige, Nachbarschaft) einbezogen. 

Massnahmen/Interventionen 

Unter den Massnahmen, die von den 3c-Stellen für Kinder und Jugendliche ergriffen werden, sind unter 

anderem die Unterstützung durch die ambulante oder stationäre Suchthilfe, Kinder- und 

Jugendpsychiatrie, sozialpädagogische Begleitung, Kontakte mit ärztlichen Fachpersonen für 

Kinder/Jugendliche, JugA, Gespräche mit Jugendberatungen. Dabei wird Wert gelegt auf eine gute 

Zusammenarbeit zwischen den Fachpersonen, den Jugendlichen und den Eltern. In einem Kanton 

wurden zudem Urinproben genannt.  

Für die KESB-3c-Stellen/KESB bilden insbesondere die Art. 307, 308, 310, 426 ZGB die rechtlichen 

Grundlagen für Massnahmen. Im Rahmen der Abklärung beim zuständigen Sozialdienst wird in manchen 

Kantonen zuerst die Möglichkeit freiwilliger Unterstützung geprüft und angeboten (Subsidiaritätsprinzip). 

Erst bei einer fortbestehenden Gefährdung werden weitergehende KESB-Massnahmen ausgesprochen 

(Vgl. Kapitel 4.2.5). Dabei handelt es sich um Massnahmen für, unter anderem, Therapien oder 

Beratungen wie Psychotherapie, Suchtberatung oder andere Fachstellen, sozialpädagogische 

Familienbegleitung, Erziehungsberatung/-aufsicht, Antabus-Behandlung, Mutter-Kind-Wohnen, 
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Beistandschaft wie Erziehungsbeistandschaft, regelmässiges Monitoring, Substanzscreening (Blut, Urin, 

Haar), Einschränkung der elterlichen Sorge und Platzierung oder fürsorgerische Unterbringung als 

äusserste Massnahme.18 Auflagen können bei Bedarf gesprochen werden. Bei besonders grosser 

Gefährdung des Kindes wird eine superprovisorische oder vorsorgliche Massnahme gesprochen. Die 

ergriffenen Massnahmen, die auf eine Meldung infolge einer Suchtgefährdung beziehungsweise eines 

problematischen Substanzkonsums auf Ebene der Kinder/Jugendlichen selbst oder im familiären Umfeld 

erfolgen, sind sehr individuell und hängen von bestehenden Vulnerabilitäten und Gefährdungen ab. Oft 

ist die Suchtgefährdung nur ein Faktor unter anderen. 

4.2.3 Zusammenarbeit zwischen den 3c-Stellen und der KESB 

Die 3c-Stellen arbeiten bei Bedarf mit der KESB zusammen, insbesondere situationsabhängig (nicht 

automatisch), bei einer erheblichen Selbst- oder Fremdgefährdung oder wenn Termine nicht 

wahrgenommen werden. Manchmal finden auch anonymisierte Fallbesprechungen statt, bevor 

gegebenenfalls eine Meldung erfolgt. Diese Zusammenarbeit war teils bereits vor Ernennung als 3c-Stelle 

etabliert. In manchen Kantonen ist der Einbezug der KESB ebenfalls in den Meldeschemata zu 

Art. 3c BetmG formalisiert. Die Zusammenarbeit ist oft bidirektional, das heisst, die KESB ersucht die 

3c-Stellen in gewissen Fällen ebenfalls um Unterstützung. Demgegenüber wird manchmal eine 

Suchtfachstelle beauftragt, die Abklärung als Massnahme mit verpflichtendem Charakter für die 

Betroffenen durchzuführen. 

4.2.4 Andere kantonale Strukturen bei Substanzkonsumproblemen von Kindern und Jugendlichen 

Die kantonalen Vertreter:innen wurden ebenfalls gefragt, ob es im Kanton andere Modelle oder Abläufe 

gibt, um bei Substanzkonsumproblemen von Kindern und Jugendlichen zu reagieren. Nach Auskunft von 

13 Kantonen gibt es andere Modelle oder Abläufe, in vier Kantonen gibt es keine solchen, in drei 

Kantonen wussten es die Befragten nicht und aus sechs Kantonen liegt keine Information dazu vor. 

Die kantonalen, von Art. 3c BetmG unabhängigen Modelle und Abläufe wurden folgendermassen 

präzisiert:  

• Verantwortung bei kantonalen Diensten/Abteilungen/Departementen (z. B. Gesundheit, Kinder und 

Jugend, Schule/Bildung, Sucht) 

• Zusammenarbeit mit beziehungsweise Verantwortung bei Suchthilfeangeboten 

• Meldung an beziehungsweise Zusammenarbeit mit JugA/Jugendgerichten, teilweise gefolgt von 

Kursen (z. B. Cannabiskurse); teilweise Zusammenarbeit dieser mit Suchthilfe; Möglichkeit von 

freiwilligen Folgegesprächen 

• Niederschwellige Angebote der Präventions-/Gesundheitsstellen in den Kantonen im Bereich 

Prävention, Gesundheitsförderung, F+F, Sucht, Schule/Bildung mit Zugang zu Informationen  

• Elternkurse/-referate von Suchtberatung/-prävention für Eltern von Jugendlichen mit Risikokonsum 

• Zusammenarbeit mit Kinder- und Jugendpsychiatrie 

• Zusammenarbeit mit Schulsozialarbeit, spezifische Angebote an Schulen 

• Früherfassungsmodell für Alkohol und illegale Substanzen (ohne Verhaltensprobleme) bei der Polizei 

mit einer Meldung an KESB in einem Kanton (funktioniert jedoch nicht, denn es erfolgten keine 

Meldungen) 

Die Kantone wurden ebenfalls gebeten zu präzisieren, ob sich die kantonalen Modelle oder Abläufe nach 

Substanzen unterscheiden. In zwölf Kantonen wird nicht zwischen den Substanzen unterschieden. Ein 

 

 

18 Im Kindesschutz kommt es in geschätzten 44 % der Gefährdungsmeldungen an die KESB zu keinen 

verpflichtenden Massnahmen (Rieder et al., 2016, S. 55).  
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Kanton präzisierte, dass im Zusammenhang mit Art. 3c BetmG und aufgrund eines politischen Entscheids 

von Beginn weg alle riskanten Suchtmittel in die Umsetzung des Artikels einbezogen wurden. In einem 

anderen Kanton gibt es je nach Substanz eine Erstanlaufstelle. Diese verfügt aber über die nötigen 

Voraussetzungen, sich um weitere Substanzen oder Problematiken zu kümmern. In vier Kantonen 

unterscheiden sich die Abläufe mit der Begründung, dass die Meldebefugnis nur für Substanzen des 

BetmG angewandt wird, ansonsten eine Gefährdungsmeldung an die KESB erfolgt (ein Kanton) oder dass 

es spezifische Abläufe für Cannabis gibt (zwei Kantone). 

4.2.5 Fazit Vorgehen bei Meldung 

Die 3c-Stellen erhielten insbesondere Meldungen der JugA /Jugendgerichte sowie aus dem Bereich 

Schule. Das Potenzial für diese Gruppen wird als «mittel» eingeschätzt, da bereits Meldungen dieser 

Gruppe erfolgten. Ein grösseres Potenzial wird insbesondere im Bereich der ärztlichen 

Fachpersonen/Notaufnahme/Spital und bei Amtsstellen gesehen. Bei der KESB fällt auf, dass Meldungen 

insbesondere von der Polizei und Angehörigen erfolgen, aber auch aus dem Bereich Schule sowie von 

ärztlichen Fachpersonen/Notaufnahme/Spital. 

Die Abläufe für eine Meldung nach Art. 3c BetmG ähneln sich. Zuerst erfolgt eine Meldung, dann eine 

Abklärung zusammen mit den Betroffenen und allenfalls den Erziehungsberechtigten, dann ein Entscheid 

bezüglich des weiteren Vorgehens und zum Schluss die Umsetzung. Ein fachliches Binom zur 

Situationseinschätzung (d. h. multiprofessionelles Team, Vier-Augen-Prinzip) wird als besonders 

zielführend eingeschätzt. Möglichkeiten der Durchsetzung eines Treffens oder eines Entscheids gibt es 

im BetmG nicht, es bleibt gegebenenfalls eine Meldung an die KESB, die aber nicht überall systematisch 

vorgesehen ist.  

Die Abläufe nach einer Gefährdungsmeldung an die KESB sind standardisiert. Ein grosser Unterschied zu 

einer Meldung nach Art. 3c BetmG besteht insbesondere im Hinblick auf die rechtlichen Grundlagen für 

Massnahmen, die ergriffen werden können. Grundsätzlich gilt in allen Kantonen das Subsidiaritätsprinzip 

(Art. 389 Abs. 1 ZGB) sowie die Verhältnismässigkeit (Art. 389 Abs. 2 ZGB): Zuerst werden die freiwilligen 

Unterstützungsmöglichkeiten ausgeschöpft, bevor Massnahmen nach ZGB ergriffen werden (wenn die 

freiwilligen Möglichkeiten nicht ausreichen oder es Widerstand seitens der Betroffenen gibt). Nach 

mündlichen Hinweisen scheinen freiwillige Massnahmen nicht in allen Kantonen gleichermassen 

ausgeschöpft zu werden. 

Zur Unterstützung Minderjähriger in den Kantonen gibt es oftmals von Art. 3c BetmG unabhängige 

Mechanismen, die erlauben, entsprechend der individuellen Situation tätig zu werden. Dabei sind häufig 

Suchtfachstellen beteiligt. 

 Umsetzungsbeispiele in den Kantonen 

4.3.1 Indikationsstelle Sucht für Minderjährige (Kanton Freiburg) 

Bei der Umsetzung von Art. 3c BetmG für Minderjährige im Kanton Freiburg wurde ein umfassender 

Ansatz gewählt, der verschiedene Dienste und Organisationen berücksichtigt. 

Inbetriebnahme der kantonalen Indikationsstelle im Kanton Freiburg 

Zur Umsetzung von Art. 3c BetmG bei Kindern und Jugendlichen wurde eine kantonale Indikationsstelle 

eingerichtet. Gesteuert wird die kantonale Indikationsstelle von einem Ausschuss, der sich aus den 

zuständigen Amtsvorsteher:innen der Direktion für Gesundheit und Soziales (GSD) zusammensetzt. Die  
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rechtliche Grundlage für die kantonale Indikationsstelle bildet Art. 7 der Verordnung über die 

Betäubungsmittel19 («Indikationsgremium»). Bei der kantonalen Indikationsstelle sind Dienste und 

Institutionen wie die Sucht- und Sozialhilfe, das Kantonsarztamt, das Jugendamt, die KESB und die 

ambulanten psychiatrischen Dienste integriert. 

Die Arbeit der kantonalen Indikationsstelle im Bereich Kinder und Jugendliche wurde Ende März 2017 als 

Pilotprojekt aufgenommen und im April 2018 offiziell eingeführt. Meldungen von Personen unter 18 

Jahren werden von REPER entgegengenommen, dem vom Kanton und der Stadt unterstützten 

gemeinnützigen Verein zur Gesundheitsförderung und Prävention. 

Ziele der kantonalen Indikationsstelle 

Mit der kantonalen Indikationsstelle sollen Suchtrisiken möglichst früh erkannt und das Eingreifen von 

Fachpersonen ermöglicht werden, wenn eine Unterstützung angezeigt ist. Damit wird bezweckt, 

vulnerable Kinder oder Jugendliche mit einem auffälligen Verhalten mit oder ohne Beteiligung von 

Substanzen zu erkennen und zu melden, um eine Verschlimmerung der Situation zu verhindern. Im 

Kanton Freiburg wurde die Herangehensweise umfassend geplant, indem Meldungen für psychoaktive 

Substanzen und Verhaltensweisen mit Abhängigkeitspotenzial (z. B. Gambling, Gaming) erfolgen können. 

Das Vorgehen ermöglicht ein Eingreifen und Weiterverfolgen der gemeldeten Situationen mit allen 

beteiligten Akteur:innen. Damit geht der Ansatz im Kanton Freiburg über die Vorgaben von 

Art. 3c BetmG hinaus, indem Meldungen auch für Substanzen erfolgen können, die nicht dem BetmG 

unterliegen (z. B. Alkohol oder Medikamente) sowie für Verhaltensweisen mit Abhängigkeitspotenzial. 

Meldende Personen und Information über die Meldemöglichkeit 

Alle Personen, die mit Kindern und Jugendlichen zu tun haben, können Situationen melden, die sie für 

problematisch halten (Eltern, Jugendamt, Schulen, soziale Einrichtungen usw.). Die Meldung ist nicht 

obligatorisch, eine Entbindung vom Amtsgeheimnis ist nicht erforderlich. Eine Meldung erfolgt im 

Interesse der jugendlichen Person. Es handelt sich dabei nicht um eine Anzeige. 

Berufsgruppen, die mit Kindern und Jugendlichen zu tun haben (d. h. potenziell Meldende), werden vom 

Kantonsärztlichen Dienst über die Meldemöglichkeit im Rahmen von Treffen informiert. 

Kriterien für eine Meldung 

Auf der Website von REPER steht eine Broschüre zum Download bereit, die sich an Eltern, 

Bezugspersonen und Fachpersonen richtet, die mit Kindern und Jugendlichen zu tun haben. Die 

Broschüre liegt in Deutsch und Französisch vor und enthält neben Informationen ein Meldeformular. 

Die Broschüre umfasst eine Liste möglicher Warnzeichen sowie bestimmte Situationen, die ebenfalls 

beachtet werden können.20 In der Broschüre wird angeboten, vor einer Meldung mit der kantonalen 

Indikationsstelle Kontakt aufzunehmen und eine auffällige Situation telefonisch zu evaluieren. 

Meldung und Vorgehen nach einer Meldung 

Über das Meldeformular können Minderjähriger direkt an REPER gemeldet werden. Die für die 

Fallführung verantwortliche Person lädt die betroffene Person mit Zustimmung der gesetzlichen 

Vertreter:innen zu einem Gespräch ein. Das Gespräch wird durch ein Zweierteam geleitet, bestehend 

aus einer Fachperson von REPER aus dem Bereich Sozialarbeit und einer für den Kinderschutz 

zuständigen Fachperson vom kantonalen Jugendamt.  

 

 

19 SGF 821.22.11 

20 Vgl. Broschüre der GSD, S. 4 und 6. 

https://bdlf.fr.ch/app/de/texts_of_law/821.22.11
https://bdlf.fr.ch/app/de/texts_of_law/821.22.11
https://www.reper-fr.ch/de/privatpersonen/eltern/kantonale-indikationsstelle-sucht-fuer-minderjaehrige/
https://www.fr.ch/de/document/343241
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Während des Gesprächs wird ein detaillierter Fragebogen21 ausgefüllt, um den Konsum beziehungsweise 

das Verhalten der minderjährigen Person im Zusammenhang mit ihrer Gesamtsituation zu beurteilen. 

Basierend auf den Ergebnissen der Situationseinschätzung wird ein Vorschlag zum weiteren Vorgehen 

formuliert. Interventionen können beispielsweise die Unterstützung durch die ambulante oder 

stationäre Suchthilfe, psychiatrische Unterstützung, sozialpädagogische Begleitung oder hausärztliche 

Leistungen umfassen. Die vorgeschlagene Intervention wird der minderjährigen Person und der 

meldenden Person in einem Gespräch mitgeteilt. Damit wird die minderjährige Person in den Prozess der 

kantonalen Indikationsstelle integriert, aber auch die meldende Erstkontaktpersonen, die gesetzlichen 

Vertreter:innen und andere mit der minderjährigen Person befasste Fachpersonen. Eine 

Zusammenarbeit wird bei Bedarf mit dem kantonalen Jugendamt und dem Freiburger Netzwerk für 

psychische Gesundheit (FNPG) eingeleitet. Die KESB (Friedensgericht) ist Teil der kantonalen 

Indikationsstelle. Die Zusammenarbeit mit der Kinder- und Jugendpsychiatrie wurde 2022 aufgebaut. Der 

Prozess formalisiert ebenfalls die Interaktion der Indikationsstelle mit den meldenden Personen 

(erklärende Broschüre, spezifische Telefonnummer, Meldeformular, Rückmeldegespräch, schriftlicher 

Betreuungsvorschlag). Eine Übersicht des Ablaufs ist in Abbildung 3 enthalten. 

Der Kontakt mit den Minderjährigen soll möglichst respektvoll sein, damit die Basis für eine erfolgreiche 

Intervention gelegt werden kann. Die minderjährige Person ist Teil des Prozesses, indem sie ihre Sicht 

der Dinge im Beurteilungsgespräch und im Rückmeldegespräch darlegen kann. Dieser Prozess ermöglicht 

es auch, die vorhandenen und die zu entwickelnden Ressourcen rund um diese Person zu identifizieren 

und basierend darauf einen Betreuungsvorschlag zu formulieren. 

Es wurden Fristen festgelegt, und zwar maximal drei Wochen zwischen der Meldung und dem Gespräch 

und weitere drei Wochen maximal zwischen dem Gespräch und dem Vorschlag zum weiteren Vorgehen. 

Die Daten werden in einer gesicherten Datenbank (FRIADIC) gespeichert, auf welche an der Massnahme 

beteiligten Fachkräfte von REPER und vom Jugendamt sowie der Kantonsärztliche Dienst Zugriff haben. 

Finanzierung 

Die Leistungen von REPER für die kantonale Indikationsstelle werden im Rahmen des Leistungsvertrags 

abgegolten. 

Herausforderungen 

Die Kontaktnahmen im Kanton Freiburg sind im Vergleich zu anderen Kantonen höher (Jan. bis Okt. 

2021, 23 Meldungen Minderjähriger, im Vergleich zu keiner oder einer Meldung in anderen Kantonen 

mit 3c-Stelle; vgl. Tabelle 2 für eine Übersicht). Dennoch wurde auch im Kanton Freiburg festgestellt, 

dass nicht alle relevanten Akteur:innen über die Indikationsstelle informiert sind (besonders im 

deutschsprachigen Teil des Kantons). Auch scheinen die Hürden für Schulen eher hoch zu sein, sie 

suchen vornehmlich eigene Lösungen. So ist es eine stetige Herausforderung, die Indikationsstelle unter 

den relevanten Akteur:innen bekannt zu machen (z. B. unter Wohnheimen für Jugendliche oder auf 

Sekundarstufe I). Und ein Teil der Minderjährigen gelangt nicht an die kantonale Indikationsstelle, 

sondern an andere kantonale Angebote (z. B. Choice [in Französisch] oder Sensibilisierungsprogramm 

«Zurück in die Zukunft»). Ebenfalls besteht die Möglichkeit, dass gewisse Akteur:innen durch eine 

kantonal geleitete Stelle von einer Meldung abgehalten werden, da diese Hürde als zu hoch erscheint. 

 

 

21 Addiction Severity Index (ASI). 

https://www.reper-fr.ch/de/privatpersonen/jugendliche/beratung-und-unterstuetzung/choice-d/
https://www.reper-fr.ch/de/privatpersonen/eltern/beratung-und-unterstuetzung/zurueck-in-die-zukunft/
https://www.reper-fr.ch/de/privatpersonen/eltern/beratung-und-unterstuetzung/zurueck-in-die-zukunft/
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Es ist geplant, dass die Kenntnisse von zehn Mitarbeitenden zu Case Management gefestigt werden, um 

die bedarfsgerechte Unterstützung der Betroffenen zu stärken. Ebenfalls soll bis 2024 ein Monitoring der 

kantonalen Indikationsstelle für Minderjährige durchgeführt werden.22 

Abbildung 3: Meldeschema Kanton Freiburg 

 

 

22 Vergleichbar dem Monitoring der kantonalen Indikationsstelle für Erwachsenen im 2019.  

https://www.fr.ch/sites/default/files/2020-02/Rapport_Monitorage_Dispositif%20indication%20adultes_2014_2018_DE.pdf
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4.3.2 Meldung an Suchtfachstelle (Kanton Schaffhausen) 

Inbetriebnahme der kantonalen Stelle 

Die 3c-Stelle im Kanton Schaffhausen ist beim Verein für Jugendfragen, Prävention und Suchthilfe (VJPS) 

angegliedert, der kantonalen Fachstelle für Gesundheitsförderung, Prävention und Suchtberatung. Die 

Meldung erfolgt damit an eine Stelle, die mit der Suchtthematik vertraut ist. Der Zugang ist 

niederschwellig. Die Arbeit als 3c-Stelle wurde 2013 aufgenommen. 

Meldende Personen und Information über die Meldemöglichkeit 

Als Meldebefugte werden folgende Gruppen gelistet: Schulen (Lehrpersonen, Schulsozialarbeit); 

Berufsbildung (Lehrpersonen, Ausbildner:innen); Polizei; ärztliche Fachpersonen (Spital und Praxis); 

Fachstellen im Sozialbereich; JugA. Bei Inbetriebnahme wurden alle meldebefugten Personengruppen 

schriftlich oder mündlich bei gemeinsamen Sitzungen informiert. Seither gab es keine gezielte 

Information mehr. 

Meldung und Vorgehen nach einer Meldung 

Für die Abklärung nimmt eine Fachperson der Suchtberatung der VJPS zuerst Kontakt mit der meldenden 

Person auf, um vertiefte Informationen zur Situation zu erhalten. Im Anschluss daran werden die 

betreffenden Jugendlichen, wann immer möglich zusammen mit ihren Eltern oder anderen 

erziehungsberechtigten Personen zu einem Erstgespräch eingeladen. Ziel dieses Erstgesprächs ist es, 

über die Abklärung und deren Ablauf zu informieren. Alle Anwesenden erhalten die Gelegenheit, zur 

Meldung Stellung zu nehmen und ihre Sicht der Dinge darzulegen. Im Erstgespräch wird ebenfalls die 

familiäre Situation mit Problembereichen und Ressourcen erhoben. Durch dieses Vorgehen sollen die 

Anwesenden für eine konstruktive Zusammenarbeit gewonnen werden. 

Das zweite Gespräch findet mit den Jugendlichen allein statt. Dabei füllen die Jugendlichen in 

Anwesenheit der Beratungsperson einen Fragebogen aus. Allfällige Unklarheiten können diskutiert 

werden. Im Anschluss daran werden die Jugendlichen im offenen Interview zum Substanzkonsum befragt 

(was, wann, wo, wie viel, mit wem, warum, wozu). 

Mit den Eltern (oder anderen erziehungsberechtigten Personen) findet ebenfalls ein Gespräch allein 

statt. Dabei füllen sie in Anwesenheit der Beratungsperson ebenfalls einen Fragebogen aus. Damit liegt 

für die Jugendlichen eine standardisierte Selbst- und Fremdeinschätzung vor. Die Eltern werden auch zu 

ihrer Einschätzung des Substanzkonsums befragt. Sie erhalten die Möglichkeit, Fragen zu klären und 

eigene Besorgnis und Ängste anzusprechen. 

Sowohl mit den Jugendlichen als auch mit den Erziehungsberechtigten können Themen, die sich aus dem 

Erstgespräch ergeben haben, im Einzelaustausch nochmals aufgegriffen werden. Die Abklärung endet 

nach Möglichkeit mit einem gemeinsamen Schlussgespräch. Dabei werden die Ergebnisse der 

Situationsanalyse besprochen. Aufgrund der zusammengetragenen Informationen spricht die zuständige 

Beratungsperson eine Empfehlung zum weiteren Vorgehen aus (Abschluss der Abklärung ohne weitere 

Massnahmen, weiterführende Beratung durch den VJPS, Triage an andere Einrichtung wie z. B. 

Jugendberatung, Kinder- und Jugendpsychiatrischer Dienst). Der Ablauf ist in Abbildung 4 schematisch 

dargestellt. 

Die Finanzierung 

Die Leistungen vom VJPS werden über den ordentlichen Leistungsvertrag geregelt. Es sind keine 

zusätzlichen personellen oder finanziellen Ressourcen für den Aufwand im Zusammenhang mit 

Art. 3c BetmG eingeplant. 

https://www.vjps.ch/
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Abbildung 4: Meldeschema Kanton Schaffhausen  

 

Herausforderungen 

Im Prinzip kann eine Stelle mit niederschwelligem Zugang der Förderung von F+F dienen. Da aber die 

Meldemöglichkeit im Kanton kaum bekannt ist oder Meldungen erst erfolgen, wenn sich handfeste 

Probleme manifestiert haben, wird das Ziel der F+F verfehlt. Gleichzeitig gibt es regelmässig 

Kontaktnahmen oder Überweisungen an den VJPS, jedoch ohne expliziten Bezug auf Art. 3c BetmG. 

Mit dem kantonalen Handlungsleitfaden Kindeswohlgefährdung für Schulen gibt es handlungsleitende 

Unterstützungshilfen für alle Fachpersonen im Kanton zum Vorgehen bei einem Verdacht auf 

Kindeswohlgefährdungen. Ein Ampelsystem ermöglicht anhand von zwei Fragen («Wie hoch schätzen Sie 

das Risiko einer Kindeswohlgefährdung ein?» und «Wie sicher fühlen Sie sich in dieser Einschätzung?») 

eine Einschätzung der Situation. Je nach Punktzahl unterscheidet sich das vorgeschlagene weitere 

Vorgehen. Der Vorteil: Der Handlungsleitfaden gilt für jegliche Gefährdungen, auch solche, die über den 

Suchtmittelbereich hinausgehen. 

https://sh.ch/CMS/Webseite/Kanton-Schaffhausen/Beh-rde/Verwaltung/Erziehungsdepartement/Dienststelle-Sport--Familie-und-Jugend/Abteilung-Kind-Jugend-Familie--KJF--11632999-DE.html
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Das Vorgehen bei der Abklärung soll überarbeitet werden. Unter anderem haben sich die verwendeten 

standardisierten Fragebogen (Jugendliche: YSR23, Erziehungsberechtigte: CBCL24) als nicht geeignet für 

die Feststellung einer Gefährdung im Zusammenhang mit Art. 3c BetmG herausgestellt. 

4.3.3 3c-Stelle integriert in KESB (Kanton Bern) 

Inbetriebnahme der 3c-Stelle im Kanton Bern 

Im Kanton Bern wurde die Stelle nach Art. 3c BetmG bei der KESB integriert. Die Arbeit als KESB-3c-Stelle 

wurde im Jahr 2013 aufgenommen, nach Inkrafttreten der entsprechenden rechtlichen Grundlagen. Es 

gibt insgesamt elf kantonale KESB-Stellen, die Teil der dezentralen Verwaltung des Kantons sind.25 Alle 

Stellen nehmen Meldungen entgegen. 

Die rechtliche Grundlage für eine Meldung ist in Art. 8a der kantonalen Verordnung über den Kindes- 

und Erwachsenenschutz (KESV)26 definiert: «Die KESB nehmen Meldungen bei Fällen von vorliegenden 

oder drohenden suchtbedingten Störungen im Sinne von Artikel 3c des Bundesgesetzes vom 3. Oktober 

1951 über die Betäubungsmittel und die psychotropen Stoffe (Betäubungsmittelgesetz, BetmG) 

entgegen und sorgen für die fachlich angezeigte Weiterbearbeitung.» Die Aufsicht über die KESB liegt 

beim Kantonalen Jugendamt (KJA). 

Die Integration in die KESB wurde aus verschiedenen Gründen gewählt. So kann gemäss kantonalen 

Unterlagen eine wirkungsvolle F+F durch die Verknüpfung von Informationen gewährleistet werden. 

Informationen werden zentral gesammelt und Dossiers nicht fragmentiert bearbeitet. Gleichzeitig 

verfügt die KESB über weitreichende Kenntnisse zu zivilrechtlichen Massnahmen, früherer Vorfälle und 

weiterer Probleme im Umfeld der Betroffenen. Somit erhält die KESB eine wichtige Triage- und 

Fallführungsfunktion. Bei ihrer Arbeit orientieren sich die KESB am Prinzip der Subsidiarität (vgl. Kapitel 

4.2.5). Im Kanton wurde davon ausgegangen, dass die KESB eine höhere Verbindlichkeit erreicht als 

Suchtberatungsstellen, die auf die Kooperationsbereitschaft der Betroffenen angewiesen sind. 

Meldende Personen und Information über die Meldemöglichkeit 

Da die 3c-Stelle bei der KESB angesiedelt ist, sind alle Personen meldeberechtigt (auch Privatpersonen). 

Aktuell gibt es keine Schulungen oder Informationen zu Art. 3c BetmG für spezifische Berufs- oder 

Personengruppen. Das Vorgehen bei einer Gefährdungsmeldung wird in einem Erklärvideo auf der 

Website vom Kanton Bern dargestellt. 

Meldung und Vorgehen nach einer Meldung 

Im Kanton Bern wird nicht unterschieden zwischen einer Meldung nach Art. 3c BetmG oder einer 

Gefährdungsmeldung nach ZGB. Betrifft die Meldung eine Person unter 18 Jahren, müssen gemäss 

Art. 3c Abs. 2 BetmG die gesetzlichen Vertreter:innen informiert werden, sofern nicht wichtige Gründe 

dagegen sprechen. 

Die KESB leitet das Dossier zur Abklärung an den örtlich zuständigen Sozialdienst weiter, der in einem 

Gespräch die Situation evaluiert. Falls angezeigt, wird im Rahmen der Abklärung die Berner Gesundheit 

(BEGES), andere Fachstellen oder weitere Personen oder Institutionen beigezogen (bspw. Schule, 

ärztliche Fachpersonen für Kinder/Jugendliche). Bereits zu diesem Zeitpunkt kann zusammen mit den 

Beteiligten freiwillig für Unterstützung gesorgt werden, zum Beispiel durch eine Familienbegleitung oder 

 

 

23 Youth Self-Report: Selbsteinschätzung der eigenen Kompetenz, Verhaltensauffälligkeiten und 

emotionaler Probleme. 

24 Child Behavior Checklist: erhebt mit grösstenteils identischen Fragen dieselben Bereiche wie YSR. 

25 Plus eine Burgerliche KESB. 

26 BSG 213.316.1 

https://www.belex.sites.be.ch/frontend/versions/2350?locale=de
https://www.belex.sites.be.ch/frontend/versions/2350?locale=de
https://www.kesb.dij.be.ch/de/start/Kinder-Jugendliche/gefaehrdungsmeldung-kinder.html
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Erziehungsberatung. Bei Bedarf wird ebenfalls mit der Suchtfachstelle oder der Polizei und der JugA 

zusammengearbeitet. 

Nach Abschluss der Abklärung schickt der Sozialdienst einen Bericht mit einer Empfehlung an die KESB. 

Wenn die getroffenen freiwilligen Massnahmen die Situation bereits verbessert haben und ausreichen, 

wird das Verfahren durch die KESB ohne verpflichtende Massnahmen abgeschlossen. Geht die KESB 

weiterhin von einer Kindeswohlgefährdung aus, ordnet sie eine passende Schutzmassnahme an (z. B. 

Beistandschaft, Suchtberatung, Erziehungsaufsicht, Erziehungsberatung). Vor dem Entscheid hört sie die 

Betroffenen an und gibt ihnen die Möglichkeit, sich zur vorgesehenen Massnahme zu äussern. Die 

Meinung der Eltern und der Kinder ist wichtig und fliesst in den Entscheid der KESB ein. Gegen den 

KESB-Entscheid können Betroffene beim Obergericht Beschwerde einreichen. Über die Massnahme wird 

regelmässig Bericht erstattet, so dass die KESB bei Bedarf reagieren kann. Hat sich die Situation 

verbessert, wird das Dossier abgeschlossen. Fristen wurden im Zusammenhang mit einer 

Gefährdungsmeldung keine festgelegt. 

Im Rahmen der Abklärung beim zuständigen Sozialdienst werden primär freiwillige Massnahmen geprüft 

und angeboten (Subsidiaritätsprinzip). Erst bei einer fortbestehenden Gefährdung werden 

weitergehende KESB-Massnahmen ausgesprochen.  

Finanzierung des KESB-Modells 

Es wurden keine zusätzlichen Stellenprozente finanziert. 

Herausforderungen 

Die (psychologische Hemmschwelle) für eine Meldung an die KESB scheint teils hoch zu sein, auch wenn 

die Meldung selbst einfach ist: Der Zugang zur KESB steht allen offen (Privat- und Fachpersonen), kann 

einfach vorgenommen werden und es gibt in allen Kantonen KESB-Stellen. Auf Grund dieser Hürden im 

Kopf ist es fraglich, ob von F+F gesprochen werden kann, wenn die Meldung eher spät erfolgt. Angebote 

mit niederschwelligem Zugang beispielsweise bei Fachstellen könnten möglicherweise eine frühzeitige 

Meldung im Sinne von F+F durch die betroffene Person oder Dritte ermöglichen, da die psychologische 

Hemmschwelle einer Meldung geringer ist als bei einer Gefährdungsmeldung an die KESB.  

Es fehlen detaillierte Zahlen der KESB, die eine Einschätzung der Problemlast erlauben würden. So ist 

nicht bekannt, bei wie vielen Personen Suchtproblematiken beteiligt waren. Ebenfalls ist unklar, wie viele 

Dossiers durch freiwillige Massnahmen abgeschlossen werden können und bei wie vielen verpflichtende 

Massnahmen nötig sind. 

4.3.4 Fazit Umsetzungsbeispiele 

Aus der Erhebung zu den kantonalen 3c-Stellen schälten sich drei Umsetzungsbeispiele heraus: Die 

kantonale Indikationsstelle für Minderjährige im Kanton Freiburg als Beispiel einer Triagestelle; die 

Angliederung an eine Suchtfachstelle wie im Kanton Schaffhausen; und die Integration in die KESB wie im 

Kanton Bern.  

Der Ansatz im Kanton Freiburg mit der kantonalen Indikationsstelle Sucht für Minderjährige ist sehr 

umfassend ausgerichtet und wurde durch Art. 3c BetmG angestossen. Er umfasst folgende Eckpunkte: 

• Umfassender Ansatz mit Berücksichtigung der relevanten kantonalen Dienste und Institutionen 

• Gesonderte Abläufe für Erwachsene und Kinder/Jugendliche 

• Situationseinschätzung durch Binom Sozialarbeit und Fachperson Kindesschutz (Vier-Augen-Prinzip) 

mit Vorschlag zum weiteren Vorgehen  

• Für alle Substanzen und Verhaltensweisen mit Missbrauchs-/Abhängigkeitspotenzial 

• Ermöglicht auch Eltern als Meldende 
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• Art. 7 der kantonalen Verordnung über die Betäubungsmittel als rechtliche Grundlage der kantonalen 

Indikationsstelle («Indikationsgremium») 

• Unklar, ob eine solche Stelle eventuell eine zu hohe Hürde ist für eine Kontaktnahme bei einer 

festgestellten Vulnerabilität im Vorfeld einer klaren Gefährdung  

Die 3c-Stelle im Kanton Schaffhausen ist beim VJPS angesiedelt. Die Meldung erfolgt damit an eine Stelle, 

die mit der Suchtthematik vertraut ist. Der Zugang ist niederschwellig. Meldungen gab es indes kaum, 

Kontaktnahmen zur Besprechung von Situationen oder Überweisung von Personen aber schon. Das 

heisst, F+F, Beratung und Therapie werden auch ohne Art. 3c BetmG, durch das Vorhandensein einer 

fachspezifischen und multidisziplinären Stelle im Kanton, ermöglicht. Das Modell Suchtfachstelle im 

Kanton Schaffhausen umfasst folgende Eckpunkte: 

• Durch Integration in Suchtfachstelle ist niederschwelliger Zugang gewährleistet 

• Fachpersonen mit suchtspezifischem Wissen ermöglichen umfassende Abklärung 

• Abklärung mit Betroffenen allein und zusammen mit Erziehungsberechtigten/Eltern 

• Kaum Meldungen 

• Meldemöglichkeit nicht bekannt  

• Gefährdungsmeldungen: Kantonale Handlungsleitfäden, welche die Situationseinschätzung 

erleichtern 

Im Kanton Bern wurde die Stelle nach Art. 3c BetmG bei der KESB integriert. Bei allen kantonalen KESB 

können Gefährdungsmeldungen gemacht werden. Auch vonseiten der KESB gibt es mit dem 

Subsidiaritätsprinzip Handlungsspielraum beim Vorgehen nach einer Meldung, denn vom Sozialdienst 

werden während der Abklärungen zuerst nicht verpflichtende Massnahmen geprüft (vgl. Kapitel 4.2.5). 

Das Subsidiaritätsprinzip scheint aber unter externen Fachpersonen noch nicht ausreichend bekannt zu 

sein (und auch nicht in allen Kantonen gleichermassen umgesetzt zu werden). Gleichzeitig wird von 

manchen Fachpersonen befürchtet, dass eine Meldung an die KESB das Vertrauensverhältnis zu den 

Jugendlichen negativ beeinflussen könnte. Möglicherweise führt dies dazu, dass es aufgrund von 

weitreichenden Konsequenzen mit Eingriffen in die Privatsphäre eine Hemmschwelle für eine Meldung 

an die KESB gibt und daher von einer Meldung abgesehen wird, wenn keine eindeutige Gefährdung 

vorliegt. Das KESB-Modell im Kanton Bern umfasst folgende Eckpunkte: 

• Meldungen erfolgen als Gefährdungsmeldungen an die KESB 

• Durch Abklärung beim zuständigen Sozialdienst und unter Beizug weiterer Fachpersonen und 

Institutionen wird das Subsidiaritätsprinzip befolgt, verpflichtende Massnahmen werden erst 

ergriffen, wenn freiwillige Unterstützungsleistungen nicht ausreichen  

• Art. 8a KESV schafft die rechtlichen Voraussetzungen 

• Art. 3c BetmG spielt eine untergeordnete Rolle, denn es erfolgen keine Meldungen in Bezug auf 

diesen Gesetzesartikel 

• Unklar, ob die KESB nicht eine zu hohe Hürde ist für Situationen im Vorfeld einer Gefährdung 

Zusammenfassend gibt es drei Modelle der Umsetzung von Art. 3c BetmG, die im Alltag jedoch keinen 

oder kaum expliziten Rückgriff machen auf Art. 3c BetmG: Im Kanton Freiburg hat Art. 3c BetmG die 

Schaffung einer umfassenden Stelle angeregt; im Kanton Schaffhausen wird die Suchtfachstelle zwar 

kontaktiert, aber oftmals ohne explizite Bezugnahme zum Gesetzesartikel; im Kanton Bern wurde 

Art. 3c BetmG durch die Integration in die KESB obsolet, es handelt sich strikt genommen nicht mehr um 

eine 3c-Stelle. 

Aus mehreren Kantonen liegen interessante Schemata vor, die Fachpersonen in der Handlungs- und 

Entscheidungsfindung unterstützen. Die KESB sowie Art. 3c BetmG sind teils Teil dieser Schemata, neben 

anderen rechtlichen Grundlagen. Zu nennen wäre hier beispielsweise der Kanton Schaffhausen: Zur 

https://bdlf.fr.ch/app/de/texts_of_law/821.22.11
https://www.belex.sites.be.ch/frontend/versions/2350?locale=de
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Unterstützung der Ersteinschätzung und Orientierung der Fachpersonen in der Entscheidungsfindung 

rund um eine KESB-Gefährdungsmeldung liegen Handlungsleitfäden vor.27 Mit zwei Fragen («Wie hoch 

schätzen Sie das Risiko einer Kindeswohlgefährdung ein?» und «Wie sicher fühlen Sie sich in dieser 

Einschätzung?») wird eine Einschätzung der Situation in einem Ampelsystem ermöglicht und Vorschläge 

für das weitere Vorgehen gemacht. Im Kanton Thurgau ist das Schema vergleichbar,28 dort ist die 

3c-Meldestelle aber bei der KESB angegliedert. Einfache Einschätzungen anhand von Skalen und die 

klaren und konkreten Handlungsanleitungen schaffen Sicherheit für Fachpersonen. 

Alle drei Beispiele scheinen an Grenzen zu stossen bei Jugendlichen, die sich in totaler Opposition 

gegenüber Eltern, Schule, Polizei, Jugendamt oder anderen befinden und nicht kooperationsbereit sind. 

Unterstützungsleistungen funktionieren nicht ohne ein minimales Mitwirken der Betroffenen. Gerade im 

Kanton Freiburg ist die freiwillige Mitwirkung der Betroffenen eine Voraussetzung für die Unterstützung 

durch die Indikationsstelle. Im KESR (ZGB) oder Jugendstrafgesetz (JStG)29 bestehen Möglichkeiten, bei 

nicht kooperationsbereiten Jugendlichen Massnahmen zu ergreifen. Die Frage ist jedoch, ob diese 

Unterstützungsmassnahmen greifen, wenn keine Kooperationsbereitschaft vorhanden ist. Ein Ansatz zur 

Unterstützung wenig oder nicht kooperationsbereiter Jugendlichen könnte vielmehr die Stärkung von 

aufsuchender Sozialarbeit sein, die mit den betreffenden Jugendlichen in Kontakt treten und an der 

Vertrauensbasis arbeiten, ohne als Autorität angesehen zu werden.  

 Perspektive der Fachpersonen in den drei Beispielkantonen 

In allen drei Fokusgruppen wurde die Meldemöglichkeit nach Art. 3c BetmG beziehungsweise die 

kantonale 3c-Stelle als nicht ausreichend bekannt unter den relevanten Akteur:innen beurteilt. Teils ist 

selbst der 3c-Stelle beziehungsweise den Mitarbeitenden offenbar nicht klar, dass sie eine solche Stelle 

sind. Auch die Mehrheit der Fokusgruppenteilnehmenden kannten Art. 3c BetmG nicht. Gleichzeitig wird 

der Sinn einer weiteren Meldemöglichkeit neben der KESB hinterfragt. Potenzial von Art. 3c BetmG wird 

vor allem in der Sicherstellung des Amts-/Berufsgeheimnisses für Fachpersonen gesehen, obwohl den 

meisten Fachpersonen unbekannt ist, welche konkreten Auswirkungen der Gesetzesartikel auf ihren 

Arbeitsalltag hat. Der Ursprungsgedanke eines niederschwelligen Zugangs und F+F zu ermöglichen, wird 

indes als sehr sinnvoll erachtet. Es würde sich lohnen zu sehen, wie F+F und Angebote mit 

niederschwelligem Zugang gestärkt werden können. 

4.4.1 Unterstützung und F+F sind zentral 

Von vielen Teilnehmenden der Fokusgruppen wurde Art. 3c BetmG als nicht sinnvoll erachtet für F+F. 

Der Begriff «Meldung/melden» (frz. «signaler», «annoncer») wird im Zusammenhang mit F+F als nicht 

adäquat erachtet und wird tendenziell mit einer Gefährdungsmeldung an die KESB assoziiert. Eine 

Meldung erfolgt oftmals auch erst dann (wenn eine solche überhaupt in Betracht gezogen wird), wenn 

alle Möglichkeiten im eigenen Kompetenzbereich oder unter Einbezug von Fachpersonen aus anderen 

Bereichen ausgeschöpft wurden. Teils werden Betroffene unter den verschiedenen Akteur:innen 

herumgereicht, bevor eine Meldung erfolgt. Oft ist die Situation dann bereits so komplex, dass nicht 

mehr von F+F gesprochen werden kann und die Meldung direkt an die KESB erfolgt. 

Das Vertrauensverhältnis, eine tolerante Haltung und Präsenz sind im Austausch mit Jugendlichen 

zentral. Dies schafft die Möglichkeit für einen offenen Austausch über problembelastete Themen. Aus 

 

 

27 Website mit Handlungsleitfäden für verschiedene Berufsgruppen/Bereiche. 

28 Leitfaden Kindeswohlgefährdung des Kanton Thurgau. 

29 SR 311.1 

https://sh.ch/CMS/Webseite/Kanton-Schaffhausen/Beh-rde/Verwaltung/Erziehungsdepartement/Dienststelle-Sport--Familie-und-Jugend/Abteilung-Kind-Jugend-Familie-8379587-DE.html
https://av.tg.ch/public/upload/assets/12289/201902_Leitfaden_Schule_KESB.pdf
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Sicht der Fachpersonen kann eine Meldung (KESB, 3c-Stelle) dieses Vertrauensverhältnis gefährden. 

Gleichzeitig tragen Unsicherheiten unter den Fachpersonen zu den Konsequenzen einer Meldung 

(3c-Stelle, KESB) dazu bei, dass auf eine Meldung verzichtet wird. Beispielsweise ist oft nicht klar, wie es 

weiter geht nach einer Meldung, wer sich um die Betroffenen kümmert, welche Massnahmen ergriffen 

werden oder ob die Stellen kompetent sind für eine fachspezifische Abklärung. Transparenz im Hinblick 

auf das, was nach einer Meldung geschieht, wird als zentral eingeschätzt und in Bezug auf kantonale 

Stellen, an die gemeldet werden kann, sollte unter den Fachpersonen Vertrauen geschaffen werden. 

Handlungsbedarf wird im frühzeitigen Erkennen und dem anschliessenden Triagieren im F+F-Prozess 

festgestellt. Für die Fachpersonen ist es schwierig basierend auf einem «unbestimmten Gefühl», einer 

vagen Vermutung oder Ähnlichem aktiv zu werden. Es braucht Aus- und Weiterbildung, um Anzeichen 

eines sich anbahnenden auffälligen Verhaltens oder von Problemen möglichst frühzeitig zu erkennen 

(z. B. Anzeichen eines problematischen Konsums, Wissen aufbauen, wie ein auffälliges Verhalten 

angesprochen werden kann). Es braucht auch Aus- und Weiterbildung für Berufsgruppen, die nicht direkt 

mit Substanzkonsum/Abhängigkeit zu tun haben. Der Austausch unter verschiedenen Akteur:innen wird 

als zentral angesehen in der Unterstützung von Jugendlichen. Es gibt Handlungsbedarf, alle relevanten 

Akteur:innen zu integrieren, die Nahtstellen sollten in jedem Kanton geklärt werden (Schule, Suchthilfe, 

Psychotherapie/Psychiatrie, JugA, Kindesschutz etc.). 

Der Schule wird im Bereich F+F eine zentrale Rolle zugeschrieben. Lehrpersonen können als Antenne 

dienen in der Früherkennung. Der Schulsozialarbeit kommt als Bindeglied zwischen den Lehrpersonen 

und dem Hilfesystem ausserhalb der Schule ebenfalls eine zentrale Rolle zu. Es wurde kritisiert, dass ein 

flächendeckender Zugang zur Schulsozialarbeit noch nicht in allen Kantonen auf allen Schulstufen 

vorhanden ist. Ferner könnte für die Früherkennung die Rolle von weiteren Fachpersonen, die in engem 

Kontakt mit Jugendlichen stehen, gestärkt werden (z. B. ärztliche Fachpersonen für Kinder/Jugendliche, 

Jugendarbeit). Die JugA kann zur Unterstützung Jugendlicher beitragen, wenn sie nach dem Prinzip «Hilfe 

statt/vor Strafe» funktionieren, also nach Möglichkeit eine tolerante Haltung zugunsten der Jugendlichen 

einnehmen und versuchen, ihren Handlungsspielraum auszunutzen (z. B. Suchtberatung anstelle von 

Busse). 

Als weitere Lücke im Bereich F+F wurde das Fehlen zuverlässiger und zeitgemässer digitaler Angebote 

der Beratung/Therapie und Schadensminderung ausgemacht. Handlungsbedarf gibt es bei digitalen 

Lösungen, die jungen Personen einen niederschwelligen, sicheren und optional anonymen Zugang zu 

Suchtfachpersonen, Jugend-/Sozialarbeiter:innen oder anderen Fachpersonen bieten. Gleichzeitig sind 

mit solchen Angeboten komplexe Fragen des Datenschutzes und des Zugangs verbunden sowie 

Kostenfragen, denn Minderjährige verfügen teils über beschränkte Budgets. Ressourcenfragen ergeben 

sich ebenfalls aufseiten des Unterhalts, der aufwendig ist und mit entsprechenden Stellenprozenten 

längerfristig garantiert werden muss.  

4.4.2 Lücken in den Angeboten für Jugendliche schliessen 

Jugendliche mit auffälligem Verhalten weisen vielmals eine komplexe Situation auf, in welcher neben 

Substanzkonsum/Abhängigkeit auch andere Thematiken vorkommen (Probleme zu Hause/mit 

Eltern/Geschwistern, an der Schule, mit Peers, Gewalt, psychische Probleme etc.). In den Fokusgruppen 

war Thema, dass bei der Situationseinschätzung entweder nur über die Suchtthematik gesprochen wird, 

andere Problematiken bleiben aussen vor; oder andere Probleme stehen im Vordergrund, die 

Suchtthematik wird nicht erkannt. Insgesamt bräuchte es eine umfassende Situationsanalyse, 

idealerweise unter Beteiligung verschiedener Fachpersonen. Gleichzeitig ist der Zugang zu den 

existierenden Angeboten oftmals eher hochschwellig, die Betroffenen trauen sich nicht, diese in 

Anspruch zu nehmen (z. B. Angst vor Konsequenzen, bspw. dass die Eltern davon erfahren oder Angst, 

erkannt zu werden, Schamgefühle). In den Fokusgruppen wurde deutlich, dass es für eine umfassende 

Situationseinschätzung nicht eine Meldestelle braucht, sondern vielmehr fachspezifische Stellen. Auf 
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Jugendliche zugeschnittene Angebote mit niederschwelligem Zugang werden als zentral angesehen. So 

kann auch eine Kontaktnahme auf Eigeninitiative erleichtert werden. Gute Angebote sprechen sich 

herum, was wiederum den Zugang erleichtert. 

Im Hinblick auf die Komplexität vieler Situationen und die Erleichterung des niederschwelligen Zugangs 

zu Angeboten werden umfassende Ansätze als vielversprechend für die Zukunft beurteilt, die 

verschiedene Angebote unter einem Dach vereinen. Dazu gehören beispielsweise auch multidisziplinäre 

Angebote sowie die Situationseinschätzung in multidisziplinären Teams (die bspw. bei der 

Indikationsstelle Sucht für Minderjährige im Kanton Freiburg in Form fachlicher Binome existieren). Die 

Vereinigung verschiedener Angebote unter einem Dach (Jugendarbeit, Beratung/Therapie, 

Schadensminderung, Prävention etc.), beispielsweise in Form anonymer Walk-in Angebote, stellt eine 

fachübergreifende, niederschwellige, rasche und unkomplizierte Unterstützung sicher. Zentral ist, dass 

die Angebote auf Jugendliche zugeschnitten sind und einen Austausch auf Augenhöhe erleichtern, indem 

sie auf ihre Lebenswelt zugeschnitten sind, Informationen in einer zielgruppenspezifischen Sprache 

vermitteln und nicht stigmatisieren, also davon ausgehen, dass Konsumerfahrungen in diesem Alter 

vorkommen können. 

Während städtische Zentren teils über interessante und vielfältige Angebote verfügen, fehlen 

zentrumsfern oft Angebote für Minderjährige und der Zugang zu den städtischen Angeboten ist aus 

strukturellen Gründen eingeschränkt (z. B. Öffnungszeiten, Distanz, Kosten für Weg).  

In den folgenden Bereichen wurden von den Fachpersonen Lücken identifiziert: 

• Jugendpsychotherapie/-psychiatrie 

• Offene und aufsuchende Jugendarbeit, Stärkung der Jugendarbeit für Jugendliche in komplexen 

Situationen (vgl. Kapitel 4.2.4) 

• Angebote der Schadensminderung (z. B. Drug Checking für Jugendliche, zielgruppenspezifische 

Informationen der Jugendlichen und Fachpersonen über Konsumtrends) 

• Wohnangebote für Jugendliche: kostengünstiger Wohnraum und Lösungen in Notsituationen, 

(positives Beispiel, z. B.: Pluto – Notschlafstelle für junge Menschen in Bern); bestehende 

Platzierungsangebote sind oft sehr teuer und stark ausgelastet 

• Angebote in der Phase zwischen Abschluss der obligatorischen Schulzeit und dem Erreichen der 

Volljährigkeit (und darüber hinaus), sogenannte Brückenangebote 

• Peer-Arbeit 

• Familienbegleitung sowie Angebote für Eltern (z. B. Elterncafés) 

• Flächendeckende Schulsozialarbeit (vgl. Kapitel 4.4.1) 

Als ebenfalls zentral angesehen wurde die strikte Trennung von Angeboten für Erwachsene und solchen 

für Jugendliche. Ferner wird der Übergang in die Volljährigkeit als komplex eingestuft, da sich die 

rechtliche Situation und das verfügbare Hilfesystem inklusive Finanzierung von einem Tag auf den 

anderen verändern. Dieser sensible Übergang sollte in die Überlegungen zu den Angeboten in den 

Kantonen einfliessen. Angebote sollten für eine bestimmte Lebensphase konzipiert werden (z. B. 15- bis 

25-Jährige). 

Schliesslich waren über alle Fokusgruppen hinweg die fehlenden finanziellen Mittel ein zentrales Thema. 

So fehlt es bei den 3c-Stellen selbst an Ressourcen, aber auch die mangelnde Finanzierung anderer 

Angebote der Jugendhilfe und Jugendförderung wurde stark kritisiert. 

4.4.3 Weitere Punkte 

• Unter Fachpersonen herrscht teils Unsicherheit zum weiteren Vorgehen, wenn eine Situation ihren 

Kompetenzbereich überschreitet. Für Fachpersonen ist oft auch nicht klar, ab welcher Schwelle eine 

Gefährdung vorliegt. Es bräuchte Instrumente zur besseren Identifikation einer Gefährdung. 

https://pluto-bern.ch/
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Gleichzeitig sollte jede Situation individuell beurteilt werden. Die Situationseinschätzung wird durch 

komplexe Situationen auf mehreren Ebenen weiter erschwert. Leitfäden geben den Fachpersonen 

Entscheidungs- beziehungsweise Handlungssicherheit. Gleichzeitig braucht es eine Art Hotline pro 

Kanton, wohin sich Fachpersonen bei Fragen wenden können.  

• Eltern erfahren nicht ausreichend Unterstützung. Die Elternarbeit sowie Familienbegleitungen 

könnten auf-/ausgebaut werden. Der Zugang der Eltern zu den kantonalen Stellen sollte gestärkt 

werden (z. B. mit Flyern). 

• Um den Auf-/Ausbau von Angeboten rechtfertigen zu können, braucht es Zahlen zur Anzahl der 

Betroffenen. Eine solide Datenbasis im Bereich F+F und Gefährdung fehlt. 

• Unterstützung des BAG wird in den folgenden Bereichen gewünscht: Finanzierung, Koordination, 

zielgruppenspezifische Kommunikation/Wissenstransfer, Beschaffung von Daten und Evidenzen, 

Stimulierung der Aus-/Weiterbildung.  

• Im Vorfeld von F+F wird die Stärkung der frühen Förderung in der Kindheit zum frühzeitigen Aufbau 

von Ressourcen (wie Emotions- und Stressregulation) als wichtig erachtet. 

4.4.4 Fazit Perspektive Fachpersonen 

Für die Teilnehmenden der Fokusgruppen spielt Art. 3c BetmG eine untergeordnete Rolle, oftmals ist er 

unter den relevanten Akteur:innen nicht bekannt. Gleichzeitig wird der Begriff «Meldung/melden» als 

nicht adäquat beurteilt. Der Fokus der alltäglichen Arbeit liegt vielmehr auf der Unterstützung der 

Jugendlichen, eine Meldung kommt erst infrage (wenn überhaupt), wenn alle anderen 

Unterstützungsmöglichkeiten ausgeschöpft sind. Kommt es zu einer Meldung, ist fraglich, warum es 

neben der KESB eine zweite Meldemöglichkeit braucht. Folglich wird gewünscht, dass F+F gestärkt wird 

sowie die Lücken in den Angeboten der Jugendhilfe und -förderung identifiziert und geschlossen werden. 

Umfassende Ansätze, die verschiedene Angebote unter einem Dach vereinen, werden als 

vielversprechend für die Zukunft beurteilt. Der Schule kommt im Bereich F+F eine zentrale Rolle zu. 

Handlungsbedarf wird ebenfalls verortet in der Aus- und Weiterbildung und der Stärkung der 

Handlungssicherheit von Fachpersonen. Vonseiten des BAG braucht es die Unterstützung der Kantone 

bei der Finanzierung, Koordination, Stimulierung der Aus-/Weiterbildung, zielgruppenspezifischen 

Kommunikation/Wissenstransfer, Beschaffung von Daten und Evidenzen. 

 Zusammenzug Stärken und Schwächen von Art. 3c BetmG sowie 

Handlungsbedarf 

4.5.1 Kritikpunkt 1: Fehlende Bekanntheit von Art. 3c BetmG und Information/Schulung 

Wie bereits die Kantonsbefragung30 gezeigt hat, scheint Art. 3c BetmG unter den relevanten 

Akteur:innen nicht ausreichend bekannt zu sein, dies hat sich auch in diesem Projekt bestätigt. Wenn 

eine Situation zu einer Meldung führt, dann an die KESB. Im Vorfeld einer Meldung wird oftmals 

versucht, den Handlungsspielraum auszunutzen und Unterstützung zu bieten. Dazu gibt es in vielen 

Kantonen Strukturen mit Unterstützungsmöglichkeiten im Vorfeld einer Gefährdungsmeldung an die 

KESB, vor diesem Hintergrund ist fraglich, welchen Zusatznutzen eine zweite Meldestelle bringen kann. 

Auch wenn in manchen Kantonen bei Inbetriebnahme der 3c-Stelle über die Meldemöglichkeit 

informiert wurde (z. B. Schulung, Informationsanlass, Mail, Dokumente), scheint die Information über die 

Jahre nicht erneuert worden zu sein. Da seither in der Regel mehrere Jahre vergangen sind, gingen die 

entsprechenden Informationen teils verloren. Es gibt vereinzelt Hinweise aus den Kantonen, dass 

 

 

30 Vgl. Stucki et al. (2019). 
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Stellenwechsel bei den kantonalen Akteur:innen sowie bei den 3c-Stellen dazu beigetragen haben. 

Unabhängig davon, welche Strukturen in den Kantonen vorhanden sind, ist es zentral, dass die 

Fachpersonen die existierenden Strukturen kennen und wissen, wann sie sich wohin wenden können. 

Bekanntheit allein reicht aber nicht, die entsprechenden Abläufe müssen auch Sinn ergeben für den 

Arbeitsalltag der Fachpersonen. Dies scheint bei Art. 3c BetmG nicht gegeben zu sein. 

4.5.2 Kritikpunkt 2: Konzentration auf illegale psychoaktive Substanzen 

Ein gewichtiger Kritikpunkt rund um Art. 3c BetmG betrifft die Integration der Meldebefugnis ins BetmG, 

wodurch Substanzen wie Alkohol, Medikamente oder Verhaltensweisen mit Abhängigkeitspotenzial von 

der Meldebefugnis ausgeschlossen wurden. Erstens ist gemäss Befragung nicht allen Akteur:innen klar, 

dass die Meldemöglichkeit auf illegale Substanzen beschränkt ist. Zweitens kennen mehrere Kantone 

eine breite Umsetzung, die alle Bereiche abdeckt. Wenn Alkohol, Medikamente oder Verhaltensweisen 

mit Abhängigkeitspotenzial, die nicht unter Art. 3c BetmG fallen, gemeldet werden, wird in der Regel 

nicht anders vorgegangen, als wenn eine klassische 3c-Meldung eingeht: Es erfolgt eine professionelle 

Abklärung. Ferner treten verschiedene Problematiken oftmals gleichzeitig auf, weshalb eine Trennung 

aufgrund der Komplexität der Situationen keinen Sinn ergibt.  Umfassende Unterstützungsansätze für 

alle Probleme im Suchtbereich werden mehrheitlich als wichtig erachtet (neben einer Meldung an die 

KESB nach ZGB). Wie die Fokusgruppen indes gezeigt haben, braucht es nicht unbedingt eine weitere 

Meldestelle neben der KESB, sondern Strukturen zur Unterstützung der betroffenen Jugendlichen (und 

Nahestehender) sowie der Fachpersonen im Vorfeld einer Meldung (vgl. Kapitel 4.4).  

4.5.3 Kritikpunkt 3: Art. 3c BetmG und F+F 

Die Haltung zur Frage, ob durch Art. 3c BetmG F+F als Ziel erreicht werden kann, ist tendenziell kritisch. 

Insgesamt wird Art. 3c BetmG als nicht sinnvoll erachtet für F+F: 

• Der Begriff «Meldung/melden» (frz. «signaler», «annoncer») wird als nicht zu F+F passend beurteilt. 

Er ist teils mit Ängsten oder Voreingenommenheit seitens der Jugendlichen oder der Eltern 

verbunden, da er spontan mit Instanzen wie der Polizei oder der KESB und damit mit der Strafjustiz 

und deren teils weitreichenden Konsequenzen in Verbindung gebracht wird.31 Auch seitens der 

Fachpersonen gibt es Vorbehalte zu melden, da damit das Vertrauensverhältnis, das grundlegend ist 

für eine respektvolle Beziehung auf Augenhöhe, negativ beeinflusst werden kann. 

• Eine Meldung erfolgt oftmals erst dann (wenn überhaupt), wenn alle Möglichkeiten im eigenen 

Kompetenzbereich oder unter Einbezug von Fachpersonen aus anderen Bereichen ausgeschöpft 

wurden. Für kooperationsbereite Jugendliche reichen nach Aussage der Befragten die gängigen 

Möglichkeiten von Prävention, F+F und Beratung/Therapie aus. Bei Jugendlichen mit grossem 

Widerstand gegen eine Unterstützung und einem stark problematischen Verhalten sind Polizei, JugA 

oder KESB oftmals bereits involviert, eine weitere Meldestelle erscheint auch für solche Jugendliche 

nicht sinnvoll. Auch kann eine Meldung per se vonseiten der Jugendlichen Widerstand auslösen. Soll 

F+F und damit der Unterstützungsgedanke in den Vordergrund gerückt werden, darf der negative 

Effekt einer Meldung unter Jugendlichen in einer komplexen Situation nicht unterschätzt werden. Die 

Unterstützung soll vom Gedanken «Hilfe statt/vor Strafe» geleitet werden. 

 

 

31 Eine systematische Untersuchung des Vorhandenseins solcher Ängste/Vorbehalte sowie der 

Auswirkung auf eine Meldung (BetmG oder KESB) scheint zu fehlen, eine Auslegeordnung hierzu 

wäre hilfreich. 
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• Es gibt keine rechtliche Grundlage für eine Meldung und F+F, in Art. 3c BetmG steht nicht, dass eine 

Meldung früh erfolgen muss. Im Gegenteil, die Bedingungen für eine Meldung nach Art. 3c BetmG 

sind von rechtlicher Seite als eher hoch einzuschätzen (vgl. Kapitel 4.5.5).  

4.5.4 Stärken, Schwächen und Handlungsbedarf 

Der Handlungsbedarf im Zusammenhang mit Art. 3c BetmG wird sowohl von den KKBS-Mitgliedern als 

auch von den befragten 3c-Stellen als gross eingeschätzt. Die mit Art. 3c BetmG verbundenen Stärken 

und Schwächen lassen sich auf verschiedenen Ebenen verorten (Individuum, Kantone/Gemeinden, 

Bund/Gesetz). Die Einschätzung der Stärken und Schwächen korreliert mit der Umsetzung im Kanton, 

daraus resultieren teils diametral entgegensetzte Haltungen. Ein Beispiel: Eine befragte Person schätzte 

den Zugang zu der 3c-Stelle niederschwellig ein, eine andere hochschwellig; oder die Unterstützung 

durch eine 3c-Stelle wird als freiwillig/nicht freiwillig eingeschätzt. 

Auf individueller Ebene (vgl. Tabelle 3) zeigt sich die gegensätzlichen Beurteilungen insbesondere im 

Zugang zu Unterstützung für die Betroffenen (auch im Sinne von F+F), der Freiwilligkeit der Angebote 

sowie dem Einbezug der Eltern. 

 

Bereich Stärken Schwächen 

F+F 

 

Ermöglicht rasche Unterstützung und umfassende 

Beurteilung der Situation; Konsum wird nicht 

bagatellisiert 

Interventionsmöglichkeit, bevor das Problem zu gross 

ist beziehungsweise bevor die KESB eingeschaltet wird 

Hilfe statt/vor Strafe; Stärkung des Gedankens, dass 

Unterstützung auch beim Konsum illegaler 

psychoaktiver Substanzen zentral ist; ermöglicht 

Beratung/therapeutische Massnahmen 

Ermöglicht Sofortmassnahmen und massgeschneiderte 

Massnahmen (KESB-3c-Stelle) 

Verzögerung durch Meldung (wird durch 

zwischengeschaltete Triage verstärkt) 

Nicht für akute Gefährdung geeignet 

Kaum Handlungsspielraum bei fehlender Kooperation 

der betreffenden Person 

Extrinsische Motivation für eine Unterstützung 

Freiwillig-

keit 

Freiwillig Meldung steht im Widerspruch zur Freiwilligkeit der 

Beratung 

Eltern Ermöglicht, dass sich Jugendliche und Eltern mit dem 

eigenen Konsum und risikoreichen Konsummustern 

auseinandersetzen 

Sensibilisiert Eltern beziehungsweise Jugendliche 

Manche Eltern fühlen sich kontrolliert 

Tabelle 3: Ebene Individuum: Stärken und Schwächen von Art. 3c BetmG 

Auf Ebene der Kantone und Gemeinden (vgl. Tabelle 4) widerspiegeln sich die verschiedenen 

Umsetzungen insbesondere beim Zugang (hoch- oder niederschwellig), den Strukturen im Kanton sowie 

deren Professionalisierung/Vernetzung, F+F und der Verpflichtung der Kantone, aktiv zu werden.  

Auf Ebene des Bundes beziehungsweise auf Gesetzesebene (vgl. Tabelle 5) schliesslich zeigen sich 

Widersprüche in Bezug auf den Nutzen einer rechtlichen Grundlage, einer gesetzlichen Berücksichtigung 

von F+F sowie die Abgrenzung gegenüber der Kindeswohlgefährdung im ZGB.
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Bereich Stärken Schwächen Handlungsbedarf 

Zugang Niederschwellig, unkompliziert  Hochschwellig 

Hilfe nicht vor Ort, sondern Weiterverweisung an Stelle in 
räumlicher Distanz 

Auf Jugendliche zugeschnittene Angebote mit niederschwelligem Zugang; 
Lebenswelt der Minderjährigen berücksichtigen 

Professionelle 
Strukturen/ 

Vernetzung unter 
Fachpersonen 

Zentralisierte und professionalisierte Stelle 

Sensibilisiert Akteur:innen; ermöglicht 
Fachpersonen, Erfahrungen zu sammeln 

Ermöglicht Vernetzung/Koordination 
zwischen den Behörden und den 
Beratungsstellen 

Zusammenarbeit zwischen verschiedenen 
Fachstellen; vernetztes Handeln 

Zusammenarbeit mit JugA 

Möglichkeit für Polizei, Betroffene in die 
Suchthilfe zu bringen 

Direkte Meldung an Suchtfachstelle ist Triage-Modell vorzuziehen 

Oft erfolgt Kontakt Suchtfachstelle direkt, ohne Umweg über Art. 
3c BetmG 

Lücken in den Angeboten für Jugendliche (vgl. Kapitel 4.4.2); 
spezifische Therapieangebote für Jugendliche fehlen, 
insbesondere Krisenintervention 

Es fehlt an Sichtbarkeit und Befähigung der Fachpersonen 

Funktioniert nur mit Eigeninitiative bestimmter Akteur:innen 

Keine standardisierten Instrumente zur Evaluation der Situation 

Fehlende Rückmeldungen über das weitere Vorgehen 

Erhöhter Aufwand (KESB-3c-Stelle) 

Professionelle Stellen mit niederschwelligem Zugang für Fach- und 
Privatpersonen 

Beratungsstellen beziehungsweise Jugendberatungsstelle schaffen/stärken 

Koordination und Vernetzung 

Genügend Ressourcen für die interdisziplinäre und interinstitutionelle 
Zusammenarbeit bereitstellen 

Sensibilisierung der Jugendarbeit und Schulsozialarbeit für Kontaktnahme bei 
(Sucht-)Fachstelle 

Telefonische oder online Fallberatungen für Fachpersonen (z. B. 
Suchtfachstelle) 

Kantone in der 
Pflicht 

Müssen Prozeduren erarbeiten und 
zuständige Stellen benennen sowie die 
nötigen Finanzen sprechen; unterstützt die 
Regelung der Zuständigkeiten 

Auftrag, zu informieren 

Umsetzung/Mehrwert für Kantone nicht klar 

Beträchtlicher/steter Aufwand, um das Thema präsent zu halten 

Es gibt keine Stelle, die einen Gesamtüberblick hat (z.  B. Anzahl 
der Meldungen, in Anspruch genommene Stellen für die 
Abklärung) 

Weiterentwicklung Ansätze: Stelle schaffen, die verschiedene Angebote unter 
einem Dach vereint (Jugendarbeit, Beratung/Therapie, Schadensminderung, 
Prävention etc.), multidisziplinäre Angebote, Situationsevaluation in 
multidisziplinären Teams (Vier-Augen-Prinzip); für alle Suchtbereiche; 
gegebenenfalls über den Suchtbereich hinaus 

Koordination im Kanton zentral; erfordert finanzielle Mittel oder eine 
Umsteuerung der bestehenden Angebotslandschaft 

Kantonale Abläufe überprüfen, anpassen und dokumentieren, 3c-Stelle 
verankern und mit anderen Angeboten abstimmen; Klärung der Nahtstellen 
(z. B. KESB) 

F+F Fokus auf F+F 

Unterstützt Fachpersonen beim frühen 
Handeln 

Zu wenig bekannt/genutzt (besonders in einem frühen Stadium) 

Statt Meldung: Intervention von Schulsozialarbeit, 
Jugendberatung, Studierendenbetreuung, Lehrlingsamt; personelle 
und fachliche Ausstattung der Schulsozialarbeit zentral für F+F 

Meldebefugte tun sich schwer, Jugendliche zu melden (mit 
Ausnahme Polizei, JugA); «Meldung/melden» als Hürde 

Zur Förderung von F+F, fortlaufende Information/Sensibilisierung und Aus-
/Weiterbildung erforderlich 

Schulsozialarbeit flächendeckend auf allen Stufen einführen 

Schulung/Information im Bereich Schule zu F+F und psychoaktiven Substanzen 

Auch Eltern und andere Bezugspersonen sensibilisieren 

Tabelle 4: Ebene Kantone/Gemeinden: Stärken, Schwächen und Handlungsbedarf 
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Bereich Stärken Schwächen Handlungsbedarf 

Nutzen rechtliche 
Grundlage 

Rechtliche Verankerung auf 
Bundesebene; Legitimierung 

Rechtliche Grundlage für 3c-Stelle, für 
Meldung durch Fachperson und für F+F 

Rechtliche Sicherheit für Fachpersonen 
(Amts-/Berufsgeheimnis) 

Füllt eine Lücke, insbesondere für 
Jugendliche 

Unklar, wofür Art. 3c BetmG dienlich ist, wofür er steht 

Zu restriktiv, Beschränkung auf illegale Substanzen, Ausschluss von 
Alkohol, Medikamenten, Verhaltensweisen mit Abhängigkeitspotenzial 

Der offizielle und staatliche Charakter verhindert möglicherweise 
Meldungen bei der kantonalen Stelle 

Im Bereich der Erwachsenen unklar 

Grundlegende Überlegungen zu F+F anstellen, Artikel allenfalls neu und an 
anderer Stelle rechtlich verankern (d. h. Weiterentwicklung der Grundlagen, 
nicht der Umsetzung); Klärung, ob der Gesetzesartikel notwendig ist; evtl. 
Gesetzesanpassung, Art. 3c BetmG streichen 

Potenzial von Art. 3c BetmG aufzeigen; Empfehlungen zur konkreten 
Anwendung des Artikels 

Evtl. Rahmenbedingungen schaffen für umfassende Anwendung (auch 
Alkohol, Medikamente und Verhaltensweisen mit Abhängigkeitspotenzial); 
von Kantonen klare Regelungen verlangen; Umsetzung kontrollieren 

F+F Wille des Gesetzgebers, F+F zu betreiben 

Art. 3c BetmG trägt zur Sensibilisierung 
und Legitimation von F+F bei 

F+F sollte anders umgesetzt werden, nicht in einem Gesetzesartikel 

F+F als interdisziplinäre Zusammenarbeit, nicht als «Meldung»; 
Umsetzung unklar, unklar, wann eine Meldung sinnvoll ist; Irrglaube, 
dass mit und nach einer Meldung eine sinnvolle Intervention möglich 
ist 

F+F wird unabhängig von Art. 3c BetmG betrieben beziehungsweise 
Art. 3c BetmG wird erst so spät angewendet, dass strikt genommen 
nicht mehr von F+F gesprochen werden kann (Problemlast bereits zu 
hoch) 

Beschreibung Modelle in den Kantonen; Good Practice-Modelle für F+F im 
Bereich Jugend und Sucht 

Sensibilisierung/Information und Aus-/Weiterbildung zu Art. 3c BetmG und 
F+F (zielgruppenspezifisch, Multiplikatoransatz); nationale Koordination, 
Aufbau Netzwerk/Fachaustausch inkl. Netzwerktreffen/Tagungen 

Grundlagen wie Vorgehensschema, Leitfaden und Factsheets oder andere 
Dokumente bereitstellen (z. B. Fragebogen zur Evaluation), sodass die 
Kantone diese an ihre Bedürfnisse angepasst integrieren können  

Handlungsspielraum bei fehlender Kooperation der gemeldeten Person 
klären/definieren; Jugendarbeit für nicht kooperationsbereite Jugendliche 
fördern 

Finanzielle Unterstützung der Kantone für Umsetzung 

Unterstützung von Forschung und Evaluation im Bereich F+F 

Abgrenzung ZGB Art. 3c BetmG ergänzt und stärkt die 
Bestimmungen des ZGB 

Abgrenzungsprobleme zu Meldepflicht/Gefährdungsmeldung nach 
ZGB; komplexe Situation für Fachpersonen mit zwei Melderechten und 
einer Meldepflicht 

Keine Notwendigkeit für eine zweite 3c-Stelle neben der KESB; Stelle 
mit niederschwelligem Zugang zur Unterstützung Jugendlicher zentral  

Klärung der Konsequenzen für Fachpersonen auf Amts-/Berufsgeheimnis 
sowie auf Rechte und Pflichten bei zwei Melderechten und einer 
Meldepflicht  

Um eine Intervention zu forcieren: Fachpersonen für eine 
Gefährdungsmeldung an die KESB sensibilisieren 

Tabelle 5: Ebene Bund/Gesetz: Stärken, Schwächen und Handlungsbedarf  
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4.5.5 Fazit Stärken, Schwächen und Handlungsbedarf 

Der Handlungsbedarf im Zusammenhang mit Art. 3c BetmG wird als erheblich eingeschätzt. Dies 

widerspiegelt sich auch in den grundsätzlichen Punkten in den Tabellen im vorhergehenden Kapitel und 

der Forderung nach einer Verbesserung der Situation. Das BAG nimmt hierbei eine zentrale Rolle ein, 

indem es Fragen klären, Wege für die Zukunft aufzeigen, Evidenzen bereitstellen (Good-Practice 

Modelle, F+F) und die Kantone insgesamt unterstützen kann (Koordination, finanziell etc.). Einige 

Forderungen konnten durch diesen Bericht bereits aufgegriffen werden (z. B. Beschreibung kantonaler 

Beispiele). 

Im Verlauf des Projekts hat sich herausgestellt, dass die Schwächen stärker gewichtet werden als die 

Stärken. Was bei den Stärken auffällt: Teils werden diese zwar im Zusammenhang mit Art. 3c BetmG 

genannt, bei näherer Betrachtung stehen sie indes weniger mit diesem Gesetzesartikel, sondern mit dem 

F+F-Gedanken in Verbindung. Im Gesetzestext gibt es auch keine rechtliche Grundlage für F+F, in 

Art. 3c BetmG steht nicht, dass eine Meldung früh erfolgen muss. Im Gegenteil, die Bedingungen für eine 

Meldung sind als eher hoch einzuschätzen (Abs. 1 Bst. a-b): «Amtsstellen und Fachleute im Erziehungs-, 

Sozial-, Gesundheits-, Justiz- und Polizeiwesen können den zuständigen Behandlungs- oder 

Sozialhilfestellen Fälle von vorliegenden oder drohenden suchtbedingten Störungen, namentlich bei 

Kindern und Jugendlichen, melden, wenn a. sie diese in ihrer amtlichen oder beruflichen Tätigkeit 

festgestellt haben; b. eine erhebliche Gefährdung der Betroffenen, ihrer Angehörigen oder der 

Allgemeinheit vorliegt; und c. sie eine Betreuungsmassnahme als angezeigt erachten.» Mit diesen drei 

Bedingungen erscheint eine Meldung nach Art. 3c BetmG nicht vorgelagert zu einer 

Gefährdungsmeldung an die KESB, wie ursprünglich vorgesehen, sondern als parallele Meldemöglichkeit 

bei einer Gefährdung.32 Daraus entstehen möglicherweise auch die Widersprüche zu F+F sowie die 

Ansicht, dass eine Meldemöglichkeit pro Kanton ausreicht (i. e. KESB). Die Einschätzung der 

Fokusgruppen, den Fokus auf F+F und weniger auf eine Meldung zu legen, ergibt vor diesem Hintergrund 

Sinn. 

Das Potenzial von Art. 3c BetmG wird weniger im Vorhandensein einer zweiten Meldestelle neben der 

KESB gesehen, sondern in einer «stillen Funktion», indem es mit einem Gesetzesartikel Regelungen zum 

Amts- und Berufsgeheimnis für Fachpersonen gibt. Den Fachpersonen ist indes oft nicht klar, was dies 

für den Arbeitsalltag und ihre Rechte und Pflichten bedeutet. Gleichzeitig ist die rechtliche Situation 

hinsichtlich der Rechte und Pflichten mit zwei Arten von Meldebefugnissen (BetmG, ZGB) und einer 

Meldepflicht (ZGB) für viele Fachpersonen komplex, vielfach unverständlich. 

Art. 3c BetmG kann auch politischen Signalcharakter haben, indem ein Prozess zur Evaluation und 

Adaption der kantonalen Versorgung Jugendlicher stimuliert wird. Art. 3c BetmG hätte auch Potenzial, 

wenn die Gültigkeit auf alle Suchtbereiche ausgeweitet werden könnte. Eine Anpassung der rechtlichen 

Grundlagen wäre indes mit grossen Unsicherheiten zum Ausgang der politischen Diskussionen 

verbunden. Eine passende rechtliche Grundlage, in welche Art. 3c BetmG überführt werden könnte, fehlt 

zum heutigen Zeitpunkt. Die Veränderung der rechtlichen Grundlagen wird daher zum aktuellen 

Zeitpunkt kritisch gesehen. 

 

 

32 Vgl. Fabian, 2020, S. 26ff, für eine Diskussion weiterer kritischer Punkte zu Art. 3c BetmG. 
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5 Zentrale Ergebnisse und Empfehlungen 

Es gibt zwar in 19 Kantonen eine 3c-Stelle, die Bestandesaufnahme und Bedarfsanalyse haben aber 

bestätigt, dass Art. 3c BetmG beziehungsweise die 3c-Stellen mit wenigen Ausnahmen nicht 

funktionieren: 

• Meldebefugnis wird nicht genutzt, es gibt keine oder kaum Meldungen; Zusatznutzen einer 

zweiten Stelle für Meldungen neben der KESB wird hinterfragt 

• 3c-Stellen und Meldemöglichkeit sind unter relevanten Fachpersonen nicht bekannt, teils ist 

selbst der 3c-Stelle ihr Status nicht klar 

• Art. 3c BetmG wird als nicht sinnvoll oder sogar hinderlich erachtet für Früherkennung und 

Frühintervention (F+F): F+F baut auf Vertrauen und Kooperation auf, dies steht im Gegensatz zu 

einer Meldung 

Die Umsetzungsprobleme lassen sich partiell dadurch erklären, dass bei Inkrafttreten von Art. 3c BetmG 

die rechtlichen Grundlagen für eine Professionalisierung des KESR geschaffen wurden und 2013 in Kraft 

traten. Damit lag eine Grundlage vor für alle Arten von Gefährdungen sowie rechtlich begründete 

Massnahmen, um Gefährdungssituationen begegnen zu können. Da Art. 3c BetmG beschränkt ist auf 

illegale psychoaktive Substanzen, Privatpersonen als Meldende ausschliesst und Massnahmen rechtlich 

nicht definiert sind, konnte durch Art. 3c BetmG kein Mehrwert generiert werden. 

Aus rechtlicher Sicht sind die Hürden für eine Meldung an eine 3c-Stelle hoch, denn es müssen 

weitreichende Bedingungen für eine Meldung erfüllt sein (Art. 3c Abs. 1 Bst. a-b BetmG; vgl. Kapitel 

4.5.5). Damit erscheint eine Meldung nach Art. 3c BetmG nicht vorgelagert zu einer 

Gefährdungsmeldung an die KESB, wie ursprünglich vorgesehen.33 Daraus entstehen eventuell auch die 

Widersprüche zu F+F. Die Wahrnehmung einer 3c-Stelle als niederschwellig unter verschiedenen 

Akteur:innen kommt möglicherweise durch die Angliederung der Stellen an eine Suchtfachstelle in 

manchen Kantonen zustande, die als niederschwelliger Zugang für Betroffene wahrgenommen wird im 

Vergleich zu einer Gefährdungsmeldung an die KESB. Aber auch diese 3c-Stellen funktionieren nicht gut. 

Global gesehen haben sich in den Kantonen drei Umsetzungsmodelle von Art. 3c BetmG etabliert: (1) 

Angliederung bei einer Suchtfachstelle; (2) Integration in die KESB; (3) kantonale Stelle mit 

Triagefunktion. Die Analysen haben gezeigt, dass Ansätze funktionieren, welche die Kritikpunkte 

berücksichtigen, indem eine umfassende Herangehensweise gewählt wird. Als Beispiel genannt werden 

kann die kantonale Indikationsstelle Sucht für Minderjährige im Kanton Freiburg mit rund 20-25 

Kontaktnahmen pro Jahr und damit mehr als der Hälfte der nach Art. 3c BetmG gemeldeten 

Jugendlichen in der Schweiz. Es handelt sich bei der Indikationsstelle nicht um eine 3c-Stelle in engem 

Sinn, der Ansatz geht über Art. 3c BetmG hinaus, indem Meldungen auch für Substanzen erfolgen 

können, die nicht dem BetmG unterliegen (z. B. Alkohol oder Medikamente) sowie für Verhaltensweisen 

mit Abhängigkeitspotenzial. Des Weiteren umfasst der Ansatz folgende zentrale Elemente: Abklärung an 

einer Stelle mit Kompetenzen in den Bereichen Abhängigkeit und Jugendliche; Situationseinschätzung 

durch Binom Sozialarbeit und Fachperson Kindesschutz (Vier-Augen-Prinzip); Einbezug der Betroffenen; 

 

 

33 Seitens der KESB gilt das Subsidiaritätsprinzip (Art. 389 Abs. 1 ZGB) sowie die Verhältnismässigkeit 

(Art. 389 Abs. 2 ZGB): Zuerst werden freiwillige Unterstützungsmöglichkeiten ausgeschöpft, bevor 

Massnahmen nach ZGB ergriffen werden (wenn die freiwilligen Möglichkeiten nicht ausreichen oder 

es Widerstand seitens der Betroffenen gibt). Das heisst, eine Massnahme muss immer erforderlich 

und geeignet sein (auf die individuelle Situation zugeschnitten), wenn das private und öffentliche 

Hilfesystem nicht mehr ausreicht. Nach mündlichen Hinweisen scheinen freiwillige Massnahmen 

noch nicht in allen Kantonen gleichermassen ausgeschöpft zu werden. 
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Empfehlung zum weiteren Vorgehen; Integration relevanter Stellen und Dienste; separate Abläufe für 

Minderjährige und Erwachsene (vgl. Kapitel 4.3.1). Art. 3c BetmG hatte politischen Signalcharakter, 

indem ein Prozess stimuliert wurde, die kantonalen Strukturen zu überdenken und zu adaptieren, was in 

einem umfassenden Ansatz unter Berücksichtigung der relevanten kantonalen Akteur:innen zur 

Unterstützung Minderjähriger und Erwachsener im Kanton resultierte. In sieben Kantonen wurde auf die 

Benennung einer spezifischen 3c-Stelle verzichtet, es gibt indes auch in diesen Kantonen Strukturen zur 

Unterstützung Jugendlicher. 

Die Analyse der Ergebnisse aus den verschiedenen Projektschritten haben zu Empfehlungen in 

verschiedenen Bereichen geführt, die nachfolgend präsentiert und begründet werden.  

 Auf situationsgerechte und frühzeitige Unterstützung von Jugendlichen 

fokussieren34,35 

Die Bestandesaufnahme und Bedarfsanalyse haben gezeigt, dass Art. 3c BetmG als nicht sinnvoll erachtet 

wird für Früherkennung und Frühintervention (F+F). F+F baut auf einem Austausch auf Augenhöhe auf, 

der auf Vertrauen und Kooperation basiert. Dies steht im Gegensatz zu einer Meldung, die eher als 

top-down wahrgenommen wird und die ein letztes Mittel ist, wenn andere Möglichkeiten ausgeschöpft 

sind. Gleichzeitig öffnet sich auch ein Spannungsbogen zwischen der Fürsorgepflicht gegenüber 

Jugendlichen (staatlicher Schutz) und dem Zulassen von Autonomie und Konsumkompetenz (handelnde 

und eigenverantwortliche Jugendliche, die in einem gewissen Alter möglicherweise Erfahrungen mit 

psychoaktiven Substanzen machen).36 Die Haltung einzelner Fachpersonen zu diesen beiden Ansätzen 

beziehungsweise die berufsbedingten Voraussetzungen haben einen Einfluss auf die Herangehensweisen 

im Alltag. Der Begriff Meldung (Französisch: «signaler», «annoncer») wird von vielen Fachpersonen aus 

dem Gesundheits-, Sozial- und Erziehungsbereich als nicht zu F+F passend beurteilt. Er wird mit einer 

Gefährdungsmeldung an die KESB assoziiert. Gleichzeitig ist die Möglichkeit einer Meldung durch eine 

Gefährdungsmeldung an die KESB hinreichend abgedeckt und es ist nicht klar, welchen zusätzlichen 

Nutzen eine weitere Meldestelle neben der KESB bringen könnte, auch wenn es sich «nur» um eine 

Befugnis und nicht um eine Pflicht handelt. Generell sollte eine Meldung erst erfolgen, wenn alle 

Möglichkeiten im Kompetenzbereich der Fachpersonen oder unter Einbezug von Fachpersonen aus 

anderen Bereichen ausgeschöpft wurden. Zudem gibt es auch keine rechtliche Grundlage für eine 

Meldung und F+F, denn in Art. 3c BetmG steht nicht, dass eine Meldung früh erfolgen muss. Im 

Gegenteil, die Bedingungen für eine Meldung sind von rechtlicher Seite als eher hoch einzuschätzen (vgl. 

Kapitel 4.5.5). 

Folglich steht Art. 3c BetmG gewissermassen im Widerspruch zu F+F in der harmonisierten Definition: 

«Früherkennung und Frühintervention (F+F) hat zum Ziel, die ersten Anzeichen eines Problems möglichst 

früh zu erkennen und den Handlungsbedarf abzuklären, um geeignete Massnahmen zu finden und die 

Betroffenen zu unterstützen.»37 Zwar schwang der F+F-Gedanke bei der Erarbeitung von Art. 3c BetmG 

für die revidierte Fassung des BetmG mit und die frühzeitige Unterstützung von Jugendlichen wird von 

 

 

34 F+F als Konzept bezieht sich auf alle Altersgruppen; der vorliegende Bericht fokussierte indes auf 

Jugendliche, daher können nur Empfehlungen in Bezug auf diese Altersgruppe abgegeben werden. 

35 Die ersten drei Kapitel sind nicht trennscharf. So betrifft bspw. die Empfehlung, kantonale Stellen 

für die Beratung von Fach-/Privatpersonen einzurichten (Kapitel 5.3) ebenfalls die kantonalen 

Strukturen (Kapitel 5.2) und die Forderung, F+F zu stärken (Kapitel 5.1). 

36 Vgl. Infodrog, 2022, S. 29f. 

37 Vgl. BAG, 2022. 
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den Befragten als zentral angesehen. Ob dies über einen Gesetzesartikel erreicht werden kann, wird 

jedoch bezweifelt. Vielmehr sollte der F+F-Ansatz gestärkt werden.38  

Für Fachpersonen ist oftmals nicht klar, für welche Situationen eine Meldung nach Art. 3c BetmG 

angezeigt ist. Für kooperationsbereite Jugendliche ist eine Meldung oft nicht nötig, denn es existieren 

bereits verschiedene Möglichkeiten der Unterstützung (Lücken in der Jugendhilfe und -förderung 

müssen indes geschlossen werden, vgl. Kapitel 5.2). Bei Jugendlichen mit grossem Widerstand gegen 

eine Unterstützung und einem stark problematischen Verhalten (häufig auf mehreren Ebenen) sind 

Schule, Polizei oder JugA oftmals bereits involviert. Eine weitere Meldestelle neben der KESB erscheint 

für solche Jugendliche nicht sinnvoll. Ausserdem kann eine Meldung Widerstand auslösen, da sie 

top-down erfolgt. Der Begriff «melden» hat einen offiziellen Charakter und ruft negative Assoziationen 

hervor. Er kann mit Ängsten oder Voreingenommenheit seitens der Jugendlichen oder auch der Eltern 

verbunden sein, da er mit Instanzen wie der Polizei, JugA oder der KESB und damit mit der Strafjustiz und 

deren teils weitreichenden Konsequenzen in Verbindung gebracht wird. Diese Vorbehalte werden von 

Fachpersonen vielfach geteilt. Wenn der Unterstützungsgedanke in den Vordergrund gerückt wird, sollte 

die Unterstützung für vulnerable oder gefährdete Jugendliche vom Gedanken «Hilfe statt/vor Strafe» 

geleitet werden. Die JugA/Jugendgerichte können hierzu beitragen, wenn sie nach Möglichkeit eine 

tolerante Haltung zugunsten der Jugendlichen einnehmen und versuchen, ihren Handlungsspielraum 

auszunutzen (z. B. Suchtberatung anstelle von Busse).39 Streng genommen bewegt man sich hier bereits 

ausserhalb des Bereichs F+F.  

Handlungsbedarf wird auch in der Früherkennung der Situationen festgestellt.40 Für die Fachpersonen ist 

es schwierig, aktiv zu werden basierend auf einem «unbestimmten Gefühl», einer vagen Vermutung oder 

Ähnlichem. Die Schwelle zu einer Gefährdung ist unklar. Die Unsicherheiten unter den Fachpersonen 

liegen ebenfalls an begrifflichen und definitorischen Überschneidungen mit den ZGB-Artikeln zu den 

Gefährdungsmeldungen. Dennoch könnte F+F gestärkt werden, indem Fachpersonen noch besser 

befähigt werden, Anzeichen eines sich anbahnenden auffälligen Verhaltens oder von Problemen 

möglichst frühzeitig zu erkennen. Im Bericht zur Zukunft der Drogenpolitik41 sind unter Punkt 10 

«Intensivierung der Früherkennung und Frühintervention» Massnahmen zur Stärkung von F+F gelistet: 

(a) Förderung der Aus- und Weiterbildung von Fachpersonen, die eng mit den Jugendlichen 

zusammenarbeiten (z. B. Schulsozialarbeit, Jugendarbeit); (b) Förderung der berufsübergreifenden 

Zusammenarbeit und bessere Vernetzung der Akteur:innen in verschiedenen Settings, in denen sich 

Jugendliche bewegen (Schule, Gemeinde, Familie, Arbeit, Freizeit, öffentlicher Raum etc.). Die Analysen 

in diesem Projekt unterstützen diese Ziele: Die Vernetzung und der Austausch mit anderen 

Fachpersonen und Behörden sowie die Information und Sensibilisierung sind zentral. Das 2022 

publizierte sucht- und berufsgruppenübergreifende Kompetenzprofil Sucht liefert einen 

Orientierungsrahmen zu den vielfältigen Kompetenzen, die in der Arbeit mit suchtbetroffenen Menschen 

und in der Prävention hilfreich sind. Es soll verschiedene Berufsgruppen und Weiterbildende bei der 

Konkretisierung der erforderlichen Kompetenzen in verschiedenen Tätigkeitsfeldern und für 

verschiedene Formen von Sucht unterstützen.42 Im Hinblick auf die Vernetzung und Zusammenarbeit in 

 

 

38 Übersicht F+F-Projekte/Programme: Le Mantia et al. (2018) oder Interventionprecoce.ch. 

39 Die JugA scheinen in den Kantonen unterschiedlich zu funktionieren. Eine Übersicht über die 

Funktionsweisen der kantonalen JugA wäre hilfreich zur Definition möglicher Rollen im Bereich F+F  

oder angrenzend dazu. 

40 Die 2020 eingereichte Motion «Früherkennung von Kindeswohlgefährdungen. Nationales 

Programm» (20.3231) zielte auf die Stärkung der Früherkennung von Gefährdungen bei Kindern und 

Jugendlichen. Sie wurde zur Ablehnung empfohlen und der Nationalrat folgte 2022 dem Bundesrat. 

41 Der Bericht des Bundesrats «Perspektiven der schweizerischen Drogenpolitik» (2021) integriert die 

Forderung nach Stärkung von F+F bei Jugendlichen aus BAG, 2019, S. 18. 

42 Vgl. Amberg et al., 2022. 

https://interventionprecoce.ch/
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20203231
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der Jugendhilfe und -förderung schafft Art. 317 ZGB eine rechtliche Grundlage: «Die Kantone sichern 

durch geeignete Vorschriften die zweckmässige Zusammenarbeit der Behörden und Stellen auf dem 

Gebiet des zivilrechtlichen Kindesschutzes, des Jugendstrafrechts und der übrigen Jugendhilfe.» Somit 

liegt ein solider rechtlicher Rahmen vor, die Vernetzung und somit die Unterstützung der Jugendlichen 

zu stärken. 

Ebenfalls als Lücke identifiziert wurde das Fehlen von suchtspezifischen Modulen in der Ausbildung von 

Fachpersonen, die nicht primär mit psychoaktiven Substanzen/Abhängigkeit zu tun haben.43 Das BAG 

sollte in seinen Sucht- und NCD-Strategien anstossen, dass in der Ausbildung solcher Fachpersonen 

Module zu Jugendlichen/Sucht/F+F stärker integriert werden (Anzeichen eines problematischen 

Konsums erkennen, wie ein auffälliges Verhalten ansprechen etc.). In der Früherkennung kommt eine 

zentrale Rolle den Jugendarbeitenden, Lehrpersonen und anderen Fachpersonen zu, die in engem 

Kontakt mit den Jugendlichen stehen.44 Deren Rolle als «Antenne» der Früherkennung erster Anzeichen 

mit anschliessendem Triagieren (Schulsozialarbeit, Schulleitung, Hilfesystem) könnte gestärkt werden. 

Dazu sollen Schlüsselpersonen wie Schulleitende, Verantwortliche in den Gemeinden und andere 

Führungspersonen noch stärker für die Anliegen und Implementierung von F+F an Schulen und in der 

Jugendarbeit sensibilisiert werden, mit dem Ziel, die Antennen-Funktion von Fachpersonen im 

F+F-Prozess zu stärken. 

Als weitere Lücke im Bereich F+F wurden fehlende digitale Angebote genannt. Diese Lücke betrifft nicht 

informative Websites für junge Menschen, die ausreichend vorhanden sind. Es handelt sich vielmehr um 

die Stärkung niederschwelliger beraterischer/therapeutischer oder schadensmindernder digitaler 

Angebote für (vulnerable oder gefährdete) Jugendliche. Handlungsbedarf gibt es somit bei digitalen 

Lösungen, die jungen Personen einen niederschwelligen, sicheren (Stichwort Datenschutz45) und 

optional anonymen Zugang zu Suchtfachpersonen, Jugend-/Sozialarbeiter:innen oder anderen 

Fachpersonen bieten sowie bei Ansätzen, mithilfe derer die digitalen Lebenswelten der Jugendlichen 

integriert werden können. 

Das BAG unterstützt die Kantone bei der Implementierung digitaler Angebote, indem die Technologie 

von SafeZone.ch für Blended Counseling46 und Beratungen vor Ort zur Verfügung gestellt wird. Dabei 

sollte vermehrt ein Fokus darauf gelegt werden, diese Unterstützungsmöglichkeit auch bei Akteur:innen 

der Jugendhilfe bekannt und nutzbar zu machen. Dabei gilt es, Erfahrungen zu sammeln, ob und wie 

Jugendliche mit solchen Angeboten angesprochen werden können. Weiter sollte überprüft werden, ob 

das deutsch- und italienischsprachige Angebot und die Inhalte der Plattform SafeZone.ch für die 

Zielgruppe der Jugendlichen erweitert werden sollten (in der französischsprachigen Schweiz besteht mit 

ciao.ch ein online Frage-Antwort-Angebot für Jugendliche). Zudem ist es zentral, aktuelles Wissen und 

Grundlagen bereitzustellen, wie die jungen Menschen abgeholt und wie ihre Lebenswelten besser 

integriert werden können (z. B. aufsuchende Jugendarbeit online). Generell sollte das Betreiben 

erfolgreicher digitaler Angebote langfristig sichergestellt werden, denn der damit verbundene Aufwand 

ist beträchtlich. 

 

 

43 Die KOKES hat im Bereich Kindeswohlgefährdung Handlungsbedarf bei der Schulung identifiziert: 

«Als wichtig erweisen sich auch Schulungen, insbesondere für meldepflichtige Personengruppen, 

aber auch für Personengruppen, die im Freizeitbereich mit Kindern Kontakt haben. Sie müssen 

hinreichend informiert, sensibilisiert und ausgebildet werden, um eine mögliche Gefährdung zu 

erkennen und abschätzen zu können, ob sie die Gefährdungssituation im Rahmen ihres Auftrages 

selbst entschärfen können.»  

44 Bspw. hat CCSA 2022 Materialien publiziert, um Bildungsfachleute im Umgang mit den Themen 

Substanzkonsum, Stigmatisierung, Cannabis vapen, Alkohol und Fahruntüchtigkeit zu stärken. 

45 Informationen zum Datenschutz von: Datenschutzbeauftragte des Kantons Zürich. 

46 Informationen zu Online-Beratungen. 

https://www.safezone.ch/de/blended-counseling
https://www.ciao.ch/questions/
https://www.kokes.ch/de/dokumentation/empfehlungen/melderechte-und-meldepflichten
https://www.datenschutz.ch/
https://www.infodrog.ch/de/aktivitaeten/onlineberatung.html
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Empfehlungen «Fokus auf situationsgerechte und frühzeitige Unterstützung von Jugendlichen» 

Bei jungen Menschen auf situationsgerechte und frühzeitige Unterstützungsmöglichkeiten fokussieren, 

weniger auf eine «Meldung» (nach Art. 3c BetmG). 

Ebene BAG 

1.1 Zielgruppe Fachpersonen: Vernetzung/Austausch sowie Information/Sensibilisierung/ 

Weiterbildung zu F+F bei Kindern und Jugendlichen im Suchtbereich fördern (zentrale 

Akteur:innen: Schulsozialarbeit/Schule, Jugendarbeit, Suchtfachstellen, Psychiatrie/ 

Psychotherapie, JugA, Angebote der Schadensminderung, KESB, ärztliche Fachpersonen für 

Kinder/Jugendliche): an Fachtagungen, Kongressen oder in anderen Austauschgefässen wie 

Expert:innengruppen oder Plattformen. 

1.2 Strategisch anstossen, dass in der Ausbildung von Fachpersonen, die nicht primär mit 

psychoaktiven Substanzen/Abhängigkeit zu tun haben, Module zu Jugendlichen/Sucht/F+F 

stärker integriert werden, z. B. für Schulen (Lehrpersonen, Schulsozialarbeit etc.), Jugendarbeit, 

Psychiatrie/Psychotherapie sowie ärztliche Fachpersonen für Kinder/Jugendliche. 

1.3 Digitale Angebote: Kantone im Aufbau von niederschwelligen beraterischen/therapeutischen 

und schadensmindernden Angeboten für (vulnerable/gefährdete) Jugendliche unterstützen 

(z. B. Technologie von Safezone.ch nutzbar machen für Akteur:innen der Jugendhilfe/-

förderung, Erweiterung des deutsch- und italienischsprachigen Angebots sowie die Ausweitung 

der Inhalte der Plattform SafeZone.ch für die Zielgruppe der Jugendlichen prüfen, Wissen und 

Grundlagen bereitstellen zur aufsuchenden Jugendarbeit online). 

Ebene Kantone/Gemeinden 

1.4 Sensibilisierung von Schlüsselpersonen wie Schulleitende, Verantwortliche in den Gemeinden 

und anderen Führungspersonen für die Implementierung von F+F in den Organisationen 

(Schule, Jugendarbeit etc.), mit dem Ziel, die Antennen-Funktion von Fachpersonen, die in 

engem Kontakt mit Jugendlichen stehen, zu stärken; ausreichende sowie gezielte Ressourcen 

sicherstellen, damit die F+F-Rolle neben den Kernaufgaben wahrgenommen werden kann. 

1.5 Digitale Angebote: Niederschwellige beraterische/therapeutische und schadensmindernde 

Angebote für (vulnerable/gefährdete) Jugendliche aus-/aufbauen (z. B. für Akteur:innen der 

Jugendhilfe/-förderung SafeZone.ch Technologie bereitstellen, aufsuchende Jugendarbeit 

online implementieren); längerfristige Finanzierung sicherstellen. 
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 Strukturebene: Umfassende Versorgung Jugendlicher sicherstellen  

Da die kantonalen 3c-Stellen mit wenigen Ausnahmen nicht funktionieren, braucht es einen anderen 

Umgang und neue Ansätze im Zusammenhang mit Art. 3c BetmG. Aus den dargelegten Gründen reicht 

es nicht, bestehende Ansätze bekannt zu machen und zu verbreiten. Unerlässlich ist eine 

Weiterentwicklung des Bestehenden, gegebenenfalls neue Strukturen in den Kantonen. Dabei sind klare 

Abläufe und Verantwortlichkeiten zentral. 

Vielversprechend für die Zukunft sind gemäss Austausch umfassende Ansätze, die idealerweise 

verschiedene, nicht nur suchtspezifische Angebote unter einem Dach vereinen. Günstig sind 

Abklärungen im Bereich Vulnerabilität und Gefährdung in multidisziplinären Teams (die bspw. im Kanton 

Freiburg in Form fachlicher Binome zur Situationseinschätzung existieren). «Umfassend» bezieht sich 

auch auf die Breite der berücksichtigten Themen, die sich nicht am BetmG orientieren sollten, sondern 

an den relevanten Suchtthemen (mit/ohne Substanzen) unter den Jugendlichen. Da Suchtthematiken oft 

nicht isoliert, sondern zusammen mit anderen Problemen auftreten (z. B. Absentismus, Gewalt, 

Suizidgedanken), sollten auch Angebote ausserhalb des Suchtbereichs mitgedacht und integriert werden. 

Die Vereinigung verschiedener Angebote unter einem Dach (Jugendarbeit, Beratung/Therapie, 

Schadensminderung, Prävention etc.), beispielsweise in Form anonymer Walk-in Angebote, stellt eine 

fachübergreifende, niederschwellige, rasche und unkomplizierte Unterstützung sicher (vgl. Kapitel 

4.4.2).47 Gleichzeitig sollten solche Angebote unter Einbezug der Betroffenen, also der Jugendlichen 

erarbeitet werden, damit sie deren Lebenswelt und Bedürfnisse entsprechen. 

Das Potenzial für eine Instanz, die vorgelagert zu einer Stelle mit Meldung angesiedelt ist, wird als sehr 

hoch beurteilt, der Bedarf für eine zweite Stelle für Meldungen neben der KESB ist gering. Die 3c-Stellen 

sollen neu aufgestellt werden, jedoch nicht als Meldestelle, sondern eher als niederschwellige, 

fachspezifische Anlaufstelle für die Situationseinschätzung. Nach der Situationseinschätzung können die 

betreffenden Personen weiter betreut oder an besser geeignete Stellen weitergeleitet werden (Triage) 

Die Indikationsstelle im Kanton Freiburg funktioniert in derartiger Weise, indem die Situation von 

Jugendlichen in einem Binom durch REPER abgeklärt und bei Bedarf triagiert wird, aber auch eine 

anschliessende Betreuung durch REPER möglich ist. 

In vielen Kantonen sind bereits Abläufe und Strukturen zur Unterstützung von Kindern und Jugendlichen 

im Suchtbereich vorhanden (mit oder ohne 3c-Stelle). Die vorhandenen Strukturen der Jugendförderung 

und -hilfe werden aber als nicht ausreichend beziehungsweise als äusserst lückenhaft beurteilt, auch 

wenn eine systematische Analyse davon nicht im Fokus des Berichts stand. Während städtische Zentren 

teils über interessante und vielfältige Angebote verfügen, fehlen zentrumsfern Angebote für 

Minderjährige und der Zugang zu den städtischen Angeboten ist aus strukturellen Gründen 

eingeschränkt (z. B. Öffnungszeiten, Distanz, Kosten für Weg). Die Chancengerechtigkeit ist somit nicht 

gewährleistet, da Minderjährige in absehbarer Zeit teils keinen Zugang zu den passenden Angeboten 

finden. Regionale Angebote, bei welchen beispielsweise mehrere Gemeinden zusammen eine 

Jugendarbeit oder auch eine Schulsozialarbeit aufbauen und finanzieren, sind zukunftsfähig, 

gegebenenfalls in Kombination mit digitalen Beratungsangeboten (vgl. Kapitel 5.1). Dies erfordert 

finanzielle Mittel beziehungsweise eine Umsteuerung der bestehenden Angebotslandschaft. 

 

 

47 In Frankreich gibt es sognannte «maisons des adolescents», kurz MDA, als multiprofessionelle 

Zentren für Jugendliche in komplexen Situationen. 
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Lücken wurden in den folgenden Bereichen identifiziert: Jugendpsychiatrie und -psychotherapie;48 

aufsuchende und offene Jugendarbeit, da teils Angebote fehlen oder bestehende Angebote nicht mit 

ausreichenden Ressourcen ausgestattet sind (z. B. Stärkung von Jugendarbeit für junge Personen in einer 

komplexen Situation); Schadensminderung mit beispielsweise fehlenden Drug Checking Angeboten für 

Personen unter 18 Jahren und zielgruppenspezifische Informationen der Jugendlichen und Fachpersonen 

zu Konsumtrends; Wohnangebote für Jugendliche, Lösungen in Notsituationen (z. B. Pluto – 

Notschlafstelle für junge Menschen in Bern).  

Eine weitere Lücke wurde bei den Angeboten für die Phase zwischen dem Abschluss der obligatorischen 

Schulzeit und dem Erreichen der Volljährigkeit identifiziert (Brückenangebote wie Motivationssemester, 

Case Management Berufsbildung CMBB). Weiter wurde die fehlende Trennung von Angeboten für 

Minderjährige und solchen für Erwachsene als problematisch beurteilt. Der Übergang in die Volljährigkeit 

wird als komplex eingestuft, da sich die rechtliche Situation und das verfügbare Hilfesystem inklusive 

Finanzierung mit Erreichen der Volljährigkeit von einem Tag auf den anderen verändern (z. B. Übergang 

vom Jugend- zum Erwachsenenstrafrecht, Bundesgesetz über die Krankenversicherung KVG, Sozialhilfe). 

Dies kann zu Brüchen in der Kontinuität der Unterstützung führen. Dieser sensible Übergang sollte in die 

Überlegungen zu den Angeboten in den Kantonen einfliessen. Gleichzeitig sollte die Angebotslandschaft 

nicht in Abhängigkeit vom Erreichen der Volljährigkeit gedacht werden, sondern als längere Lebensphase 

von der Jugendzeit bis ins junge Erwachsenenalter (z. B. 15 bis 25 Jahre).49  

Um Lücken zu identifizieren und zu schliessen, ist eine Identifikation der relevanten Stellen und Dienste 

und im Anschluss daran eine Überprüfung der Strukturen, Abläufe und Nahtstellen, also der 

bestehenden Angebote der Jugendförderung und -hilfe unter Beizug der relevanten Akteur:innen, 

angezeigt. Die Aufgaben und Abläufe bestehender 3c-Stellen sollten Teil der Überprüfung sein, um sie zu 

verbessern. Sie können in ein erweitertes Hilfesystem überführt werden. Gleichzeitig gilt es, die 

identifizierten Stellen gesamtschweizerisch zu sammeln und die Informationen dazu auf einer 

bestehenden Website zur Verfügung zu stellen (z. B. Suchtindex.ch), um die Informationen breit zu 

streuen.50 

Grosser Handlungsbedarf wurde auch im Hinblick auf fehlende Angebote in der Schulsozialarbeit auf 

allen Schulstufen identifiziert. Als Bindeglied zwischen den Lehrpersonen, der Schulleitung und dem 

erweiterten Hilfesystem nimmt die Schulsozialarbeit für F+F eine zentrale Rolle ein. In den Kantonen 

fehlen teils auch die rechtlichen Grundlagen für die Sicherstellung einer flächendeckenden 

Schulsozialarbeit, diese sollte geschaffen werden. Zudem wurden auch Lücken ausgemacht bei den 

Angeboten der Familienberatung sowie spezifischen Angeboten nur für Eltern (z. B. Elterncafés), denn 

die Eltern sind oft hilflos im Umgang mit den Problemen der Kinder und dankbar für Unterstützung. 

  

 

 

48 Eine Studie im Auftrag des BAG hat Lücken in der psychiatrisch-psychotherapeutischen 

Grundversorgung von Kindern und Jugendlichen festgestellt (Stocker et al., 2016). Die Folgen der 

Neuregelung der psychologischen Psychotherapie ab 1. Juli 2022 für Kinder und Jugendliche sind 

noch nicht abschätzbar. Die Lücken müssen indes rasch geschlossen werden, um eine 

bedarfsgerechte und rasche Versorgung und damit die Chancengerechtigkeit sicherzustellen. 

49 Für eine Übersicht der Herausforderungen in der psychiatrischen Betreuung und den Angeboten 

beim Übergang vom Jugend- ins Erwachsenenalter (Transition), vgl. von Wyl et al., 2020. 

50 Auf der Website Kinderschutz Schweiz können bspw. nach verschiedenen Kriterien Angebote der 

Beratung und Hilfe für Kinder und Jugendliche gesucht werden. 

https://pluto-bern.ch/
https://pluto-bern.ch/
https://www.infodrog.ch/de/hilfe-finden/suchtindex.html
https://www.kinderschutz.ch/angebote/beratungs-und-meldestellen
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Empfehlungen «Versorgung Jugendlicher sicherstellen» 

Abläufe und Strukturen in den Kantonen überprüfen und gegebenenfalls anpassen, damit frühzeitige 

Unterstützung von Kindern und Jugendlichen gestärkt wird; Nahtstellen überprüfen. Ansätze 

weiterentwickeln: Umfassende Ansätze bevorzugen, die alle Suchtbereiche berücksichtigen oder sogar 

darüber hinaus gehen, mehrere multidisziplinäre Angebote unter einem Dach vereinen 

beziehungsweise in multidisziplinären Teams arbeiten. 

Ebene BAG 

2.1 Zielgruppe Kantone: Generelle Informationen inkl. Good-Practice Modelle zu 

Unterstützungsoptionen Jugendlicher im Suchtbereich erarbeiten und bereitstellen (inkl. 

Modelle der umfassenden Unterstützung in Form multiprofessioneller Zentren). 

2.2 Bestehende Websites um Links zu den relevanten kantonalen Stellen und Dokumenten 

erweitern, bspw. Suchtindex.ch für eine Übersicht zu den kantonalen Angeboten (vgl. Punkt 

2.3). 

Ebene Kantone/Gemeinden51 

2.3 Identifikation und Benennung der relevanten Stellen und Dienste; Verantwortlichkeiten und 

Abläufe überprüfen, Lücken identifizieren, unter Einbezug von Fachpersonen aus 

verschiedenen Bereichen; Nahtstellen mit allen relevanten Akteur:innen klären (z. B. zwischen 

Suchtfachstelle, JugA, Schulsozialarbeit/Schule, KESB). 

2.4 Kantonale Angebote der Jugendförderung und -hilfe stärken (u. a. Angebote in Psychiatrie/ 

Psychotherapie, niederschwellige Angebote wie aufsuchende/offene Jugendarbeit, 

Schadensminderung wie Drug Checking etc.); benötigte Ressourcen bereitstellen. Die Angebote 

mit niederschwelligem Zugang und auf die Zielgruppe der Jugendlichen zugeschnitten 

organisieren. Ansätze weiterentwickeln: Verschiedene Angebote unter einem Dach vereinen im 

Sinne von multiprofessionellen Zentren (Beratung/Therapie, Prävention, Schadensminderung), 

multiprofessionelle Teams/Angebote mit Situationseinschätzung nach Vier-Augen-Prinzip. 

2.5 Flächendeckende Schulsozialarbeit auf allen Schulstufen sicherstellen; rechtliche Grundlagen 

schaffen. 

2.6 Angebote prüfen und gegebenenfalls schaffen für die Phase zwischen Abschluss der 

obligatorischen Schulzeit und Erreichen der Volljährigkeit (Brückenangebote wie 

Motivationssemester, CMBB) oder im Sinne eines Lebensphasenansatzes darüber hinaus (z. B. 

15 bis 25 Jahre).  

2.7 Angeboten der Familienberatung sowie Angebote nur für Eltern schaffen beziehungsweise 

stärken. 

 

  

 

 

51 Auch als interkantonaler Verbund oder interkantonale Vereinbarung möglich. 

https://www.infodrog.ch/de/hilfe-finden/suchtindex.html
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 Handlungssicherheit: Leitfaden für Fachpersonen erarbeiten 

Die Bestandesaufnahme und Bedarfsanalyse haben gezeigt, dass Fachpersonen in Kontakt mit Kindern 

und Jugendlichen oft unsicher sind, wann die Schwelle für eine Gefährdung beziehungsweise Meldung 

bei einer Suchtproblematik erreicht ist und wie sie vorgehen müssen, wenn nach der 

Situationseinschätzung interne Möglichkeiten ausgeschöpft sind. Zu diesen Unsicherheiten tragen die oft 

komplexen Situationen Jugendlicher mit Vulnerabilitäten in verschiedenen Bereichen bei (vgl. Kapitel 

4.4.2), die teils über die fachlichen Kompetenzen der betreffenden Fachpersonen hinaus gehen. So 

müssen sich die Fachpersonen die Frage stellen, ob sie in einer bestimmten Situation ausreichend 

kompetent sind, um selbst Abhilfe schaffen zu können, ob sie auf (externes) Fachwissen angewiesen sind 

oder eine KESB-Meldung notwendig ist. Teils ist unter Fachpersonen auch nicht bekannt, wohin sie sich 

bei Unterstützungsbedarf wenden können, abgesehen von den Vorgesetzten. Es braucht klare Schemen 

sowie fachliche Stellen für den Support und die Triage.  

Zur Unterstützung von Fachpersonen sollte in jedem Kanton ein Leitfaden erarbeitet werden, der für 

Situationen, die (noch) keine KESB-Meldung rechtfertigen, mögliche externe (kantonale) Akteur:innen 

und Unterstützungspartner listet. Eine KESB-Meldung ist dann angezeigt, wenn selbst nicht Abhilfe 

geschafft werden kann beziehungsweise eine klare Gefährdung vorliegt. Im Bereich 

Kindeswohlgefährdung liegen verschiedene Einschätzungshilfen vor, welche die Entscheidungsfindung 

erleichtern.52 Sie könnten für den Bereich vorgelagert zu einer KESB-Gefährdungsmeldung noch 

ausdifferenziert und mit kantonalen Unterstützungsmöglichkeiten in verschiedensten Bereichen (z. B. 

Absentismus, Gewalt, Suizidgedanken) angereichert werden. Konkrete Beispiele erhöhen zudem das 

Verständnis seitens der Fachpersonen. 

Das Potenzial einer fachspezifischen Stelle, an welche sich Fachpersonen für eine (anonymisierte) 

Fallberatung wenden können, wenn sie im Team an Grenzen stossen, wird als hoch eingeschätzt. Diese 

Funktion kann durch bestehende und im Sinne von Kapitel 5.2 adaptierte oder neu geschaffene Stellen 

sichergestellt werden (inkl. 3c-Stellen). Auch die KESB haben in manchen Kantonen im Bereich möglicher 

Gefährdungen eine Beratungsfunktion, allerdings erscheint eine suchtspezifische Beratungsstelle eher 

geeignet zur Beratung von Fachpersonen im Vorfeld einer Meldung. 

Die Beratungsfunktion sollte auch auf Privatpersonen ausgeweitet werden. Klar definierte Stellen dienen 

den Eltern, Bezugspersonen, Ausbildner:innen oder Personen, die im Freizeitbereich tätig sind (z. B. 

Vereine) als Ort für Unterstützung, denn diese sollten sich ebenfalls mit Fragen an eine Stelle wenden 

können. Die Streuung der entsprechenden Informationen in den Kantonen ist zentral. 

  

 

 

52 Kinderschutz Schweiz: Leitfaden «Kindeswohlgefährdung erkennen und angemessen handeln» für 

Fachpersonen aus dem Sozialbereich; Berner und Luzerner Abklärungsinstrument zum Kindesschutz; 

Kantonale Handlungsleitfäden (SG, SH, TG). 

https://www.kinderschutz.ch/media/zanoybpn/06_kss_leitfaden_3_071220_de_web.pdf
https://www.bfh.ch/de/forschung/forschungsprojekte/2015-379-254-466/
https://www.sg.ch/gesundheit-soziales/heb_hinschauen_einschaetzen_begleiten.html
https://sh.ch/CMS/Webseite/Kanton-Schaffhausen/Beh-rde/Verwaltung/Erziehungsdepartement/Dienststelle-Sport--Familie-und-Jugend/Abteilung-Kind-Jugend-Familie-8379587-DE.html
https://av.tg.ch/public/upload/assets/12289/201902_Leitfaden_Schule_KESB.pdf
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Empfehlungen «Handlungssicherheit: Leitfaden für Fachpersonen erarbeiten» 

Leitfaden zur Unterstützung von Fachpersonen in den Bereichen F+F, psychoaktive Substanzen/ 

Abhängigkeit und Jugendliche erarbeiten für die Akteur:innen in den Kantonen. In jedem Kanton 

Fachstelle benennen, wohin sich Fachpersonen bei Fragen wenden können (z. B. Suchtfachstelle, 

bisherige 3c-Stelle) und diese bekannt machen. 

Ebene BAG 

3.1 Für Fachpersonen: Die Kantone in der Entwicklung eines Leitfadens unterstützen (Orientierung 

an beziehungsweise Erweiterung der bestehenden Handlungsleitfäden im Bereich 

Kindeswohlgefährdung mit Fokus auf Phase vor KESB-Meldung). 

Ebene Kantone/Gemeinden 

3.2 Zielgruppe Fachpersonen: Kantonalen Leitfaden mit Unterstützungsmöglichkeiten im Kanton in 

verschiedenen Bereichen erarbeiten (Orientierung an bestehenden Handlungsleitfäden im 

Bereich Kindeswohlgefährdung mit Fokus auf Phase vor KESB-Meldung beziehungsweise 

Erweiterung bestehender Handlungsleitfäden). 

3.3 Regelmässige Information der kantonalen Akteur:innen zu den Verantwortlichkeiten; 

Information schriftlich und mündlich; Einführung für neue Mitarbeitende sicherstellen. 

3.4 Telefonische oder online Fallberatungen für Fachpersonen ermöglichen (z. B. Suchtfachstelle; 

bisherige 3c-Stelle); Ressourcen sicherstellen und bekannt machen. 

3.5 Kurze, mehrsprachige, nicht stigmatisierende und in einer einfachen Sprache gehaltene Flyer zu 

den zentralen Unterstützungsmöglichkeiten im Kanton erarbeiten und streuen. 

 Rechtliche Sicherheit: Auslegeordnung zu den Folgen einer Meldung nach 

Art. 3c BetmG 

Das Potenzial von Art. 3c BetmG wird weniger in der Tatsache gesehen, dass es neben der KESB eine 

zweite Meldestelle gibt, sondern in einer «stillen Funktion», indem der Gesetzesartikel das Amts- und 

Berufsgeheimnis regelt. Den Fachpersonen ist indes oft nicht klar, was dies für den Arbeitsalltag und ihre 

Rechte und Pflichten bedeutet. Gleichzeitig ist die Situation hinsichtlich der Rechte und Pflichten mit zwei 

Arten von Meldebefugnissen (BetmG, ZGB) und einer Meldepflicht (ZGB) für viele Fachpersonen komplex, 

vielfach unverständlich. Eine Auslegeordnung, welche die rechtlichen Auswirkungen auf den Arbeitsalltag 

klärt, wird gewünscht. Diese sollte die Rechte und Pflichten im Zusammenhang mit einer Gefährdung 

(Art. 3c BetmG, relevante ZGB-Artikel, kantonale Voraussetzungen) umfassen, inklusive der Auswirkungen 

auf das Amts- und Berufsgeheimnis.53 Ein kurzes, klärendes Dokument erhöht die Handlungssicherheit 

der Fachpersonen.  

Den Fachpersonen ist oftmals nicht klar, dass Art. 3c BetmG nur für illegale psychoaktive Substanzen gilt. 

Durch die Integration in das BetmG verliert der Artikel an Bedeutung, da wichtige Bereiche wie Alkohol, 

Medikamente oder Verhaltenssüchte wie Gaming oder Gambling keine Meldung rechtfertigen und für 

den Bereich der illegalen psychoaktiven Substanzen bereits umfassende rechtliche Möglichkeiten 

 

 

53 Grundlagen sind im Merkblatt der KOKES zu den Melderechten und -pflichten an die KESB nach Art. 

314c, 314d, 443, 453 ZGB sowie für den Bereich Schule und Gemeinden in Mösch Payot & Rosch 

(2011) zu finden. Für Fachpersonen braucht es indes ein kurzes und übersichtliches Dokument. 

https://www.kokes.ch/download_file/view/1104/501
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existieren (Ahndung Besitz und Konsum, KESB-Gefährdungsmeldung). Art. 3c BetmG hätte Potenzial, 

wenn die Gültigkeit auf alle Suchtbereiche ausgeweitet werden könnte. Eine Anpassung der rechtlichen 

Grundlagen wäre indes mit grossen Unsicherheiten zum Ausgang der politischen Diskussionen 

verbunden. Zudem fehlt zum heutigen Zeitpunkt eine passende rechtliche Grundlage, in welche 

Art. 3c BetmG überführt werden könnte.54 

Empfehlungen «Rechtliche Sicherheit» 

Rechtliche Folgen von Art. 3c BetmG und den ZGB-Artikeln zu den KESB-Gefährdungsmeldungen für 

Fachpersonen klären und in Form eines kurzen Dokuments zur Verfügung stellen. 

Ebene BAG 

4.1 Rechtliche Klärung, Zielgruppe Fachpersonen: Auslegeordnung zu den Auswirkungen von 

Art. 3c BetmG auf das Amts-/Berufsgeheimnis und den Rechten und Pflichten beziehungsweise 

den rechtlichen Folgen einer Meldung gemäss Art. 3c BetmG und den ZGB-Artikeln zu den 

Gefährdungsmeldungen, beziehungsweise einer Nicht-Meldung, für verschiedene 

Berufsgruppen erarbeiten (inkl. Berücksichtigung kantonaler Gesetze; vergleichbare 

Dokumente im Bereich Gefährdungsmeldungen). 

4.2 An Fachtagungen/Kongressen oder in anderen Austauschgefässen die Stärken und Schwächen, 

die Grenzen, die Umsetzungen/Alternativen thematisieren. 

 Datenbasis erweitern und verbessern 

Die Bestandesaufnahme und Bedarfsanalyse haben gezeigt, dass die Datenlage zu Früherkennung und 

Frühintervention (F+F) und Gefährdung Jugendlicher im Suchtbereich limitiert ist. Im Bereich F+F liegt 

bisher keine Schätzung zum Potenzial einer frühzeitigen Unterstützung Jugendlicher im Suchtbereich vor. 

Das Potenzial des F+F-Ansatzes für Personen ab 15 Jahren, die in der Schweiz aufgrund ihres Konsums 

ein erhöhtes Risiko aufweisen, wird als erheblich eingeschätzt (Delgrande Jordan et al., 2021, plus 

Faktenblatt55). Gleiches dürfte für Kinder und insbesondere Jugendliche der Fall sein, systematische 

Schätzungen fehlen indes. 

Daten zu den Gefährdungsmeldungen an die KESB für den Suchtbereich fehlen.56 Daten werden oftmals 

nicht systematisch erfasst und könnten nur mit erheblichem Aufwand aus den Falldokumentationen 

erschlossen werden. So kann weder geschätzt werden, wie viele Gefährdungsmeldungen im 

Zusammenhang mit einer Suchtproblematik jährlich erfolgten, noch welche freiwilligen oder 

verpflichtenden Massnahmen ergriffen wurden. Ebenfalls fehlt eine Differenzierung nach der Verortung 

der Suchtproblematik (bei den Kindern/Jugendlichen selbst, bei den Eltern/Erziehungsberechtigten oder 

bei beiden). Es bräuchte detaillierte Erhebungen zur Anzahl der Meldungen beziehungsweise der 

eröffneten Dossiers pro Jahr und weiterer Variablen über einen längeren Zeitraum, um verlässliche 

Aussagen insgesamt und für einzelne Gruppen von Substanzen oder Verhaltensweisen mit 

 

 

54 Eine Gelegenheit für rechtliche Änderungen würde allenfalls die Überarbeitung des BetmG im Zuge 

einer Cannabisregulierung bieten. 

55 Vgl. BAG, 2021. 

56 Lücken in der Datenerfassung sind unbestritten. Das Netzwerk Kinderrechte Schweiz zeigt im NGO-

Bericht an den UN-Kinderrechtsausschuss zahlreiche Bereiche auf, zu denen Daten fehlen. Motion 

21.4634 fordert eine «Verbesserte Erhebung der gesamtschweizerischen Daten zu den Kindes- und 

Erwachsenenschutzmassnahmen», der Bundesrat empfiehlt die Motion zwar zur Ablehnung, der 

Nutzen und die Notwendigkeit einer Datengrundlage zu Schutzmassnahmen für Kinder und 

Erwachsene wird indes anerkannt (im Rat noch nicht behandelt). 

https://www.netzwerk-kinderrechte.ch/resources/NKS_2021_NGO-Bericht3.pdf
https://www.netzwerk-kinderrechte.ch/resources/NKS_2021_NGO-Bericht3.pdf
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20214634
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Abhängigkeitspotenzial machen zu können. Solche Angaben könnten Hinweise auf das Potenzial für F+F 

im Vorfeld einer Gefährdungsmeldung an die KESB liefern. Die Konferenz für Kindes- und 

Erwachsenenschutz (KOKES), die bereits im Bereich der KESB-Daten zusammenträgt, könnte allenfalls als 

Ansprechpartnerin herangezogen werden. 

Empfehlungen «Datenbasis erweitern und verbessern» 

Schätzung des Potenzials von F+F bei Kindern und Jugendlichen sowie Verbesserung der Datenlage 

durch eine anonymisierte Datenerfassung bei den KESB. 

Ebene BAG 

5.1 Bericht zur Schätzung des Potenzials von F+F bei Jugendlichen/Suchtbereich mandatieren. 

5.2 Sondierung der Möglichkeiten zur Unterstützung der Kantone bei der systematischen Erhebung 

von Daten der KESB; Dateneingabemaske schaffen zur einheitlichen Datenerfassung über alle 

Kantone hinweg (im Bereich psychoaktive Substanzen/Abhängigkeit z. B. Alter, Geschlecht, 

betroffene Substanzen/Verhaltensweisen, getroffene Massnahmen, Verortung der Problematik 

bei Minderjährigen, Eltern oder beiden). 

Ebene Kantone/Gemeinden 

5.3 Bei den KESB systematisch ein Minimum an anonymisierten Daten in einer einheitlichen 

Datenmaske erfassen; Sicherstellung der nötigen Ressourcen. 

6 Ausblick 

Die Schwierigkeiten mit der Umsetzung von Art. 3c BetmG dauern bereits mehr als zehn Jahre an. Dieser 

Synthesebericht analysiert den aktuellen Stand, beschreibt kantonale Beispiele und integriert die Sicht 

der Fachpersonen. Basierend auf den Ergebnissen wird vorgeschlagen, einen anderen Blickwinkel 

einzunehmen und Art. 3c BetmG zur Stimulation verbesserter kantonaler Strukturen der Jugendhilfe und 

-förderung zu nutzen. Damit können bestehende Ansätze weiterentwickelt werden. Gleichzeitig sollte 

von der Verbindung von Art. 3c BetmG und Früherkennung und Frühintervention (F+F) Abstand 

genommen werden, da sie aus gewichtigen Gründen nicht sinnvoll ist. Ziel ist es indes, F+F und die 

Strukturen der Jugendhilfe und -förderung in den Kantonen zu stärken. Eine umfassende 

Herangehensweise dabei ist zentral. Umfassend bedeutet für alle Suchtbereiche oder sogar darüber 

hinaus, da einzelne Problematiken oft nicht unabhängig voneinander auftreten; umfassend auch 

hinsichtlich neuer Ansätze bei den strukturellen Angeboten in den Kantonen, die auf die Bedürfnisse der 

Jugendlichen ausgerichtet werden sollten und bei welchen es deutliche Lücken gibt, die geschlossen 

werden müssen. Die gelisteten Empfehlungen erfordern ein koordiniertes Handeln auf Ebene Kanton 

und Bund (BAG). Dieser Bericht fällt in eine Phase, in welcher bereits Schritte unternommen wurden, die 

Angebote in den Kantonen zu diskutieren, zu evaluieren und anzupassen.57 Er trägt dazu bei, diesen 

Prozess fortzuführen und die frühzeitige Erkennung und Unterstützung vulnerabler oder gefährdeter 

junger Personen sicherzustellen, um Folgeprobleme und -kosten zu verhindern oder zu reduzieren.  

 

 

57 Die KKBS führt mit der Hochschule für Soziale Arbeit Luzern ein Projekt zur Erarbeitung von 

Grundlagen für die (inter-) kantonale Steuerung der Suchthilfe durch. 

https://www.hslu.ch/de-ch/hochschule-luzern/forschung/projekte/detail/?pid=5735
https://www.hslu.ch/de-ch/hochschule-luzern/forschung/projekte/detail/?pid=5735
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Anhang 

Anhang 1: Artikel 3c BetmG 

1 Amtsstellen und Fachleute im Erziehungs-, Sozial-, Gesundheits-, Justiz- und Polizeiwesen können den 

zuständigen Behandlungs- oder Sozialhilfestellen Fälle von vorliegenden oder drohenden suchtbedingten 

Störungen, namentlich bei Kindern und Jugendlichen, melden, wenn: 

a. sie diese in ihrer amtlichen oder beruflichen Tätigkeit festgestellt haben; 

b. eine erhebliche Gefährdung der Betroffenen, ihrer Angehörigen oder der Allgemeinheit vorliegt; 

und 

c. sie eine Betreuungsmassnahme als angezeigt erachten. 

2 Betrifft eine Meldung ein Kind oder einen Jugendlichen unter 18 Jahren, so muss auch der gesetzliche 

Vertreter informiert werden, sofern nicht wichtige Gründe dagegen sprechen. 

3 Die Kantone bezeichnen fachlich qualifizierte öffentliche oder private Behandlungs- oder 

Sozialhilfestellen, die für die Betreuung gemeldeter Personen, namentlich gefährdeter Kinder oder 

Jugendlicher, zuständig sind. 

4 Das Personal der zuständigen Behandlungs- oder Sozialhilfestellen untersteht dem Amts- und 

Berufsgeheimnis nach den Artikeln 320 und 321 des Strafgesetzbuches20.21 

5 Amtsstellen und Fachleute nach Absatz 1, die erfahren, dass eine ihnen anvertraute Person gegen 

Artikel 19a verstossen hat, sind nicht zur Anzeige verpflichtet. 

 

Version online (Rechtssammlung des Bundes) 

 

  

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1952/241_241_245/de#fn-d6e751
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1952/241_241_245/de#fn-d6e760
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1952/241_241_245/de#art_3_c
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Anhang 2: Übersicht kantonale 3c-Stellen  

Stand Juni 2022 

Aargau Departement Gesundheit und Soziales 
Abteilung Gesundheit, Fachstelle Sucht 
Bachstrasse 15 
5001 Aarau 

Tel. 062 835 29 30 
E-Mail: info@ag.ch 
Website 

Appenzell 
Ausserrhoden 

Beratungsstelle für Suchtfragen  
Oberdorf 4 
9055 Bühler 

Tel. 071 791 07 40 
E-Mail: suchtberatung@ar.ch 
Website 

 Beratungsstelle für Suchtfragen 
Gossauerstrasse 2 
9100 Herisau 

Tel. 071 791 07 40 
E-Mail: suchtberatung@ar.ch 
Website 

Appenzell 
Innerrhoden 

Beratungsstelle für Suchtfragen AI 
Marktgasse 10c 
9050 Appenzell 

Tel. 071 788 92 59 
E-Mail: suchtberatung@gsd.ai.ch 
Website 

Basel-Landschaft keine  

Basel-Stadt keine1  

Bern KESB Seeland 
Stadtplatz 33 
Postfach 29 
3270 Aarberg 

Tel. 031 636 30 30 
E-Mail: info.kesb-se@be.ch 
Website 

 KESB Bern (Stadt) 
Weltpoststrasse 5 
3015 Bern 

Tel. 031 635 20 00 
E-Mail: info.kesb-be@be.ch 
Website 

 Burgerliche Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde 
Amthausgasse 28 
Postfach 
3001 Bern 

Tel. 031 328 87 87 
E-Mail: bkesb@bgbern.ch 
Website 

 KESB Biel/APEA Bienne 
Zentralstrasse 63 
Postfach 704 
2501 Biel 

Tel. 031 635 21 50 
E-Mail: info.kesb-bb@be.ch 
Website 

 APEA Jura bernois 
Rue de la Préfecture 2A 
Case postale 63 
2608 Courtelary 

Tel. 031 635 22 50 
E-Mail: info.apea-jb@be.ch 
Website 

 KESB Mittelland Nord 
Bernstrasse 5 
3312 Fraubrunnen 

Tel. 031 635 20 50 
E-Mail: info.kesb-mn@be.ch 
Website 

 KESB Oberland West 
Amthausgasse 4 
Postfach 74 
3714 Frutigen 

Tel. 031 635 22 75 
E-Mail: info.kesb-ow@be.ch 
Website 

 KESB Oberland Ost 
Schloss 11 
Postfach 
3800 Interlaken 

Tel. 031 635 22 25 
E-Mail: info.kesb-oo@be.ch 
Website 

  

mailto:info@ag.ch
https://www.ag.ch/de/verwaltung/dgs/gesundheit/gesundheitsfoerderungpraevention/suchthilfe_im_kanton_aargau_1/gefaehrdungsmeldung_2/gefaehrdungsmeldung_3.jsp?sectionId=2043867&accordId=2
mailto:suchtberatung@ar.ch
http://www.sucht-ar.ch/
mailto:suchtberatung@ar.ch
http://www.sucht-ar.ch/
mailto:suchtberatung@gsd.ai.ch
https://www.ai.ch/themen/gesundheit-alter-und-soziales/gesundheitsfoerderung-und-praevention/sucht-und-drogen/beratungsstelle-fuer-suchtfragen
mailto:info.kesb-se@be.ch
https://www.kesb.dij.be.ch/de/start.html
mailto:info.kesb-be@be.ch
https://www.kesb.dij.be.ch/de/start.html
mailto:bkesb@bgbern.ch
https://www.bgbern.ch/burgergemeinde/institutionen-abteilungen/bkesb
mailto:info.kesb-bb@be.ch
https://www.kesb.dij.be.ch/de/start.html
mailto:info.apea-jb@be.ch
https://www.kesb.dij.be.ch/de/start.html
mailto:info.kesb-mn@be.ch
https://www.kesb.dij.be.ch/de/start.html
mailto:info.kesb-ow@be.ch
https://www.kesb.dij.be.ch/de/start.html
mailto:info.kesb-oo@be.ch
https://www.kesb.dij.be.ch/de/start.html
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 KESB Emmental 
Dorfstrasse 21 
Postfach 594 
3550 Langnau 

Tel. 031 635 22 00 
E-Mail: info.kesb-em@be.ch 
Website 

 KESB Mittelland Süd 
Tägermattstrasse 1 
3110 Münsingen 

Tel. 031 635 21 00 
E-Mail: info.kesb-ms@be.ch 
Website 

 KESB Thun 
Scheibenstrasse 5 
Postfach 109 
3602 Thun 

Tel. 031 635 23 00 
E-Mail: info.kesb-th@be.ch 
Website 

 KESB Oberaargau 
Städtli 26 
Postfach 239 
3380 Wangen an der Aare 

Tel. 031 636 26 00 
E-Mail: info.kesb-oa@be.ch 
Website 

Freiburg / 
Fribourg 

Kantonale Indikationsstelle «Sucht» für Minderjährige / 
Dispositif cantonal d’indication « addiction » pour les jeunes et 
les personnes mineures 
Rue Hans-Fries 11 
1700 Fribourg  

Tel. 026 305 74 73 
E-Mail: info@reper-fr.ch 
Website dt / Website fr 

 Kantonale Indikationsstelle «Sucht» für Erwachsene / Dispositif 
cantonal d’indication « addiction » pour les adultes 
 

Tel. 026 305 30 70 
Kontaktformular / Formulaire de contact 
Website dt / Website fr 

Genf Direction générale de l‘office cantonal de l’enfance et de la 
jeunesse 
Rue des Glacis-de-Rive 11 
1207 Genève 

Tel. 022 388 55 83 
E-Mail: ssej@etat.ge.ch 
Website 

Glarus keine  

Graubünden keine  

Jura keine  

Luzern KLICK Fachstelle Sucht Region Luzern 
Obergrundstrasse 49 
6002 Luzern 

Tel. 041 249 30 60 
E-Mail: info@klick-luzern.ch 
Website 

Neuenburg Addiction Neuchâtel 
Rue de la Paix 133 
2300 La Chaux-de-Fonds 

Tel. 032 886 86 00 
E-Mail: info@addiction-ne.ch 
Website 

 Addiction Neuchâtel 
Rue des Fausses-Brayes 5 
2000 Neuchâtel 

Tel. 032 886 86 10 
E-Mail: info@addiction-ne.ch 
Website 

Nidwalden 

Jugend-Familien-Suchtberatung 
Kanton Nidwalden, Sozialamt 
Engelbergstr. 34 
6371 Stans 

Tel. 041 618 75 50 
E-Mail: suchtberatung@nw.ch 
Website 

Obwalden Jugend-Familien-Suchtberatung 
Kanton Obwalden, Sozialamt 
Dorfplatz 4 
6061 Sarnen 

Tel. 041 666 62 56 
E-Mail: suchtberatung@ow.ch 
Website 

  

mailto:info.kesb-em@be.ch
https://www.kesb.dij.be.ch/de/start.html
mailto:info.kesb-ms@be.ch
https://www.kesb.dij.be.ch/de/start.html
mailto:info.kesb-th@be.ch
https://www.kesb.dij.be.ch/de/start.html
mailto:info.kesb-oa@be.ch
https://www.kesb.dij.be.ch/de/start.html
mailto:info@reper-fr.ch
https://www.fr.ch/de/gesundheit/sucht-und-abhaengigkeiten/sucht-fuer-betroffene-und-deren-umfeld
https://www.fr.ch/de/gesundheit/sucht-und-abhaengigkeiten/sucht-fuer-betroffene-und-deren-umfeld
https://www.fr.ch/de/gsd/kaa/kontakt
https://www.fr.ch/dsas/smc/contact
https://www.fr.ch/de/gesundheit/sucht-und-abhaengigkeiten/sucht-fuer-betroffene-und-deren-umfeld
https://www.fr.ch/de/gesundheit/sucht-und-abhaengigkeiten/sucht-fuer-betroffene-und-deren-umfeld
mailto:ssej@etat.ge.ch
https://www.ge.ch/organisation/direction-generale-office-enfance-jeunesse
mailto:info@klick-luzern.ch
https://www.klick-luzern.ch/
mailto:info@addiction-ne.ch
https://www.addiction-neuchatel.ch/
mailto:info@addiction-ne.ch
https://www.addiction-neuchatel.ch/
https://www.nw.ch/ortsplan/a/6371%20Stans/Engelbergstrasse%2034
mailto:suchtberatung@nw.ch
https://www.nw.ch/jufasu/1137
mailto:suchtberatung@ow.ch
http://www.ow.ch/fachbereiche/1924
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St. Gallen Suchtberatung Oberes Rheintal 
Wiesentalstrasse 1a 
9450 Altstätten  

Tel. 071 755 67 10 
E-Mail: info@suchtberatung-or.ch 
Website 

 Soziale Dienste Au 
Suchtberatung 
Kirchweg 4 
9434 Au 

Tel. 058 228 62 40 
E-Mail: suchtberatung@au.ch 
Website 

 Soziale Fachstelle Unteres Toggenburg 
Sozial- und Alkoholberatung 
Toggenburgerstrasse 1 B 
9602 Bazenheid 

Tel. 071 932 10 90 
E-Mail: info@sfut.ch  
Website 

 Soziale Dienste Werdenberg 
Suchtberatung 
Fichtenweg 10 
9470 Buchs 

Tel. 058 228 65 65 
E-Mail: info@sdw-berg.ch  
Website 

 Suchtberatung Sozialdienst Region Gossau 
Gutenbergstrasse 8 
9200 Gossau 

Tel. 071 388 14 88 
E-Mail: sozialdienst@srg.sg.ch  
Website 

 Soziale Dienste Mittelrheintal 
Beratung Familie, Soziales, Sucht 
Widnauerstrasse 8 
9435 Heerbrugg 

Tel. 071 726 11 44 
E-Mail: beratung-fss@s-d-m.ch  
Website 

 Gemeinde Oberuzwil, Soziale Dienste 
Suchtberatung Oberuzwil-Jonschwil und Uzwil-Oberbüren 
Gerbestrasse 1 
9242 Oberuzwil  

Tel. 071 950 48 95 
E-Mail: suchtberatung@oberuzwil.ch 
Website 

 Regionales Beratungszentrum Rapperswil-Jona 
Alte Jonastrasse 24 
8640 Rapperswil 

Tel. 055 225 76 00 
E-Mail: rbz@rj.sg.ch  
Website 

 Suchtfachstelle Rorschach 
Signalstrasse 15 
9400 Rorschach 

Tel. 071 841 96 04 
E-Mail: suchtfachstelle.rorschach@ 
stiftung-suchthilfe.ch 
Website 

 Soziale Dienste Sarganserland 
Suchtberatung 
Ragazerstrasse 11 
7320 Sargans  

Tel. 081 725 85 00 
E-Mail: info@sd-sargans.ch 
Website 

 Blaues Kreuz St.Gallen - Appenzell 
Fachstelle Alkoholberatung 
Kugelgasse 3 (beim Marktplatz) 
Postfach 28 
9000 St.Gallen 

Tel. 071 231 00 31 
E-Mail: info-sg-app@blaueskreuz.ch  
Website 

 Suchtfachtstelle St.Gallen 
Brühlgasse 15 
9000 St.Gallen 

Tel. 071 245 05 45 
E-Mail: suchtfachstelle@stiftung-
suchthilfe.ch  
Website 

 Regionales Beratungszentrum Uznach 
Unterer Stadtgraben 6 
8730 Uznach 

Tel. 055 285 86 20 
E-Mail: info@rbuznach.ch  
Website 

 Soziale Fachstellen Toggenburg 
Bahnhofstrasse 6 
9630 Wattwil 

Tel. 071 987 54 40 
E-Mail: info@soziale-fachstellen.ch  
Website 

http://www.suchtberatung-or.ch/
mailto:info@suchtberatung-or.ch
http://www.suchtberatung-or.ch/
mailto:suchtberatung@au.ch
https://www.au.ch/
https://www.sfut.ch/
mailto:info@sfut.ch
https://www.sfut.ch/
mailto:info@sdw-berg.ch
http://www.sdw-berg.ch/
mailto:sozialdienst@srg.sg.ch
https://www.srg.sg.ch/de/
mailto:beratung-fss@s-d-m.ch
https://www.s-d-m.ch/
mailto:suchtberatung@oberuzwil.ch
https://www.oberuzwil.ch/organisationen/8118
mailto:rbz@rj.sg.ch
https://www.sozialedienstelinthgebiet.ch/
https://www.stiftung-suchthilfe.ch/
mailto:suchtfachstelle.rorschach@%20stiftung-suchthilfe.ch
mailto:suchtfachstelle.rorschach@%20stiftung-suchthilfe.ch
https://www.stiftung-suchthilfe.ch/
https://www.sd-sargans.ch/
mailto:info@sd-sargans.ch
https://www.sd-sargans.ch/
mailto:info-sg-app@blaueskreuz.ch
https://www.blaueskreuz-sg-app.ch/home
https://www.stiftung-suchthilfe.ch/home.html
mailto:suchtfachstelle@stiftung-suchthilfe.ch
mailto:suchtfachstelle@stiftung-suchthilfe.ch
https://www.stiftung-suchthilfe.ch/
mailto:info@rbuznach.ch
https://www.sozialedienstelinthgebiet.ch/
mailto:info@soziale-fachstellen.ch
https://www.soziale-fachstellen.ch/
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 Suchtberatung Region Wil 
Marktgasse 61 
9500 Wil 

Tel. 071 913 52 72 
E-Mail: info@sbrw.ch  
Website 

Schaffhausen Verein für Jugendfragen, Prävention und Suchthilfe (VJPS) 
Fachstelle für Gesundheitsförderung, Prävention und 
Suchtberatung 
Webergasse 2/4 
8200 Schaffhausen 

Tel. 052 633 60 10 
E-Mail: info@vjps.ch 
Website 

Schwyz Triaplus AG, Ambulante Psychiatrie und Psychotherapie (APP) 
Schwyz 
Mittlere Bahnhofstrasse 1 
8853 Lachen 

Tel. 041 747 69 00 
E-Mail: app.lachen@triaplus.ch 
Website 

 Triaplus AG, Ambulante Psychiatrie und Psychotherapie (APP) 
Schwyz 
Centralstrasse 5c 
6410 Goldau 

Tel. 041 747 68 00 
E-Mail: app.goldau@triaplus.ch 
Website 

Solothurn PERSPEKTIVE Region Solothurn-Grenchen 
Weissensteinstrasse 33 
Postfach 655 
4502 Solothurn 

Tel. 032 626 56 56 
E-Mail: info@perspektive-so.ch 
Website 

 Suchthilfe Ost GmbH 
Aarburgerstrasse 63 
4600 Olten 

Tel. 062 206 15 35 
E-Mail: sho@suchthilfe-ost.ch 
Website 

Tessin keine  

Thurgau KESB Arborn 
Schlossgasse 4 
Postfach 144 
9320 Arborn 

Tel. 058 345 72 80 
E-Mail: info.kea@tg.ch 
Website 

 KESB Frauenfeld 
Schönenhofstrasse 19 
Postfach 180 
8501 Frauenfeld 

Tel. 058 345 73 00 
E-Mail: info.kef@tg.ch 
Website 

 KESB Kreuzlingen 
Konstanzerstrasse 11 
Postfach 1621 
8280 Kreuzlingen 

Tel. 058 345 73 10 
E-Mail: info.kek@tg.ch 
Website 

 KESB Münchwilen 
Wilerstrasse 19 
Postfach 330 
8370 Sirnach 

Tel. 058 345 73 30 
E-Mail: info.kem@tg.ch 
Website 

 KESB Weinfelden 
Bahnhofstrasse 12 
Postfach 232 
8570 Weinfelden 

Tel. 058 345 73 40 
E-Mail: info.kew@tg.ch 
Website 

Uri Kontakt Uri: Jugend- und Elternberatung, Suchtberatung 
Verein Gesundheitsförderung Uri 
Gemeindehausplatz 2 
6460 Altdorf 

Tel. 041 874 11 80 
E-Mail: mail@kontakt-uri.ch 
Website 

Waadt DEPART: Repérage, évaluation et accompagnement 
d'adolescents consommateurs de substances 
Centre hospitalier universitaire vaudois (CHUV) 

 

 DEPART Centre 
Av. de la Gare 34 
1022 Chavannes-près-Renens 

Tel. 021 314 77 54 
E-Mail: programme.depart@chuv.ch 
Website 

mailto:info@sbrw.ch
https://www.suchtberatung-region-wil.ch/
mailto:info@vjps.ch
https://www.vjps.ch/
mailto:app.lachen@triaplus.ch
https://www.triaplus.ch/ueber-uns/app-schwyz/ueber-app-schwyz
mailto:app.goldau@triaplus.ch
https://www.triaplus.ch/ueber-uns/app-schwyz/ueber-app-schwyz
mailto:info@perspektive-so.ch
https://perspektive-so.ch/
mailto:sho@suchthilfe-ost.ch
https://suchthilfe-ost.ch/
mailto:info.kea@tg.ch
https://kesb.tg.ch/
mailto:info.kef@tg.ch
https://kesb.tg.ch/
mailto:info.kek@tg.ch
https://kesb.tg.ch/
mailto:info.kem@tg.ch
https://kesb.tg.ch/
mailto:info.kew@tg.ch
https://kesb.tg.ch/
mailto:mail@kontakt-uri.ch
https://www.kontakt-uri.ch/index.php/de/
https://suchtindex.infodrog.ch/fr/Search/Details/VD845?ActiveTab=1
https://suchtindex.infodrog.ch/fr/Search/Details/VD845?ActiveTab=1
mailto:programme.depart@chuv.ch
https://www.chuv.ch/fr/fiches-psy/programme-depart-reperage-evaluation-et-accompagnement-dadolescents-consommateurs-de-substances
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 DEPART Est 
Avenue des Alpes 66 
1820 Montreux 

Tel. 021 314 77 54 
E-Mail: depart@nant.ch 
Website 

 DEPART Nord 
La Brinaz 13 
1142 Montagny-près-Yverdon 

Tel. 021 314 77 54 
E-Mail: programme.depart@chuv.ch 
Website 

 DEPART Ouest 
Avenue Reverdil 4 
1260 Nyon 

Tel. 021 314 77 54 
E-Mail: programme.depart@chuv.ch 
Website 

Wallis keine  

Zürich Stadt Zürich, Soziale Einrichtungen und Betriebe  
Saferparty Streetwork 
Wasserwerkstrasse 17 
8006 Zürich 

Tel. 079 431 70 04 
E-Mail: info@saferparty.ch 
Website 

 Zweckverband SNH Soziales Netz Bezirk Horgen  
Suchtberatung  
Seestrasse 238 
8810 Horgen 

Tel. 044 718 17 17 
E-Mail: suchtberatung@snh-zv.ch 
Website 

Zug Kantonsarzt 
Amt für Gesundheit 
Aegeristrasse 56 
6300 Zug 

Tel. 041 728 39 39 
E-Mail: gesund@zg.ch 
Website 

Tabelle 6 (Anhang): 3c-Stellen in den Kantonen 

Anmerkung: 
1 Die Schaffung der 3c-Stelle war für 2022 geplant.  

mailto:depart@nant.ch
https://www.chuv.ch/fr/fiches-psy/programme-depart-reperage-evaluation-et-accompagnement-dadolescents-consommateurs-de-substances
mailto:programme.depart@chuv.ch
https://www.chuv.ch/fr/fiches-psy/programme-depart-reperage-evaluation-et-accompagnement-dadolescents-consommateurs-de-substances
mailto:programme.depart@chuv.ch
https://www.chuv.ch/fr/fiches-psy/programme-depart-reperage-evaluation-et-accompagnement-dadolescents-consommateurs-de-substances
mailto:info@saferparty.ch
https://www.stadt-zuerich.ch/sd/de/index/familien_kinder_jugendliche/jugendliche/streetwork.html
mailto:suchtberatung@snh-zv.ch
https://www.snh-zv.ch/de/Suchtberatung
mailto:gesund@zg.ch
https://www.zg.ch/behoerden/gesundheitsdirektion/amt-fuer-gesundheit/kantonsarzt/artikel-3c-betmg
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Anhang 3: Rechtliche Grundlagen, Dokumente und Websites pro Kanton 

Kanton Gesetzesartikel/Verordnung Meldeschema Meldeformular Weitere Dokumente/Websites 

AG --- PDF PDF Kantonale Informationsseite 

AR --- --- --- --- 

AI --- --- --- --- 

BE BSG 213.316.1 Verordnung (KESV), 

Art. 8a 

--- --- Mediendokumentation 

Änderung der KESV  

FR SGF 821.22.11 Verordnung über die 

Betäubungsmittel, Art. 7 

---  PDF (ab S. 7) Informationsseite REPER 

Kantonale Informationsseite 

GE rsGE K 4 20.02 Règlement relatif à 

l’application de la LStup..., art. 3 

--- --- --- 

LU --- PDF PDF Kantonale Informationsseite 

NE --- --- --- --- 

NW --- --- --- --- 

OW --- --- --- Revision Betäubungsmittelgesetz 

SG --- --- --- --- 

SH --- --- --- Handlungsleitfaden Schule 

SO --- PDF Word 

Online-Formular 

PDF – Informationsschreiben 

Information Meldestelle 

SZ 573.411 Vollzugsverordnung zum 

BetmG, Art. 3 

PDF Word Kantonale Informationsseite 

TG --- PDF, PDF  PDF, PDF  --- 

UR --- --- --- PDF (ab S. 4) 

VD --- --- --- --- 

ZG 823.5 Einführungsgesetz zum 

Bundesgesetz über die 

Betäubungsmittel, Art. 4 

PDF Word Kantonale Informationsseite 

PDF - Information Meldebefugnis 

ZH --- --- PDF Informationsseite 

PDF (S. 2, rechts) 

Tabelle 7 (Anhang): Rechtliche Grundlagen/Dokumente/Websites zu Art. 3c BetmG in den Kantonen mit 3c-Stelle 

Anmerkung:  
n=18. 

 

  

https://www.ag.ch/media/kanton_aargau/dgs/dokumente_4/gesundheit_1/gesundheitsfoerderung___praevention/suchthilfe/20210713_Vorgehensschema_Gefaehrdungsmeldung.pdf
https://www.ag.ch/media/kanton_aargau/dgs/dokumente_4/gesundheit_1/gesundheitsfoerderung___praevention/suchthilfe/Meldeformular_Gefaehrdungsmeldung_nach_ARt__3c_BetmG_2.pdf
https://www.ag.ch/de/verwaltung/dgs/gesundheit/gesundheitsfoerderungpraevention/suchthilfe_im_kanton_aargau_1/gefaehrdungsmeldung_2/gefaehrdungsmeldung_3.jsp?sectionId=2043867&accordId=2
https://www.belex.sites.be.ch/frontend/versions/1965?locale=de
https://www.belex.sites.be.ch/frontend/versions/1965?locale=de
https://www.be.ch/de/start/dienstleistungen/medien/medienmitteilungen.html?newsID=cf3e08de-87a5-30ba-8415-ef55bb021565
https://www.rr.be.ch/etc/designs/gr/media.cdwsbinary.RRDOKUMENTE.acq/9e65cd2efd0449859c41224782ea815c-332/3/PDF/2017.RRGR.95-Vortrag-DF-144504.pdf
https://bdlf.fr.ch/app/de/texts_of_law/821.22.11
https://bdlf.fr.ch/app/de/texts_of_law/821.22.11
https://www.fr.ch/sites/default/files/2018-08/dispositif-cantonal-addictions_mineurs_de_20180316_9pages.pdf
https://www.reper-fr.ch/de/dispositif-cantonal-d-indication-addictions-pour-les-jeunes-et-les-mineurs.html
https://www.fr.ch/de/gsd/kaa/datei/was-macht-der-kanton-freiburg-im-suchtbereich?page=2#detail
https://silgeneve.ch/legis/data/rsg_k4_20p02.htm
https://silgeneve.ch/legis/data/rsg_k4_20p02.htm
https://gesundheit.lu.ch/-/media/Gesundheit/Dokumente/Humanmedizin/Vorgehensschema_BetmGArt3.pdf?la=de-CH
https://gesundheit.lu.ch/-/media/Gesundheit/Dokumente/Humanmedizin/Meldeformular_BetmG_3c_pdf.pdf?la=de-CH
https://gesundheit.lu.ch/themen/Humanmedizin/sucht/Gefaehrdungsmeldung
https://www.ow.ch/_docn/32865/Meldebefugnis.pdf
https://www.ow.ch/_docn/32865/Meldebefugnis.pdf
https://sh.ch/CMS/Webseite/Kanton-Schaffhausen/Beh-rde/Verwaltung/Erziehungsdepartement/Dienststelle-Sport--Familie-und-Jugend/Abteilung-Kind-Jugend-Familie--KJF--11632999-DE.html
https://so.ch/fileadmin/internet/ddi/ddi-gesa/pdf/13_1_Praevention/3_Sucht/190813_Vorgehensschema_BetmG.pdf
https://so.ch/fileadmin/internet/ddi/ddi-gesa/pdf/13_1_Praevention/3_Sucht/190820_meldeformular_3cbetmg_original_geschuetzt.docx
https://suchthilfe-ost.ch/meldung-bei-gefaehrdung-durch-drogenkonsum/
https://so.ch/fileadmin/internet/ddi/ddi-gesa/pdf/13_1_Praevention/3_Sucht/190501_Infoschreiben_3c_BetmG.pdf
https://suchthilfe-ost.ch/meldung-bei-gefaehrdung-durch-drogenkonsum/
https://www.sz.ch/public/upload/assets/3812/573_411.pdf?fp=1
https://www.sz.ch/public/upload/assets/3812/573_411.pdf?fp=1
https://www.sz.ch/public/upload/assets/36548/180904_betmg_3c_vorgehensschema.pdf?fp=1
https://www.sz.ch/public/upload/assets/7800/meldeformular.docx?fp=1
https://www.sz.ch/privatpersonen/gesundheit-soziales/gesundheitsfoerderung-praevention/grundlagen-und-angebote.html/72-512-444-1722-1713
https://av.tg.ch/public/upload/assets/12289/201902_Leitfaden_Schule_KESB.pdf
https://guter-start-ins-kinderleben.tg.ch/public/upload/assets/80307/Broschuere_GSIK_2019_web.pdf
https://av.tg.ch/public/upload/assets/12289/201902_Leitfaden_Schule_KESB.pdf
https://guter-start-ins-kinderleben.tg.ch/public/upload/assets/80307/Broschuere_GSIK_2019_web.pdf
https://www.ur.ch/_docn/77975/Schulblatt_222_-_Marz_2013.pdf
https://bgs.zg.ch/app/de/texts_of_law/823.5
https://bgs.zg.ch/app/de/texts_of_law/823.5
https://bgs.zg.ch/app/de/texts_of_law/823.5
https://www.zg.ch/behoerden/gesundheitsdirektion/amt-fuer-gesundheit/kantonsarzt/artikel-3c-betmg/downloads/vorgehensschema-art-3c-2.pdf/download
https://www.zg.ch/behoerden/gesundheitsdirektion/amt-fuer-gesundheit/kantonsarzt/artikel-3c-betmg/downloads/meldeformular-art-3c.docx/download
https://www.zg.ch/behoerden/gesundheitsdirektion/amt-fuer-gesundheit/kantonsarzt/artikel-3c-betmg/
https://www.zg.ch/behoerden/gesundheitsdirektion/amt-fuer-gesundheit/kantonsarzt/artikel-3c-betmg/downloads/information-meldebefugnis-art-3c.pdf/download
https://www.stadt-zuerich.ch/content/dam/stzh/sd/Deutsch/neu/Familien%20Kinder%20und%20Jugendliche/Formulare%20und%20Merkbl%c3%a4tter/Jugendberatung_Streetwork/Meldeformular_3c_Streetwork_20160920.pdf
https://www.stadt-zuerich.ch/streetwork#meldestelle_fuergefaehrdetejugendliche
https://www.stadt-zuerich.ch/content/dam/stzh/sd/Deutsch/neu/Familien%20Kinder%20und%20Jugendliche/Formulare%20und%20Merkbl%c3%a4tter/Jugendberatung_Streetwork/Meldestelle_Infoflyer_201610.pdf
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Anhang 4: Teilnehmende Fokusgruppen (Bern, Freiburg, Schaffhausen) 

Vorname, Name Kanton Stelle/Institution 

Dominic Bähler BE Sozialarbeit, CONTACT Nightlife 

Isabelle Beetschen BE Sozialarbeit, PINTO – Prävention, Intervention, Toleranz, Bern 

Vanessa Berno FR Intervention en protection de l’enfant, Service de l'enfance et de la jeunesse (SEJ), 

Plateforme jeunes, Fribourg 

Philip Bösiger BE Sozialarbeiter, Jugendanwaltschaft Region Bern-Mittelland 

Quentin Bovet FR Travail social en milieu scolaire, Cycle d'orientation de la Veveyse, Châtel-St-Denis 

Alexandre Brodard BE Leiter CONTACT Nightlife 

Kathya Currat FR Travail social, REPER, Fribourg 

Dominique de Diesbach FR Schulsozialarbeit, Primarschule Schönberg und DOSF (Deutschsprachige 

Orientierungsschule Freiburg), Freiburg 

Nathalie Genoud FR Intervention en protection de l’enfant, Service de l'enfance et de la jeunesse (SEJ), 

Plateforme jeunes, Fribourg 

Gaël Gobet FR Juge de Paix, Justice de paix de l'arrondissement de la Sarine (JUSA), Fribourg 

Dr. Laurent Holzer FR Médecin directeur du Secteur de psychiatrie et psychothérapie pour enfants et 

adolescents du Réseau fribourgeois de santé mentale, Fribourg 

Nicole Joerg Ratter BE Geschäftsleiterin toj, Trägerverein für die offene Jugendarbeit Bern 

Barbara Kern SH Leitung Aussenwohngruppe, Rhyhuus Flurlingen 

Béatrice Lehmann BE Stv. Fachbereichsleiterin Jugendkriminalität, Kantonspolizei Bern 

Martin Lobsiger BE Regionalleiter Beratung und Therapie, BEGES 

Rahel Marti FR Schulsozialarbeit, Orientierungsschule Kerzers 

Cristina Moro FR Enseignante, Cycle d'Orientation de Marly et Centre thérapeutique de Jour, Givisiez 

Ruedi Pauli BE Heilpädagoge Oberstufe, Stapfenacker, Bümpliz 
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Sophie Riesen SH Vjps, Verein für Jugendfragen, Prävention und Suchthilfe, Schaffhausen 

Dunja Ritter SH Leitung Wohngruppe Friedeck, Gächlingen 

Toby Rüst BE Kinder und Jugend Fachstelle Aaretal, Münsingen 

Noëlle Schär FR Institutionsleitung Stiftung Kinderheim Heimelig, Kerzers 

Jasmin Schenkel SH Vjps, Verein für Jugendfragen, Prävention und Suchthilfe, Schaffhausen 

Anne Schmid BE Sozialarbeit, CONTACT Nightlife 

Katrin Schneider BE Schulsozialarbeit, Schulhaus Laubegg, Bern; Vorstand toj 

Deborah Spicher FR Schulsozialarbeit, Orientierungsschule Kerzers 

Sarah Strathmann SH Schulsozialarbeit, Schulhaus Gräfler, Schaffhausen 

Carlo Strohner SH Fachverantwortlicher Kindesschutz, Kanton Schaffhausen 

Tabelle 8 (Anhang): Teilnehmer:innen an den drei Fokusgruppen in Bern, Freiburg und Schaffhausen  
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Anhang 5: Teilnehmende Expert:innengruppe 

Christa Berger Stabsmitarbeiterin, Suchtpräventionsstelle Stadt Zürich 

Barbara Bösiger Schulsozialarbeitsverband (ssav) 

Alexandre Brodard Leiter CONTACT Nightlife, Bern 

Martina Good Schulsozialarbeitsverband (ssav) 

René Henz Sozialarbeiter, Jugendanwaltschaft Basel-Landschaft 

Prof. Dr. David Lätsch Forscher und Dozent, ZHAW Soziale Arbeit, Team Kindes- und Erwachsenenschutz 

Fabrice Rosselet Groupement Romand d’Etudes des Addictions (GREA) 

Lena Sandmeier Fachperson Suchtberatung ags, Aarau 

Joos Tarnutzer Kantonaler Suchtbeauftragter Kanton Basel-Landschaft, Präsident KKBS 

Daniel Wermuth Kantonspolizei, Jugend- und Präventionspolizei, Justiz- und Sicherheitsdepartement des Kantons 

Basel-Stadt 

Prof. Diana Wider Juristin und Sozialarbeiterin, Generalsekretärin KOKES 

Tabelle 9 (Anhang): Expert:innen zur Diskussion und Kommentierung der Empfehlungen 


